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196. Sitzung 

Bonn, den 5. Februar 1986 

Beginn: 11.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, die Sitzung ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung darf ich Ihnen 
zunächst mitteilen, daß vorgestern, am 3. Februar 
1986, der Abgeordnete Dr. Vogel seinen 60. Geburts-
tag gefeiert hat. Ich darf, Herr Dr. Vogel, die Wün-
sche des Hauses, die ich bereits ausgesprochen 
habe, noch einmal bekräftigen. 

(Lebhafter Beifall) 

Die heutige Sitzung habe ich gemäß Art. 39 Abs. 3 
Satz 3 des Grundgesetzes auf Grund des Verlan-
gens der Fraktionen der CDU/CSU und FDP einbe-
rufen. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben vergessen, 
mir eine Einladung zu schicken!) 

Die mit dem Verlangen verbundene vorgesehene 
Tagesordnung liegt Ihnen vor. 
Weiterhin liegt Ihnen ein Antrag der Fraktion der 

SPD betreffend Sicherung der Tarifautonomie und 
Wahrung der Neutralität der Bundesanstalt für Ar-
beit in Arbeitskämpfen auf Drucksache 10/4995 und 
ein Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN betreffend 
Erhaltung der Streikfähigkeit der Gewerkschaften 
auf der Drucksache 10/5004 vor, die zusammen mit 
Punkt 1 der Tagesordnung aufgerufen und beraten 
werden sollen. 

Außerdem liegen zu Punkt 3 der Tagesordnung 
weitere Anträge der Fraktion der SPD betreffend 
Wettbewerb und Verbraucherschutz im Einzelhan-
del — Drucksache 10/5002 — und Ladenschluß im 
Einzelhandel — Drucksache 10/5003 — vor. 

Für Punkt 1 der Tagesordnung ist eine Rede-
zeit von insgesamt dreieinhalb Stunden, für die 
Punkte 2 und 3 der Tagesordnung jeweils eine Aus-
sprache mit 10-Minuten-Beiträgen vorgesehen. 

Bezüglich des Gesetzentwurfs der Bundesregie-
rung auf Drucksache 10/4989 liegt ein Absetzungs-
antrag der Fraktion DIE GRÜNEN vor. 
Wird das Wort zur Geschäftsordnung gewünscht? 

— Das Wort hat Herr Abgeordneter Seiters. 

Seiters (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Da es aus der Opposition Wider-
spruch gegen die Aufsetzung der heutigen Tages-

ordnungspunkte gegeben hat, möchte ich im Rah-
men dieser Geschäftsordnungsdebatte für die CDU/ 
CSU-Fraktion begründen, warum wir den Antrag 
gestellt haben, heute in dieser Sitzung des Bundes-
tages die erste Lesung der drei vom Präsidenten 
bereits erwähnten Gesetzentwürfe durchzuführen. 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung der 
Neutralität der Bundesanstalt für Arbeit bei Ar-
beitskämpfen liegt uns heute fristgerecht vor. Da-
mit kann die seit Monaten schon überall geführte 
Diskussion jetzt dort stattfinden, wo die Entschei-
dungsbefugnis liegt, nämlich im deutschen Parla-
ment, und dies auf einer sorgfältig vorbereiteten, in 
den zuständigen Gremien vorberatenen Entschei-
dungsgrundlage. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Meine Damen und Herren, wir haben nach dem 
Metallarbeitskampf 1984 und der Rechtsunsicher-
heit, die entstand, weil die Bundesanstalt für Arbeit 
den § 116 AFG und die Neutralitätsanordnung von 
1973 anders ausgelegt hat als einstweilige Verfü-
gungen einzelner Sozialgerichte, die Probleme mit 
aller Sorgfalt und mit aller Ruhe geprüft. Wir haben 
das Gutachten des früheren Präsidenten des Bun-
desarbeitsgerichts, Professor Müller, eingeholt, wir 
haben über Monate hinweg Gespräche mit den Ta-
rifvertragsparteien geführt. Das Bundeskabinett 
hat danach im Dezember 1985 einen Gesetzentwurf 
verabschiedet. Wir haben mit der ersten Lesung im 
Deutschen Bundestag gewartet, bis der Bundesrat 
am 31. Januar 1986 eine erste Stellungnahme abge-
ben konnte. Angesichts dieser Vorgeschichte und 
Vorberatungen kann niemand ernsthaft behaupten, 
das Gesetz solle jetzt in unangemessener Eile durch 
das Parlament gebracht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schmidt  [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 

Karneval, oder was?!) 

Wir möchten, daß dieser Gesetzentwurf heute in 
erster Lesung beraten wird. Wir beantragen eine 
Debattenzeit von dreieinhalb Stunden. Er möge 
dann in die zuständigen Ausschüsse überwiesen 
werden. Wir werden ein mehrtägiges Hearing 
durchführen. Alle Fraktionen des Deutschen Bun- 
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destages sollten hierzu ihre Vorschläge unterbrei-
ten. Wir werden in den Ausschüssen eine ausrei-
chende Beratungszeit haben, und wir werden dann 
entscheiden. 

(Dreßler [SPD]: Ach ja! — Weitere Zurufe 
von der SPD) 

Wir wollen uns sorgfältig und zugleich zügig dieser 
Materie annehmen, und ich hoffe, alle Fraktionen 
dieses Hauses, aber auch die Tarifvertragsparteien 
werden sich an dieser Diskussion beteiligen. Ich 
sage für unsere Fraktion: Ein jeder Vorschlag wird 
vernünftig und sorgfältig geprüft, so wie es sich für 
ein parlamentarisches Beratungsverfahren, insbe-
sondere bei einer solch wichtigen Materie, gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dreßler [SPD]: Ich möchte den konstrukti

-

ven Vorschlag machen: Wir vergessen das 
Ganze! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Was die beiden anderen Gesetzentwürfe anbe-
trifft, so verweise ich beim Rentenanpassungsge-
setz, gegen das der Bundesrat am 31. Januar 1986 
keine Einwände erhoben hat, auf das dringende In-
teresse der Rentenversicherungsträger an einer be-
schleunigten Gesetzgebung, um die Vorbereitungen 
für die Durchführung der Rentenerhöhung zum 
1. Juli 1986 um 2,34 %, brutto um 3,1 %, in Ruhe 
durchführen zu können. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich verweise beim Gesetzentwurf zur Änderung 
wirtschafts- und verbraucherrechtlicher Vorschrif-
ten auf die auf jeweils fünf Jahre befristete Ausnah-
meregelung für die Klett-Passage nach § 23 des La-
denschlußgesetzes, die am 30. April dieses Jahres 
ausläuft. Wegen des Urteils des Bundesverwal-
tungsgerichts ist eine weitere Verlängerung nicht 
mehr möglich. 

Meine Damen und Herren, an die Adresse der 
GRÜNEN, die schriftlich Widerspruch eingelegt ha-
ben, will ich in aller Ruhe wiederholen, was ich in 
der vergangenen Woche in einem anderen Zusam-
menhang gesagt habe: Es ist letzten Endes ein un-
parlamentarisches Verfahren, wenn man ein Parla-
ment hindern will, seine Beratungen aufzuneh-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dreßler [SPD]: Totaler Quatsch, Herr Sei

-

ters! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich möchte die Fraktionen der Opposition auffor-
dern, nicht zu obstruieren, sondern genauso ernst-
haft und genauso sorgfältig in die Beratungen hin-
einzugehen, wie wir dies seitens der Koalition beab-
sichtigen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, des-
wegen bleiben wir bei unserem Antrag, alle drei 
Gesetzentwürfe heute zu beraten, und deswegen 
werden wir uns allen Bestrebungen widersetzen, 
die parlamentarischen Beratungen heute und in der 
Zukunft zu verzögern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Porzner. 

Porzner (SPD): Herr Präsident! Meine verehrten 
Damen und Herren! Die Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP haben den Antrag gestellt, heute 
gleich drei Tagesordnungspunkte zu behandeln, 
und sie haben ein Minderheitenrecht in Anspruch 
genommen. Es ist ein sehr ungewöhnliches Verfah-
ren; denn überhaupt nichts spräche dagegen, diese 
Tagesordnungspunkte in der nächsten ordentlichen 
Sitzungswoche, wie üblich, zu behandeln. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Da Sie ein außergewöhnliches Verfahren anwen-
den, Herr Dr. Seiters, widerspreche ich Ihnen, wenn 
Sie behaupten, es sei unparlamentarisch, Rechte, 
die das Parlament und die Minderheit haben, in 
Anspruch zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Hier steht jetzt gar nicht zur Debatte: Wir wollen 
die Rentenanpassung wie Sie, allerdings ohne die 
Kürzung um den Krankenversicherungsbeitrag. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Auch der Tagesordnungspunkt 3 mit den Zusatz-
punkten kann überwiesen werden; das ist heute 
nicht das Problem. Nein, Sie wollen eine Verände-
rung der Machtverhältnisse zwischen den Unter-
nehmern und den Arbeitnehmern, Sie wollen die 
Schwächung der Position der Arbeitnehmer in un-
serer Gesellschaft, Sie wollen die Schwächung der 
Position der Gewerkschaften. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Geschäftsord

-

nung!) 

Und was es bisher im Bundestag nicht gegeben 
hat: daß die Parteivorsitzenden der CDU, der CSU 
und der FDP über die Presse wissen lassen, wann 
der Bundestag zu beraten, wann er die Beratungen 
zu beenden und wann er zu beschließen hat! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN) 

Das hat es bisher nie gegeben! Sie werden sich 
daran nicht erinnern, und wenn Sie alle Protokolle 
von 1949 bis jetzt nachlesen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ich muß jetzt einen Satz hinzufügen, damit das 
später niemand mißinterpretiert: Das Recht eines 
Drittels der Mitglieder des Deutschen Bundestages, 
eine Sitzung einzuberufen und einen oder mehrere 
Tagesordnungspunkte zu behandeln, ist unumstrit-
ten; es wird auch von uns nicht bestritten. 

(Zustimmung bei der SPD — Zurufe von 
der CDU/CSU: Aha! — Na also!) 

Da Sie aber gleich drei Tagesordnungspunkte auf-
setzen ließen, 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

ist es unser Recht, zu beantragen, daß der erste 
Tagesordnungspunkt, nämlich die Beratung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
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eines Gesetzes zur Sicherung der Neutralität der 
Bundesanstalt für Arbeit bei Arbeitskämpfen, von 
der Tagesordnung abgesetzt wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir protestieren gegen das Verfahren, mit dem 
Sie den Deutschen Bundestag und seine Aus-
schüsse unter Zeitdruck setzen, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Im Gegenteil, 14 
Tage Gewinn!) 

und wir stellen deswegen den Antrag, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Zeitgewinn!) 

diesen Tagesordnungspunkt abzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Seit 
1984 wird über dieses Thema in der Öffentlichkeit 
gesprochen, beraten, gestritten und debattiert. 

(Zurufe von der SPD) 

Dieses Thema ist zum Gegenstand von Polemik, 
Agitation und Demagogie geworden; zur Demago-
gie haben wir übrigens am letzten Freitag schon 
etwas gesagt. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Der Entwurf liegt seit Ende 1985 vor. Der Bundesrat 
hat dazu seine Anmerkungen gemacht. Es liegt 
überhaupt kein Grund vor, jetzt nicht in die Bera-
tungen im parlamentarischen Zirkel einzutreten, ja, 
es ist geradezu geboten, das jetzt zu tun. 

(Zuruf von der SPD: Weil Karneval ist!) 

Denn wenn wir es nicht täten, würden wir etwas 
Merkwürdiges praktizieren: daß nämlich der Deut-
sche Bundestag, der an besonderer Stelle berufen 
ist, der das Recht und die Pflicht hat, diese Fragen 
zu behandeln, von der Beratung ferngehalten wird. 

(Zustimmung bei der FDP — Widerspruch 
bei der SPD) 

Es ist Zeit, die Klarstellung der Neutralitäts-
pflicht in ein geordnetes Gesetzgebungsverfahren 
zu bringen. Herr Kollege Porzner, es ist Zeit, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

und diese Zeit nehmen wir uns nach den Rechten 
der Geschäftsordnung, die j a auch von Ihnen nicht 
bestritten worden sind. 

Meine Fraktion bleibt bei der Aufsetzung dieses 
Tagesordnungspunktes. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bueb. 

Bueb (GRÜNE): Meine Damen und Herren! Zu-
nächst einmal vielen Dank an die SPD-Fraktion da-

für, daß sie sich unserem Absetzungsantrag ange-
schlossen hat! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nun zur Begründung: Bundesarbeitsminister 
Blüm hat letzte Woche in der „Wirtschaftswoche" in 
einem Interview zum § 116 AFG gesagt — ich zi-
tiere —: 

... wir sind so lange in Schwierigkeiten, wie die 
Arbeiter belogen werden. Und sie werden belo-
gen, daß sich die Balken biegen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Was ich wirklich unterschätzt habe, ist das Ver-
leumdungspotential im DGB. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Auch rich

-

tig! — Zurufe von der SPD: Pfui!) 

Wenn Sie, Herr Arbeitsminister Blüm, das, was Sie 
in diesem Interview gesagt haben, wirklich denken, 
muß man Ihnen und der Bundesregierung dringend 
raten, den Gesetzentwurf schleunigst von der Ta-
gesordnung zu nehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Gegen die angeblichen Verleumdungen, gegen die 
angeblichen Lügen des DGB hilft nämlich kein Ge-
setz. Die angeblichen Verleumdungen und Lügen 
lassen sich nur mit Überzeugungskraft beseitigen, 
und da im allgemeinen Lügen kurze Beine haben, 
so wird es Ihnen wohl ein Leichtes sein, die vom 
DGB so schändlich belogenen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer von der Wahrheit zu überzeugen. 
Hier empfehlen wir offene Diskussion mit dem 
DGB und den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern. Eine Diskussion, die von vornherein unter 
der Drohung eines Diktates steht, muß natürlich zu 
heftigen Reaktionen führen. Wenn also die Bundes-
regierung und der Bundesarbeitsminister wirklich 
an das glauben, was sie in der Öffentlichkeit perma-
nent sagen, und den Gewerkschaften Lügen, Ver-
drehungen und Verleumdungen vorwerfen, so liegt 
in Ihrem Interesse, die Diskussion zum § 116 AFG 
von der Tagesordnung abzusetzen. 

In der letzten Woche haben wir im Parlament 
über Fragen der Parlamentsreform diskutiert. Die 
für mich entscheidende Frage in dieser Sache ist, 
wie es dem Parlament gelingt, dem Interesse von 
Bürgern in größerem Maße Rechnung zu tragen als 
den Interessen einer mächtigen Wirtschaftslobby. 
Dies ist der Kernpunkt der Parlamentsreform. Wir 
begrüßen es daher nachhaltig, daß Gewerkschaft 
und Arbeitnehmer in der Frage des AFG 116 initia-
tiv geworden sind. Die GRÜNEN beteiligen sich an 
vielen Diskussionen und Veranstaltungen dazu. Un-
ser Engagement in dem Diskussionsprozeß wider-
spiegelt zugleich unser Verständnis von Parlamen-
tarismus. Wir sind bemüht, das, was Bürger als ihr 
Anliegen ansehen, aufzunehmen, mit ihnen zu dis-
kutieren und unseren Standpunkt bei ihnen darzu-
legen. 

Gerade in Sachen § 116 AFG gibt es viele Initiati-
ven und Veranstaltungen. Der Diskussionsprozeß 
ist in der Bevölkerung noch lange nicht abgeschlos- 
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sen. Es ist die Pflicht von uns Parlamentariern, uns 
diesem Diskussionsprozeß zur Verfügung zu stellen 
und mit den Bürgern für und wider diese Sache 
ausreichend zu diskutieren. 

Ich fordere Sie auf, wenn Sie schon nicht auf uns 
hören wollen: Nehmen Sie doch Ihre eigenen Leute 
endlich mal ernst, die da heißen Stingl, Benda, Kat-
zer usw., die alle vor einem Hoppladi-hopp-Verfah-
ren warnen und vor allen Dingen vor einer Verän-
derung des § 116 AFG. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wer diesen Diskussionsprozeß durch einen Gesetz-
gebungsakt amputieren will, zeigt einmal mehr, daß 
die Stimme des Volkes ihn einen feuchten Kehricht 
schert; der fördert die immer wieder geäußerte Mei-
nung im Volk, der einzelne könne j a sowieso nichts 
gegen „die da oben" machen. Wir brauchen uns 
nicht zu wundern, wenn immer mehr Bürgerinnen 
und Bürger darauf resigniert reagieren, aktive Be-
teiligung am Demokratiegeschehen für sinnlos hal-
ten und sich mit dem passiven Gang zur Wahlurne 
begnügen. 

Es widerspricht unserem Verständnis von Parla-
mentarismus, diesen Diskussionsprozeß durch ei-
nen Gesetzgebungsprozeß abzuschließen. Jedes Ge-
rede von Parlamentsreform führt sich selbst ad ab-
surdum, wenn Interessen von Millionen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern in kurzer Frist mit-
tels Gesetzesdekret abgebügelt werden. Deswegen: 
Absetzung dieses Punktes! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Bueb, 
zur Klarstellung: Die SPD-Fraktion ist nicht Ihrem 
Antrag beigetreten, sondern sie hat einen selbstän-
digen Antrag auf Absetzung von der Tagesordnung 
gestellt. 

(Beifall bei der SPD) 

Es liegen also zwei Anträge auf Absetzung dieses 
Punktes von der Tagesordnung vor. Ich lasse über 
beide Anträge gemeinsam abstimmen. 

Wer dem Antrag der SPD-Fraktion und dem An-
trag der Fraktion DIE GRÜNEN zustimmen will, 
diesen Punkt von der Tagesordnung abzusetzen, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen nun zu den Anträgen über die Auf-
setzung weiterer Punkte auf die Tagesordnung. Ich 
stimme zunächst über den Antrag der SPD auf Auf-
setzung ihrer Vorlagen ab. Wer dafür stimmt, daß 
diese Vorlagen in die Tagesordnung aufgenommen 
werden, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Bei einer Enthaltung 
ist der Antrag angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Antrag der Fraktion der GRÜNEN auf Aufsetzung 
ihrer Vorlage. Wer dafür stimmt, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Bei einigen Enthaltungen ist der Antrag ange-
nommen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So sind wir!) 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr den 
Punkt 1 der Tagesordnung sowie die Zusatzpunkte 
auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Sicherung der Neutralität der 
Bundesanstalt für Arbeit bei Arbeitskämp-
fen 
— Drucksache 10/4989 — 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Sicherung der Tarifautonomie und Wahrung 
der Neutralität der Bundesanstalt für Arbeit 
in Arbeitskämpfen 
— Drucksache 10/4995 — 

Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Erhaltung der Streikfähigkeit der Gewerk-
schaften 
— Drucksache 10/5004 — 

Wie soeben beschlossen, sind für die Aussprache 
dreieinhalb Stunden vorgesehen. Wird das Wort zur 
Begründung gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache und erteile 
das Wort dem Herrn Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Der § 116 des Arbeitsförderungsgesetzes regelt 
die Neutralität der Bundesanstalt für Arbeit im Ar-
beitskampf. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Durch die Gewährung von Arbeitslosengeld darf 
nicht in Arbeitskämpfe eingegriffen werden. So be-
stimmt es der alte § 116 aus dem Jahre 1969, und 
genauso heißt es im dem Entwurf für einen neuen 
§ 116, den wir heute diskutieren. 

Der § 116 des Arbeitsförderungsgesetzes regelt 
nicht das Streikrecht, er regelt nicht die Aussper-
rung, sondern die Neutralität der Bundesanstalt für 
Arbeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Er ist weder der Streik- noch der Aussperrungspa-
ragraph, sondern der Neutralitätsparagraph. Er re-
gelt auch nicht das Verhältnis der Zahl der Strei-
kenden zur Zahl der Ausgesperrten. Er regelt ledig-
lich die Zahlpflichten der Bundesanstalt im Arbeits-
kampf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Beiträge, die Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
nach Nürnberg zahlen, brauchen wir, um Arbeitslo-
sigkeit zu bekämpfen und Arbeitslose zu unterstüt-
zen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-
neten der FDP) 

Auch die Steuerzahler werden zur Kasse gebeten, 
wenn die Beitragszahlungen für diese Aufgabe 
nicht ausreichen. 1981 mußte der Bund über 8 Milli- 
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arden DM zahlen, 1982 7 Milliarden DM, 1983 1,5 
Milliarden DM. Das Geld in der Nürnberger Kasse 
ist weder das Geld der Gewerkschaften noch das 
Geld des Arbeitgeberverbandes. Deshalb kann es 
im Arbeitskampf weder für die eine noch für die 
andere Seite eingesetzt werden. Die Arbeitslosen-
versicherung ist eine Versicherung gegen Arbeitslo-
sigkeit und nicht eine Streik- oder Aussperrungs-
versicherung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Streikende — auch das muß festgehalten werden 
— haben deshalb nie Unterstützung durch das Ar-
beitsamt erhalten. Nie! So wird es auch bleiben. Das 
ist gar nichts Neues. Wenn es aber richtig und unbe-
stritten ist, daß Streikende keine Unterstützung aus 
Nürnberg erhalten, dann können auch jene Arbei-
ter keine Unterstützung erhalten, für die die Strei-
kenden gleich mitstreiken. Ein Stellvertreterstreik 
kann nicht öffentlich subventioniert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es kann nicht richtig sein, wenn die Gewerk-
schaften mit zwei Gruppen einen Arbeitskampf um 
das gleiche Ziel führen, die eine Gruppe die Ge-
werkschaft bezahlt und die andere Gruppe die Bun-
desanstalt für Arbeit. Es wäre auch nicht richtig, 
wenn die Gewerkschaft streikt und — nehmen wir 
ein Beispiel — 7 500 Kolbenarbeiter bezahlt, von 
denen 98 % der deutschen Automobilfabrikation ab-
hängig ist, und eine Million Automobilarbeiter und 
die Arbeiter ihrer Zulieferer durch die Bundesan-
stalt bezahlt werden. Das kann niemand mit gutem 
Gewissen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das wäre in der Tat der Höhepunkt einer Minimax-
Taktik: Mit minimalem Einsatz schieben die Ge-
werkschaften maximale Folgen in die allgemeinen 
Kassen. Das kann nicht im Sinne der Kampfparität 
gemeint sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Gewerkschaften können streiken, wie sie 
wollen, aber sie können nicht erwarten, daß wir für 
alle Folgen aufkommen. Gewerkschaften und Ar-
beitgeber sind nicht nur für Streikende und Ausge-
sperrte verantwortlich, sie können auch nicht vor 
den Folgen ihrer Arbeitskampftaktik die Augen 
verschließen und sagen: Dafür ist die Allgemeinheit 
zuständig. Das wäre eine Nach-uns-die-Sintflut-Ge-
sinnung, und die ist unsolidarisch. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere Antwort im Hinblick auf die Zahlpflichten 
der Bundesanstalt: für Stellvertreterstreik — so wie 
bisher — kein Geld. Für Arbeitnehmer, die am Er-
gebnis des Arbeitskampfes nicht partizipieren, ent-
weder weil sie in einer anderen Branche arbeiten 
oder in derselben Branche, aber andere Ziele ha-
ben, wird es Unterstützung aus Nürnberg geben. 

Noch eine weitere Feststellung — auch zur Klä-
rung der öffentlichen Diskussion —: Wenn Arbeit-
geber überproportional aussperren und sich Arbeit-
nehmer dadurch provoziert fühlen, kann ich das 
sehr gut verstehen. Nur wird das nicht durch Be-

zahlung gutgemacht. Eine Sünde wird nicht durch 
Bezahlung zu einer Wohltat. Überproportionale 
Aussperrung wird nicht durch den § 116 geregelt. 
Solche Fragen müssen die Gerichte regeln. Dafür 
könnten auch neue Vereinbarungen zwischen den 
Tarifpartnern eine wichtige Hilfe sein. Der § 116 — 
ich wiederhole mich — kann nur die Frage der 
Bezahlung durch die Bundesanstalt regeln, aber 
nicht das Verhältnis Streik-Aussperrung. 

Noch eine weitere Feststellung: Nicht jede Ar-
beitseinstellung außerhalb des Streikgebiets ist 
eine sogenannte kalte Aussperrung. Wo Materialzu-
fuhr wegen Streiks im Zulieferbetrieb ausbleibt, 
gibt es nichts zu arbeiten. Das hat noch nichts mit 
Aussperrung zu tun. Wo allerdings der Betrieb zu-
macht und nur Materialmangel vortäuscht, muß der 
Lohn weitergezahlt werden. Wir sind gegen Miß-
brauch auf allen Seiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Gegen Arbeitgebermanipulationen müssen Ge-
richte und Arbeitsämter mit aller Schärfe vorgehen. 
Die gesetzlichen Grundlagen dazu wollen wir ver-
schärfen. 

Meine Damen und Herren, angesichts einer wirk-
lichen Diskussionsverwirrung könnte es, glaube ich, 
hilfreich sein, die Geschichte dieses Neutralitätspa-
ragraphen noch einmal in Erinnerung zu rufen: 

Erste Phase: Bis 1969 erhielten mittelbar streik-
betroffene Arbeitnehmer gar keine Leistung. Es 
gab nur eine Härteregelung, die frühestens nach 
14 Tagen zum Zuge kam. Trotzdem: Das Streikrecht 
begann nicht erst 1969. Wichtige, auch für die so-
ziale Entwicklung unseres Landes wichtige Streiks 
fanden vor 1969 statt: 16 Wochen Streik in Schles-
wig-Holstein für Einführung der Lohnfortzahlung 
für Arbeiter im Krankheitsfall. 

Zweite Phase: Der Entwurf eines Arbeitsförde-
rungsgesetzes, den die Regierung der Großen Koali-
tion aus CDU/CSU und SPD vorgelegt hatte, 
schrieb diesen Rechtszustand fort. — Herr Brandt, 
ich empfehle diese Passage besonders Ihrer Auf-
merksamkeit. — Er sah vor, daß grundsätzlich an 
mittelbar Betroffene, also von Fernwirkungen des 
Arbeitskampfes Betroffene, überhaupt kein Ar-
beitslosengeld gezahlt wird. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Dieser Entwurf ist mit der Unterschrift von Willy 
Brandt versehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Niemand redete von einer Zerschlagung des Streik-
rechts. Keine Demonstrationen der IG Metall, keine 
Protestversammlungen! Und von diesem Stand-
punkt sind wir meilenweit entfernt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Der Bundesrat verlangte im damaligen Gesetzge-
bungsverfahren die Änderung der Vorlage. In der 
Stellungnahme der Bundesregierung zu dieser Vor-
lage hieß es — und jetzt zitiere ich, weil auch diese 
Antwort, Herr Brandt, Ihre Unterschrift trägt —: 
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Die Gewährung von Arbeitslosengeld an Ar-
beitslose, die an einem Arbeitskampf nicht 
selbst beteiligt sind, deren Arbeitslosigkeit aber 
durch einen Arbeitskampf verursacht ist, 
würde die Bereitschaft dieser Arbeitslosen zur 
Solidarität stärken und damit den Arbeits-
kampf beeinflussen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Sie würde daher ähnlich wie die Gewährung an 
unmittelbar beteiligte Arbeitnehmer die Neu-
tralität der Bundesanstalt verletzen, deren Mit-
tel von Arbeitnehmern und Arbeitgebern ge-
meinsam aufgebracht werden. Die Arbeitslo-
senversicherung kann zudem wie jede Scha-
densversicherung ein derartiges Risiko nicht 
tragen. Bei einem Schwerpunktstreik könnten 
die Mittel der Bundesanstalt in wenigen Mona-
ten erschöpft sein. 

gez. Willy Brandt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Dregger [CDU/CSU] und Seiters [CDU/ 
CSU]: Das haben die alles vergessen! — 

Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wenn jetzt jemand sagt, die Verhältnisse hätten 
sich seit damals gewandelt: In der Tat, die Folgen 
eines Schwerpunktstreiks sind heute noch weitrei-
chender als damals. Trotzdem nehmen wir nicht 
den Standpunkt ein, den die Regierung damals ein-
genommen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren wurde 1969 
im Bundestagsausschuß für Arbeit unter Vorsitz 
unseres verehrten Kollegen Adolf Müller eine bes-
sere Regelung gefunden, als sie im Regierungsent-
wurf vorgesehen war. Danach ruht das Arbeitslo-
sengeld nur dann, wenn der Arbeitskampf auf eine 
Änderung der Arbeitsbedingungen der mittelbar 
betroffenen Arbeitnehmer abzielt oder die Gewäh-
rung den Arbeitskampf beeinflussen würde. In die-
sen Fällen ruht es. In allen anderen Fällen wird es 
gezahlt. 

Nächste Phase: Schon zwei Jahre nach der Verab-
schiedung des Gesetzes gab es einen Streit über 
dieses Gesetz — Sie sehen, das ist gar nicht neu —, 
und zwar gab es einen Auslegungsstreit. Damals 
hat die Selbstverwaltung der Bundesanstalt für Ar-
beit einen Beschluß gefaßt, und die Arbeitgeber ha-
ben gegen diesen Beschluß geklagt. Auch damals 
hat man die Entscheidungen der Gerichte nicht ab-
gewartet, sondern hat sich an die Arbeit gemacht 
und eine Anordnung erlassen. Damals wie heute 
Unklarheit, damals wie heute Handlungszwang und 
nicht abwarten, bis die Gerichte entscheiden. So 
neu ist das alles nicht, bis auf den einzigen Unter-
schied: Damals regierte in Bonn die SPD. Deshalb 
waren die Gewerkschaften damals lammfromm, 
und heute sind sie protestwütend. Das ist der ein-
zige Unterschied, so ist es. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Die Neutralitätsanordnung präzisierte dann 1973, 
zwei Jahre vor der Gerichtsentscheidung, was mit  

„abzielen" und „beeinflussen" zu meinen sei. Sie hat 
damals festgelegt, daß der Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld außerhalb des Kampfgebietes, aber im sel-
ben Fachbereich dann ruht, also nicht gezahlt wird, 
wenn nach Art und Umfang gleiche Forderungen 
erhoben werden. Die Neutralitätsanordnung, die 
das festlegte, wurde mit den Stimmen der IG Metall 
verabschiedet. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Sie definierte den Stellvertreterstreik und sah für 
den Stellvertreterstreik mit den Stimmen der IG 
Metall keine Leistungen vor. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das haben die al

-

les vergessen) 

Sprecher der IG Metall bezeichneten die gefundene 
Regelung damals als Kompromißregelung, mit der 
sich durchaus leben lasse. Unterschied: Damals re-
gierte in Bonn die SPD. Damals wurde nicht von 
Geiselnahme der Arbeitnehmer, sondern von einem 
Kompromiß gesprochen, mit dem sich leben lasse. 

Weitere Phase: Im Zusammenhang mit dem Ar-
beitskampf um die 35-Stunden-Woche kam es zu 
einem Auslegungsstreit über die Neutralitätsanord-
nung. Die Forderung nach Einführung der 35-Stun-
den-Woche war im ganzen Metallbereich die gleiche 
Forderung, und deshalb zahlte die Bundesanstalt 
keine Unterstützung. Sozialgerichte in Hessen be-
stritten die Gleichheit, weil es in den verschiedenen 
Tarifbezirken unterschiedliche Nebenforderungen 
neben der Forderung nach Einführung der 35-Stun-
den-Woche gegeben hatte, obwohl jeder Arbeiter, 
der gestreikt hatte, für die 35-Stunden-Woche auf 
die Straße gegangen war. Dieses Sozialgericht in 
Hessen übersetzte den Begriff „gleich" mit „iden-
tisch". Da kann ich nur sagen: Kein Kommentar hat 
das bisher getan. Und wenn Identität gemeint gewe-
sen wäre, hätte man auch gleich schreiben können, 
es wird immer gezahlt; denn Identität läßt sich 
durch Variation leicht auflösen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In Bremen wurde zwar akzeptiert, daß die Anord-
nung mit „gleich" nicht „identisch" gemeint habe, 
aber Bremen äußerte im ersten Verfahren Zweifel 
an der Rechtmäßigkeit der Neutralitätsanordnung. 

Jetzt frage ich Sie: Was muß eine verantwortliche 
Regierung tun: entweder die Neutralitätsanordnung 
durch eine Anordnung ersetzen, die nicht mehr an-
gezweifelt wird, oder die notwendige Klarstellung, 
wenn das wegen mangelnden Konsenses in der An-
ordnung nicht gelingt, im Gesetz versuchen? 

Es gibt vier Gründe für diesen Handlungszwang: 

Erstens. Da es eine Auslegungsdifferenz über 
diese Vorschrift gibt, gibt es Rechtsunsicherheit. 
Ich denke, wir können diese Rechtsunsicherheit 
nicht bis zur letzten Klärung in der letzten Instanz 
bestehen lassen. Warum? 

Weil zweitens dies für die Arbeitnehmer auch ein 
großes Risiko bedeutet — worüber noch keiner ge-
sprochen hat —, da die Sache in der ersten Instanz 
ja gar nicht entschieden ist, sondern die Leistungen 
lediglich unter Vorbehalt ausgezahlt worden sind 
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und möglicherweise wieder zurückgezahlt werden 
müssen: 1 000 Mark, 2 000 Mark. Wollt ihr denn den 
Arbeitnehmern zumuten, daß sie bei kommenden 
Arbeitskämpfen bis zur letzten Entscheidung der 
Gerichte immer mit dem Risiko leben müssen, daß 
sie die Leistungen der Bundesanstalt nur unter 
Vorbehalt bekommen? Was ist daran eigentlich ar-
beitnehmerfreundlich? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Drittens. Wenn berechtigte Zweifel an der 
Rechtsgültigkeit der Anordnung bestehen — und 
sie wurden nicht nur von Bremen, sondern auch 
von unserem Gutachter geäußert —, dann wird die 
Rechtsgültigkeit nicht durch ein Gericht herge-
stellt, dann müssen wir sie herstellen. Ein Funda-
ment wird nicht dadurch sicherer, daß das Haus 
renoviert wird. Das Fundament muß dann gesichert 
werden, und das machen wir jetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich will noch einen weiteren Grund hinzufügen: 
Dieser Grund hat schon in der Geschäftsordnungs-
debatte eine Rolle gespielt. In der Öffentlichkeit 
wird an einer massiven Desinformationskampagne 
über die angeblichen Ziele der Bundesregierung ge-
arbeitet. Arbeiter werden mit Falschmeldungen — 
mit Falschmeldungen! — auf die Barrikaden getrie-
ben. Falschmeldungen über unsere angeblichen Ab-
sichten sind nur dadurch zu korrigieren, daß wir 
unsere tatsächlichen Absichten schwarz auf weiß in 
ein Gesetzgebungsverfahren einbringen, und da 
muß jeder zur Wahrheit Stellung nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesregierung hat versucht, einen Kon-
sens der Sozialpartner über die nötigen Klärungen 
herbeizuführen. Hier gibt es kein Schnellverfahren. 
Es geht um einen Konsens. Es hat beträchtliche 
Annäherungen gegeben. Wenn die Gewerkschaften 
den Fortschritt und ihren Anteil daran, der in die-
sen Gesprächen erreicht wurde, jetzt leugnen, dann 
stellen sie ihr eigenes Licht unter den Scheffel. Wir 
haben wichtige Klarstellungen erreicht, die auch im 
Interesse der Arbeitnehmer sind, und es gab Ge-
werkschafter, die diese Klarstellung sogar gelobt 
haben. Inzwischen scheint das aber zum Betriebs-
geheimnis des DGB erklärt worden zu sein. 

Ich will deshalb doch noch einmal festhalten, 
worin die Klarstellungen bestehen. 

Außerhalb des Fachbereichs wird immer — im-
mer! — Kurzarbeitergeld bezahlt. Das stand bisher 
nicht im Gesetz; das ergab sich aus der Anordnung. 
Aber die Anordnung war ja gerade in Zweifel gera-
ten. Wenn wir das jetzt ins Gesetz schreiben, ist das 
mehr Rechtssicherheit für die Arbeitnehmer. Und 
ich wiederhole es, damit es die Kolleginnen und 
Kollegen draußen hören: Es wird außerhalb des 
Fachbereichs immer gezahlt! 

Wenn beispielweise bei Opel das Blech ausgeht, 
weil bei Hoesch gestreikt wird, erhalten die Opel-
arbeiter weiter Kurzarbeiterunterstützung, ohne 
Rücksicht darauf, was sie fordern, weil sie einem 
anderen Fachbereich, einer anderen Branche ange-
hören. Fragen Sie einmal die Opelarbeiter — 5 000  

sollen es gewesen sein —, wer von den 5 000 gestern 
gewußt hat, daß er weiter Kurzarbeitergeld be-
kommt! Ich bin sicher, keiner von den 5 000 hat es 
gewußt, weil die IG Metall wider besseres Wissen 
verschweigt, was in unserem Gesetz steht. Wider 
besseres Wissen! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Wenn bei Thyssen die Stahlproduktion ruht, weil 
gestreikt wird, erhalten die Werftarbeiter in Bre-
men weiterhin ohne Rücksicht darauf, was sie for-
dern, Kurzarbeiterunterstützung, weil sie einer an-
deren Branche angehören. Fragen Sie die Werftar-
beiter in Bremen, die gestern protestiert haben, ob 
sie es gewußt haben! Nein. Es ist ihnen verheimlicht 
worden, weil es nicht in Ihr Verteufelungskonzept 
paßt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Und wenn bei Mercedes gestreikt wird, erhalten 
die Reifenarbeiter bei Conti, wenn ihnen die Arbeit 
ausgeht, weiterhin eine Leistung, weil sie einer an-
deren Branche angehören. Fragen Sie die Arbeiter 
in Hannover, ob sie das gewußt haben! Auch ihnen 
wurde das vorenthalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Überhaupt nichts ändert sich für viele Bereiche, 
in denen es bundesweite Tarifverträge gibt, bei-
spielweise in der Druckindustrie, in der ledererzeu-
genden Industrie, im Bauhauptgewerbe, bei Bahn 
und Post, in der Schiffahrt, im Versicherungsgewer-
be, bei den Gebietskörperschaften, im öffentlichen 
Dienst. 

Dennoch werden alle auf die Barrikaden ge-
schickt mit der Unwahrheit, die Bundesregierung 
wolle jegliches Kurzarbeitergeld absperren. Das ist 
die Unwahrheit! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was wir festlegen, ist: Im Kampfgebiet gibt es wie 
bisher — es ist auch nie gefordert worden — keine 
Zahlung. Umstritten ist nur jener Mittelbereich: In 
der gleichen Branche außerhalb des Fachgebietes 
ruhen die Leistungen dann, wenn gleiche Forderun-
gen gestellt werden, wenn ein Stellvertreterstreik 
geführt wird. Wir haben nur den Begriff Gleichheit 
gegen den Identitätsbegriff abgesperrt und gesagt, 
es können nicht alle 30 Forderungen verglichen 
werden, sondern es geht um die Forderung, für die 
gekämpft wird, die Hauptforderung. Das ist die 
ganze Änderung, eine Klarstellung, daß wir nur ei-
nen Vergleich der Hauptforderung vornehmen und 
daß mit Gleichheit nicht Identität gemeint ist. We-
gen dieser minimalen Veränderungen wird ein 
Kreuzzug ausgerufen. Da kann es nicht um die 
Sache gehen, da geht es entweder um die Ablen-
kung von gewerkschaftlichen Verlegenheiten oder 
um Wahlkampfhilfe für die SPD. So einfach ist 
das. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 
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Noch eine wichtige Klarstellung. 

(Abg. Suhr [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Nein, ich werde meinen Vortrag im Zusammen-
hang ausführen. 

Noch eine wichtige Klarstellung, die den Arbeit-
nehmern ebenfalls vorenthalten und die geheimge-
halten wurde. Sie können sie in keiner Gewerk-
schaftszeitung lesen. Es handelt sich um die Klar-
stellung: Arbeitgeber können den Streik in einem 
anderen Gebiet — also nicht bei sich — nicht zum 
Vorwand nehmen, die Arbeit einzustellen, denn die 
IG Metall hat in einer für mich eindrucksvollen Do-
kumentation dargelegt, die Arbeit sei in einer 
Mehrzahl von Fällen, in denen sie wegen angebli-
chen Materialmangels eingestellt worden war, so-
fort bei Streikende oder sogar noch früher wieder 
aufgenommen worden. Da liegt der Verdacht nahe, 
daß die Arbeit entweder zu früh eingestellt oder 
auch nur unter Vorwand eingestellt wurde. Die 
Heinzelmännchen konnten j a das Material nicht in-
zwischen beschafft haben. 

In unserem Gesetzentwurf wird die Nachweis-
pflicht für die Arbeitgeber verstärkt, daß tatsäch-
lich ein Zusammenhang zwischen dem Streik und 
der Kurzarbeit besteht. Außerdem muß eine Stel-
lungnahme des Betriebsrates eingeholt werden. 
Das ist, wie ich glaube, ein Beitrag nach jeder Seite 
hin, die Neutralität zu sichern. 

Wir konnten keine Lösung anbieten, in der jeder 
Beurteilungsspielraum ausgeschlossen ist. Das 
hätte es nur für Extremlösungen gegeben — Ex-
tremlösung: es wird nie gezahlt, oder Extremlösung: 
es wird immer gezahlt —; beides wollten und konn-
ten wir nicht. Wir haben aber Umgehungstatbe-
stände abgeschnitten und insofern auch einen Bei-
trag geleistet, die Neutralitätsregelung für Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber berechenbarer zu ma-
chen. 

Meine Damen und Herren! Ich bin 35 Jahre lang 
Mitglied der IG Metall. 

(Pfui-Rufe bei der SPD — Dr. Waigel 
[CDU/CSU]: Da ruft einer „Pfui"! Der soll 

sich schämen!) 

Aber so etwas an Verzerrung, Verteufelung, Verun-
glimpfung habe ich in meiner 35jährigen Mitglied-
schaft in der IG Metall noch nicht erlebt. Ich will 
das gerne beweisen. Es ist einfach unwahr, wenn 
der DGB so tut, als hätte es in der Vergangenheit 
immer Leistungen gegeben und als gäbe es das in 
Zukunft nicht mehr. Weder das „immer", noch das 
„nie" stimmt. Es ist eine glatte Unwahrheit, wenn 
der DGB in seinem Referentenmaterial vom De-
zember 1985 behauptet — ich lese es Ihnen vor —: 
„Kurzarbeitergeld soll kalt ausgesperrten Arbeit-
nehmern grundsätzlich und überall verweigert wer-
den." Eine eklatante Unwahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Pfui-Rufe bei der CDU/CSU) 

Der DGB hat im Gespräch mit der CDA die Korrek
-

tur dieser Unwahrheit zugesagt, er hat sie zugege

-

ben, aber im Januar die Unwahrheit mit anderen 
Worten wiederholt. 

Franz Steinkühler hat unseren Entwurf schon als 
Anschlag auf die Verfassung verurteilt, als dieser 
noch gar nicht da war. Er konnte sich in seinem 
Übereifer gar nicht halten. Ich wußte noch nicht 
einmal, wie der Entwurf aussieht, da wußte er 
schon, daß er ein Anschlag auf die Verfassung sei. 
Da sieht man den ganzen Fanatismus, mit dem hier 
gekämpft wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die ÖTV verteilt in Bonn Flugblätter an die Bon-
ner, in denen steht, daß im zukünftigen Tarifkampf 
außerhalb des tatsächlich umkämpften Fachbe-
reichs kein Kurzarbeitergeld mehr gezahlt wird. 
Wer es schwarz auf weiß in unserem Gesetzentwurf 
liest, weiß, daß das Gegenteil richtig ist und daß das 
eine Unwahrheit ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Lüge ist das!) 

100 000 Unterschriften überreichten die IG Me-
taller am vergangenen Freitag dem Bundesrat, 
100 000 Unterschriften, die mit der Behauptung zu-
stande gekommen waren, daß es außerhalb des 
Kampfgebietes in Zukunft kein Kurzarbeitergeld 
mehr geben soll. Meine Damen und Herren, ich 
kann nur sagen: Das sind 100 000 Arbeitnehmerun-
terschriften gegen einen Phantomgegner. Da sind 
100 000 Arbeitnehmer mit falschen Behauptungen 
zu Unterschriften bewegt worden. Das ist hundert-
tausendmal Arbeiterverdummung, nichts anderes 
als Arbeiterverdummung. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

„Den Anstand wahren", ließ Johannes Rau ver-
künden. Mit der Wahrheit wären wir schon zufrie-
den. 

(Erneuter lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU und der FDP) 

Ich schlage vor: Johannes Rau soll seine Anzei-
gen so lange in den Gewerkschaftszeitungen veröf-
fentlichen, bis die Gewerkschaften endlich an Stelle 
von Regierungsdiffamierung Arbeitnehmerinfor-
mation setzen. So lange soll er die Anzeigen dort 
erscheinen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Krone der Falschmeldung — sie ist fast hu-
moristisch zu nehmen — fand sich allerdings im 
„Sozialdemokratischen Pressedienst" vom 30. Ja-
nuar 1986. Das will ich jetzt zitieren — das muß 
man sich auf der Zunge zergehen lassen —: 

Als Auswirkung der Neuregelung werden künf-
tig wesentlich weniger streikende Arbeitneh-
mer Kurzarbeitergeld erhalten als nach gelten-
dem Recht. 

Ich denke, ich muß zweimal lesen. Nach geltendem 
Recht erhält überhaupt kein Streikender Kurzar

-

beitergeld. Wenn man überhaupt kein Geld erhält, 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 196. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Februar 1986 	15145 

Bundesminister Dr. Blüm 
kann man auch nicht weniger Geld bekommen, 
oder? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Null können Sie doch nicht weiter reduzieren. Es 
gab bisher keine Unterstützung. Es kann also auch 
nicht weniger Unterstützung geben. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich will hinzufügen, meine Damen und Herren: 
Wir lassen uns von niemandem von der Bahn der 
Sachlichkeit abbringen, 

(Zurufe von der SPD) 

schon gar nicht, wenn unsere Gegner mit falschen 
Behauptungen arbeiten. Ich würde in der ersten 
Reihe der Demonstranten mitmarschieren, wenn 
das stimmen würde, was SPD und Gewerkschaften 
über die Regierung behaupten. Insofern kann ich 
die Erregung der Arbeitnehmer verstehen. Mein 
Vorwurf richtet sich nicht an die demonstrierenden 
Arbeitnehmer; mein Vorwurf richtet sich an die 
Verantwortlichen in SPD und Gewerkschaften, die 
mit falschen Behauptungen den guten Glauben der 
Arbeitnehmer mißbrauchen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Zur sachlichen Diskussion sind wir jederzeit be-
reit. Das Gesetzgebungsverfahren bietet dazu Mög-
lichkeiten, Einwände vorzutragen, bessere Vor-
schläge zu machen. Der DGB ist wie alle anderen — 
aber ausdrücklich auch der DGB — eingeladen, bes-
sere Vorschläge zu machen, konkrete Vorschläge, 
wie man die Neutralität besser sichern kann. Un-
sere Offenheit, besseren Formulierungen Platz zu 
machen, ist unbegrenzt. Unbeirrt ist jedoch auch 
unsere Entschlossenheit, die Neutralität der Bun-
desanstalt im Arbeitskampf gegen jedermann zu si-
chern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir diskutieren heute über die Folgen für jene 
Arbeitnehmer, die durch Streik oder Aussperrung 
in Mitleidenschaft gezogen wurden, obwohl sie sel-
ber nicht streiken. Wir diskutieren also über die 
Folgen, nicht über die Ursachen. Vielleicht ist diese 
Diskussion auch nur eine Ersatzdiskussion. Das ei-
gentliche Problem kann nicht mit der Reparatur 
der Folgen gelöst werden. § 116 kommt überhaupt 
erst zum Zuge, wenn die Ursache Arbeitskampf be-
reits gewirkt hat. Das ist die Situation, wenn das 
Kind im Brunnen liegt. 

Damit kein Mißverständnis entsteht: Ich bin ein 
energischer Verfechter des Streikrechts. Es gehört 
zu unseren elementaren Freiheitsrechten. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Aber, so frage ich, hat ein Schwerpunktstreik im 
Jahre 2000 nicht doch andere Auswirkungen als im 
Jahre 1950? Hat eine Aussperrung, auch als Mini-
max angesetzt, nicht möglicherweise auch weiter-
reichende Folgen als vor 30 Jahren? Auf beiden Sei-
ten wächst die Angst, der jeweils andere könnte 
einen mit wenigen Handgriffen schachmatt setzen. 

Es stimmt: Das Potential der Vernichtung wächst. 
Eine Aussperrung, an Schlüsselpositionen einge-
setzt, wirkt wie ein kleines brennendes Zündholz, 
mit dem ein großer Flächenbrand entzündet wer-
den kann. Ein Streik, an den Schaltstellen der Wirt-
schaft angesetzt, wirkt anders als ein Punktstreik 
vergangener Zeiten. Früher war der Punktstreik 
das Warnsignal, daß es jetzt ernst wird. Heute kann 
er wie ein Schneeball wirken, der eine Lawine in 
Gang setzt. Eine verflochtene Wirtschaft läßt sich 
mit geringeren Mitteln aushebeln, als dies in frühe-
ren Zeiten der Fall war; sie läßt sich von beiden Sei-
ten mit geringeren Mitteln aushebeln. Wäre es da 
nicht an der Zeit, daß die Tarifpartner unter sich 
neue Spielregeln ausmachen und sich durch Verein-
barungen wechselseitig die Angst nehmen, vom an-
deren vernichtet zu werden? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Staat kann und will nicht an die Stelle 
der Tarifpartner treten. Er will auch ihre Arbeits-
kampfregeln nicht gesetzlich festlegen. Aber der 
Staat ist zuständig dafür, wie öffentliches Geld aus-
gegeben wird, denn dieses Geld, das Geld der Bun-
desanstalt, basiert auf gesetzlich festgelegten 
Pflichtbeiträgen, denen sich der einzelne gar nicht 
entziehen kann und die im Bedarfsfall mit staatli-
chen Zuschüssen ergänzt werden. In der Finanzie-
rung von Arbeitskämpfen und ihren Folgen kann es 
deshalb — ich wiederhole das noch einmal — keine 
„Minimax"-Arbeitsteilung zwischen den Sozialpart-
nern auf der einen Seite und dem Staat auf der 
anderen Seite geben. Das wäre eine bequeme „Mini-
max"-Arbeitsteilung: die Sozialpartner bezahlen 
den minimalen Einsatz, und die Allgemeinheit zahlt 
die riesigen Folgen. 

Die Gewerkschaften bestimmen mit ihrer Streik-
taktik, wieviel Arbeitnehmer ohne Unterstützung 
aus Nürnberg auskommen müssen. Die Gewerk-
schaften können streiken, wie sie wollen, aber sie 
können nicht verlangen, daß alle Streikfolgen vom 
Staat bezahlt werden. Man darf nicht an Schlüssel-
stellen mit wenigen Arbeitnehmern streiken, ohne 
sich darum zu kümmern, daß dann Hunderttausen-
de keine Arbeit haben. Auch die Gewerkschaften 
haben Verantwortung für die Folgen ihres Han-
delns. Das gleiche gilt für die Arbeitgeber. Eine 
rücksichtslose Aussperrungspraxis verstößt gegen 
den Geist der sozialen Partnerschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Angriffsaussperrung steht im Widerspruch zur 
Partnerschaft. Von Aussperrung werden Menschen 
betroffen, die arbeiten wollen. Das unterscheidet 
Ausgesperrte von Streikenden. Das Gebot der Ver-
hältnismäßigkeit setzt der Aussperrung enge Gren-
zen. 

Wir brauchen auf beiden Seiten, bei Gewerk-
schaften und Arbeitgebern, Augenmaß und Verant-
wortung. Beide Seiten brauchen sich. Beide Seiten 
sind aufeinander angewiesen. Wir brauchen starke, 
funktionsfähige Gewerkschaften und starke Arbeit-
geberverbände. Beide haben nicht nur Rechte, son-
dern auch Pflichten gegenüber dem Gemeinwohl. 
Anstatt auf den Gesetzgeber einzuschlagen, sollten 
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beide ihre Hausaufgaben erledigen und sich über 
die Beseitigung der Ursachen verständigen. Um so 
leichter haben wir es dann, für die Folgen eine 
befriedigende Regelung zu finden. 

Der Staat muß die Neutralität der öffentlichen 
Institutionen wahren. Es wäre eine Art von staats-
politischer Feigheit, wenn er dieser Aufgabe aus-
weichen würde, nur weil mächtige Verbände zum 
Widerstand aufrufen. Das wäre die Kapitulation des 
Staates. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Staat ist kein Versandhaus der Gefälligkeiten, 
und eine Regierung ist nicht die Ausführungsbe-
hörde von Arbeitgeberverbänden oder Gewerk-
schaften. Wir wollen den Dialog und die Zusammen-
arbeit. Die Verantwortung kann allerdings niemand 
dem Parlament abnehmen. Deshalb hat jetzt das 
Parlament das Wort. 

(Lebhafter langanhaltender Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Regierungserklä-
rung, die wir soeben gehört haben, war wortreich 
und polemisch. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sie 
war sachlich! — Weiterer Zuruf von der 

CDU/CSU: Das stand im Konzept!) 

Die Regierungserklärung hat den schweren Sozial-
konflikt, den diese Bundesregierung grundlos vom 
Zaun gebrochen hat, nicht gemildert; sie hat diesen 
Sozialkonflikt weiter verschärft. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist aber auch deutlich geworden: Was die Koali-
tion, was die Bundesregierung für einen politischen 
Spaziergang hielt, ist zum politischen Spießruten-
laufen geworden — vor allem für Sie, Herr Kollege 
Blüm. 

(Beifall bei der SPD) 

Zum Spießrutenlaufen für den Gewerkschafter 
Blüm, den viele Arbeitnehmer einmal für ihren 
Sachwalter gehalten haben, für den Kollegen Blüm, 
dem sie vertrauten. Dieses Vertrauen, Herr Kollege 
Blüm, haben Sie in diesen Tagen und Wochen end-
gültig verloren. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Aus Vertrauen und Respekt sind bittere Enttäu-
schung und offene Ablehnung geworden, und zwar 
bis in Ihre eigenen Sozialausschüsse hinein. 

Worum geht es heute? Es geht nicht um die 
Rechtslage vor 1969; es geht nicht um die Vergan-
genheit; es geht um die Gegenwart. Es geht darum, 
wie sich Streik und Aussperrung, wie sich Arbeits-
kämpfe auf die Ansprüche auswirken, die Millionen 
von Arbeitnehmern durch ihre Beitragszahlungen  

gegen die Arbeitslosenversicherung erworben ha-
ben. 

Sie sagen, diese Frage sei offen; Sie sagen, diese 
Frage müsse geregelt werden; Sie sagen, es bestehe 
Handlungsbedarf. Das ist nicht nur abwegig, es ist 
falsch. In Wahrheit ist diese Frage durch das gel-
tende Recht und die Neutralitätsanordnung klipp 
und klar geregelt. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Regelung, die seit Jahr und Tag gilt, besagt: 
Erstens. Wer streikt oder ausgesperrt worden ist, 
verliert seinen Anspruch auf Arbeitslosengeld. 
Zweitens. Wer infolge eines Arbeitskampfes ar-
beitslos wird, ohne daß er selbst am Arbeitskampf 
beteiligt ist, verliert seinen Anspruch nur, wenn die 
Gewerkschaften für seinen Tarifbereich nach Art 
und Umfang gleiche Forderungen erhoben haben 
wie für die am Arbeitskampf Beteiligten. 

Diese Regelung hat sich bewährt. Sie ist bei allen 
bisherigen Arbeitskämpfen angewendet worden, 
auch bei dem großen Arbeitskampf in der Metallin-
dustrie im Jahre 1978. Diese Regelung wollen Sie 
ändern. Sie wollen sie ändern zu Lasten der Arbeit-
nehmer — nicht zu Lasten einiger Funktionäre, 
sondern zu Lasten aller Arbeitnehmer; 

(Beifall bei der SPD) 

und nicht nur zu Lasten der Gewerkschaftsmitglie-
der, sondern auch und vor allem zu Lasten der 
nichtorganisierten Arbeitnehmer. 

(Beifall bei der SPD) 

Ihr Entwurf sagt: Arbeitnehmer, die selbst nicht 
streiken, die aber arbeitslos werden, weil ihre Un-
ternehmensleitung den Betrieb im Zusammenhang 
mit einem Arbeitskampf stillegt, sollen ihre An-
sprüche schon dann verlieren, wenn für sie eine 
Forderung erhoben worden ist, die einer Hauptfor-
derung nach Art und Umfang annähernd gleich 
ist. 

Sie wollen damit die Zahl der Fälle, in denen ver-
sicherte Arbeitnehmer keine Leistungen erhalten, 
zehntausend-, ja hunderttausendfach vermehren. 

(Beifall bei der SPD) 

Zehntausende, ja, in großen Arbeitskämpfen Hun-
derttausende von Männern und Frauen, die nach 
der geltenden Regelung Arbeitslosengeld erhalten 
würden, sollen in Zukunft kein Arbeitslosengeld 
mehr bekommen; sie sollen schlechterstehen als 
bisher. Sie sollen — und dies ist ein Punkt, auf den 
man die Aufmerksamkeit der Arbeitnehmer mit be-
sonderem Nachdruck lenken muß — nach Ablauf 
einer Karenzfrist auch den Krankenkassenschutz 
verlieren oder sich in einer Zeit, in der sie weder 
Lohn noch Leistungen erhalten, auf eigene Kosten 
bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse weiterversi-
chern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dummes Zeug!) 
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Die Arbeitnehmer sollen auf ihre Ersparnisse und 
— wenn diese aufgezehrt sind — auf das Sozialamt 
angewiesen sein. Das ist die Realität! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf von der SPD: Unerhört!) 

Sie können sagen, was Sie wollen, Herr Kollege 
Blüm: Das, was ich soeben beschrieben habe, ist der 
Zweck der Übung. Denn es gibt doch zwangsläufig 
viel mehr Fälle, in denen eine Hauptforderung an-
nähernd gleich ist, als Fälle, in denen die, also alle 
Forderungen nach Art und Umfang gleich sind. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

Die Beunruhigung unter den Arbeitnehmern 
kommt nicht von irgendwelchen Flugblättern, son-
dern sie kommt daher, daß die Arbeitnehmer diese 
Wahrheit inzwischen begriffen haben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ihre Änderung bedeutet aber nicht nur eine mas-
sive Verschlechterung für den einzelnen Arbeitneh-
mer; sie bedeutet auch, daß viele Arbeitnehmer, die 
künftig den Verlust ihrer Ansprüche befürchten 
müssen, die Gewerkschaften bedrängen werden, für 
ihren Bereich keine Forderungen zu erheben oder 
es jedenfalls nicht zum Streik kommen zu lassen. 

Herr Kollege Blüm, wissen Sie übrigens noch, 
was Sie selbst dazu im Jahre 1979 in Ihrem Buch 
„Gewerkschaften zwischen Allmacht und Ohn-
macht" geschrieben haben? 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Es lohnt sich, 
das heute zu lesen!) 

Dort heißt es z. B. auf Seite 105 wörtlich — nun Ori-
ginalton Blüm —: 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Damals!) 

Unbeteiligte Arbeitnehmer dürfen nicht zum 
Mittel degradiert werden, den Streikwillen zu 
brechen. 

(Beifall bei der SPD — Sehr richtig! bei der 
CDU/CSU) 

Gerade das, Kollege Blüm, tun Sie mit Ihrem Ent-
wurf. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat er im

-

mer noch nicht kapiert! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Zwischen dem Blüm von 1979 und dem Blüm von 
heute liegen Welten. Der Blüm von heute degra-
diert, nein, der enteignet die Nichtorganisierten ge-
nauso wie die Gewerkschaftsmitglieder. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn, Herr Kollege Blüm, mit Ihrem Entwurf neh-
men Sie den Arbeitnehmern ihre durch eigene Bei-
träge wohlerworbenen Rechte, obwohl die Arbeit-
nehmer weder auf die Stillegung ihres Betriebes  — 
die  Unternehmensleitungen fragen die Arbeitneh-
mer nicht — noch auf die Forderungen der Gewerk-
schaften einen rechtlich relevanten Einfluß haben. 

(Bühler [Bruchsal] [CDU/CSU]: Er will es 
nicht verstehen! Sie kapieren das nicht!) 

Außerdem werden betroffene Gewerkschaftsmit-
glieder von ihrer Gewerkschaft auch materielle Un-
terstützung fordern. Das alles bedeutet natürlich 
eine Schwächung der Gewerkschaften. Es bedeutet 
eine Verschiebung der Gewichte, eine Verschiebung 
der Kräfteverhältnisse zuungunsten der Arbeitneh-
mer. Das ist das Motiv! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Auch diese Folgen, Herr Kollege Blüm, sind ge-
wollt und beabsichtigt. Sie versuchen, das wortreich 
zu vernebeln. Sie sagen — Sie haben es heute wie-
der getan —, dem einzelnen werde nichts genom-
men. Aber warum warnt dann der Deutsche Städte-
tag vor den zusätzlichen hohen Sozialhilfelasten, 
die er durch Ihren Entwurf auf die Städte zukom-
men sieht, und zwar mit den Stimmen der Unions-
angehörigen im Deutschen Städtetag und seinem 
Präsidium? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Sie sagen — Sie sagten es heute wieder —, es be-
stehe Rechtsunklarheit, die Sie beheben wollten. 
Wie eigentlich? Herr Kollege Blüm, ist „annähernd 
gleich" klarer als „nach Art und Umfang gleich"? Ist 
eine „Hauptforderung" klarer als „die Forderun-
gen"? Wenn in einem Bezirk 4 % mehr Lohn ver-
langt werden und in einem anderen Bezirk 5 %, ist 
das dann „annähernd gleich"? Wo ist da die Rechts-
klarheit? Herr Kollege Blüm, daß Sie sagen — das 
Schreiben selbst die konservativen Blätter —, Ihre 
Fassung erhöhe die Rechtssicherheit, ist ein Hohn; 
das paßt eher in eine Büttenrede als in einen Ge-
setzentwurf. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Außerdem: Wenn etwas unklar ist, Herr Kollege 
Blüm, wenn wirklich etwas unklar wäre, warum las-
sen Sie dann eigentlich nicht die Gerichte entschei-
den, warum setzen Sie sich an die Stelle der Gerich-
te? Ihre Behauptung, die Sie hier gerade vorgetra-
gen haben, wir hätten 1973 das gleiche getan, ist 
falsch. Wir haben damals das Gesetz gerade nicht 
geändert, und Sie wollen das Gesetz ändern. Sie 
wissen doch, daß Ihre Darstellung falsch ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Außerdem hat das Bundesverfassungsgericht 1978 
eine Verfassungsbeschwerde der Arbeitgeber als 
unzulässig zurückgewiesen. 1984 hingegen haben 
die Gerichte die Beschwerden der Gewerkschaft für 
begründet erklärt. Warum erläutern Sie diesen Un-
terschied nicht, wenn Sie von Rechtsklarheit spre-
chen? 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sagen, es sei eine stärkere Verflechtung der 
Wirtschaft eingetreten, und die Gewerkschaften 
hätten eine neue Taktik. Herr Kollege Blüm — nun 
spreche ich den Metaller Blüm an —, was hat sich 
eigentlich gegenüber 1978 geändert? In Ihrem wirk-
lich lesenswerten Buch, dem ich gerade jetzt eine 
besonders weite Verbreitung wünsche, 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Sehr gut!) 
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setzen Sie — Blüm — noch 1979 das Wort Schwer-
punktstreik in Anführungszeichen und schreiben 
dann weiter, Schwerpunktstreik sei ein Begriff der 
Arbeitgeber, den Sie sich nicht zu eigen machen 
wollten. Herr Blüm, das war 1979. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Nein, lieber Kollege Blüm, nicht die Verhältnisse 
haben sich geändert, Sie, Herr Blüm, haben sich 
geändert. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Zustim

-

mung des Abg. Schily [GRÜNE]) 

Herr Kollege Blüm — ich sage das mit Bedau-
ern —, Sie haben seit 1979 die Seite gewechselt. Sie 
machen sich jetzt nicht nur die Begriffe, sondern 
auch die Interessen der Arbeitgeberverbände zu ei-
gen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Sie reden immerzu davon, daß Sie die Neutralität 
wiederherstellen müssen, und sagen, die Arbeitge-
ber seien durch die gegenwärtige Rechtslage im 
Nachteil, die Gewerkschaften seien begünstigt. Das 
war doch der Kern Ihrer Aussage. Das hat der alte 
Blüm von 1979 auch anders gesehen. In diesem 
Buch, für das ich hier noch einmal ausdrücklich 
werbe, schrieben Sie — wieder wörtlich Blüm —: 

Die Finanzkraft der Gewerkschaften ist nicht 
so übermäßig groß, wie ihr unterstellt wird. 
Vom wirtschaftlichen Gewicht ihrer Tarifpart-
ner jedenfalls wird sie übertroffen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Na nu!) 

Dann wird er sehr konkret: 

Anhaltspunkt für diese Vermutung ist, daß der 
Jahresumsatz der Volkswagenwerke AG 28mal 
so groß ist, der der Daimler-Benz AG 18mal so 
groß wie der Jahresumsatz der IG Metall ist. 

(Kolb [CDU/CSU]: Umsatz ist kein Ge

-

winn!) 

So sah der Herr Kollege Blüm die Kräfteverhält-
nisse damals. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Blüm, warum ist das denn heute 
nicht mehr richtig? Weil Sie Minister in einer kon-
servativen Regierung sind und Herrn Bangemann 
gefällig sein müssen oder warum? Damals wußten 
Sie sogar noch Zahlen, Kollege Blüm. „Der Jahres-
beitragsüberschuß der IG Metall" — das sagte der 
Metaller Blüm damals — „beträgt rund 40 Millionen 
DM." Dann fuhren Sie fort: „Zusammen mit Unter-
stützungsleistungen für Aussperrung zahlte die IG 
Metall 1978 130 Millionen DM." — Sie wissen, daß 
die Zahlen für 1984 nicht anders waren. Und da 
haben Sie den Mut, von einer Überlegenheit der 
Gewerkschaften gegenüber den Arbeitgeberver-
bänden zu reden! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD sowie Bei
-fall bei den GRÜNEN) 

Hat denn der Gewerkschaftskollege Blüm eigent

-

lich nicht präsent, daß 1984 50 000 Streikende fast 

180 000 im Arbeitskampf Ausgesperrte gegenüber-
standen, daß also zwischen drei und vier Ausge-
sperrte auf einen Streikenden kamen? Ist dies die 
Untermauerung Ihrer Behauptung, die Gewerk-
schaften seien überlegen und im Angriff? 

Übrigens tritt doch der Verlust der Ansprüche 
gegen die Arbeitslosenversicherung — warum sa-
gen Sie das nicht? — nicht nur dann ein, wenn ein 
Werk wegen Streiks stillgelegt wird; er tritt doch 
ebenso dann ein, wenn die Stillegung auf Aussper-
rungen im umkämpften Bezirk zurückzuführen ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Angesichts der eben von mir genannten Zahlen — 
ein Verhältnis von 3 oder 4 zu 1 — ist im Verlaufe 
des Arbeitskampfes die Stillegung infolge Aussper-
rung viel häufiger als die Stillegung infolge 
Streiks. 

Nein, das alles sind Ausflüchte und Vernebe-
lungsversuche. Irreführend ist auch das Gerede, es 
handele sich bei den Leistungen der Bundesanstalt 
für Arbeit um Leistungen einer öffentlichen Kasse 
oder gar um Steuergelder. Herr Kollege Blüm, das 
ist Unfug! Es handelt sich nicht um öffentliche Gel-
der, es handelt sich nicht um Gnadengaben oder 
Almosen; es handelt sich um Versicherungsleistun-
gen, für die die Arbeitnehmer jahre- und jahrzehn-
telang ihre Beiträge gezahlt haben. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD sowie Bei

-

fall bei den GRÜNEN) 

Sie greifen in das eigene Geld der Arbeitnehmer 
ein, und Sie wissen, daß die Steuerzuschüsse an die 
Bundesanstalt, die übrigens nahe bei Null veran-
schlagt sind, für versicherungsfremde Leistungen 
aufgebracht werden, nicht für Arbeitslosengeld. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es handelt sich um das eigene Geld der Arbeitneh-
mer. Das sehen übrigens auch die Arbeitgeber so, 
die ihre Beiträge nicht ohne Grund bei jeder Gele-
genheit als Lohnnebenkosten, also als Bestandteil 
des Lohns, deklarieren. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Das alles ist schlimm genug. Noch schlimmer 
aber ist, daß Sie den Sozialkonflikt, in den Sie unser 
Volk ohne Not gestürzt haben, immer noch weiter 
anheizen. Jetzt polemisieren Sie gegen die Gewerk-
schaften und werfen ihnen Lüge und Hetze vor. Das 
heißt doch die Dinge auf den Kopf stellen! Haben 
denn die Gewerkschaften verlangt, daß das Recht 
zu ihren Gunsten verändert wird, oder sind Sie an-
getreten, um das Recht zuungunsten der Arbeitneh-
mer und der Gewerkschaften zu verändern? 

(Lebhafter Beifall bei der SPD sowie Bei

-

fall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU: Ein Schmieren-Komödiant! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Nicht die Gewerkschaften stören den sozialen Frie
-

den; sie verteidigen sich doch nur. Wenn von Frie

-

densstörung die Rede ist, muß ich sagen: Friedens- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 196. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Februar 1986 	15149 

Dr. Vogel 
störer sind die, die diesen Konflikt grundlos und 
sinnlos Vom Zaun gebrochen haben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Widerspruch bei der 

CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren von dieser Koalition 
und von der Bundesregierung, Sie haben Wind ge-
sät und wundern sich, daß Sie jetzt Sturm ernten. 

(Beifall bei der SPD) 

Jetzt gehen Sie, Kollege Blüm, ans Rednerpult und 
greifen Gewerkschafter als Desinformateure, als 
Lügner und Hetzer an. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Stimmt auch! 
— Ist j a auch wahr!) 

Lügner und Hetzer? Ich will Ihnen ein paar Fragen 
vorlegen, Herr Kollege Blüm. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie nehmen die 
Lügner in Schutz! — Weitere Zurufe) 

Herr Katzer, Ihr Vorgänger als Bundesarbeitsmini-
ster und als Vorsitzender der Sozialausschüsse, der 
Mann, den Sie einmal mit gutem Grund Ihren vä-
terlichen Freund genannt haben, warnt öffentlich 
vor Ihrem Entwurf. Er sagt: Angesichts der Tatsa-
che, daß die Tarifvertragsparteien bisher ihrer Ver-
antwortung gerecht geworden sind — Hans Katzer 
steht noch auf Ihrem alten Standpunkt, er hat die 
Seiten nicht gewechselt! —, 

(Beifall bei der SPD) 

wirkt schon die peinliche Auseinandersetzung um 
das Arbeitsförderungsgesetz geradezu kleinkariert 
gefährlich. Ist Herr Katzer auch ein Lügner, auch 
ein Hetzer? 

Herr Benda, langjähriger Präsident des Bundes-
verfassungsgerichts, erhebt öffentlich schwere ver-
fassungsrechtliche Bedenken gegen Ihren Entwurf. 
Ist Herr Benda auch ein Hetzer? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Lautete der Zwischenruf „Das kann sein!"? Dann 
sollte man ihn ins Protokoll aufnehmen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und Beifall 
bei Abgeordneten der GRÜNEN — Zurufe 

von der SPD: Pfui! — Schweinerei!) 

Herr Ministerialdirektor Hans-Horst Viehof, der 
von Ihnen selbst berufene Leiter der zuständigen 
Abteilung Ihres Ministeriums, stellvertretender 
Vorsitzender der CDU-Sozialausschüsse des Rhein-
lands, nennt den Entwurf rechtswidrig und schäd-
lich und wird deshalb zwangspensioniert. Ist Herr 
Viehof auch ein Lügner oder ein Hetzer, Herr 
Blüm? 

(Lebhafter Beifall bei der SPD sowie bei

-

fall  bei den GRÜNEN) 

Die CDU-Fraktion im saarländischen Landtag 
wendet sich öffentlich gegen den Entwurf und er-
klärt, es bestehe keinerlei Handlungsbedarf. Sie 
fordert den saarländischen Ministerpräsidenten 
auf, im Bundesrat mit Nein zu stimmen. Sind Ihre 
saarländischen CDU-Kolleginnen und -Kollegen al-
les Lügner und Hetzer? 

Herr Biedenkopf, der designierte Vorsitzende des 
neuen CDU-Landesverbandes Nordrhein-Westfalen, 
immerhin nicht der kleinste unter Ihren Landesver-
bänden, sagte Ende vergangener Woche, der Ent-
wurf sei weiß Gott nicht der Weisheit letzter Schluß. 
Offenbar auch ein Hetzer! 

Herr Oswald, langjähriges Vorstandsmitglied der 
Daimler-Benz AG schreibt wörtlich: „Die Einheits-
gewerkschaft war der Garant für den wirtschaftli-
chen Aufschwung der Bundesrepublik. Es wäre 
kurzsichtig, die Gewerkschaften, die zur Zeit beson-
dere Schwierigkeiten haben, schwächen zu wollen." 
Wörtlich sagt dieser Mann, der als Vorstandsmit-
glied von Daimler-Benz weiß, wovon er redet: „Es 
wäre Schwachsinn, sie weiter in die Defensive trei-
ben zu wollen." Aber gerade das, was Herr Oswald 
als Schwachsinn bezeichnet, tun Sie, Herr Blüm! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Nein, diejenigen, die Sie da angreifen, und der Herr 
Katzer und der Herr Benda und der Herr Viehof 
und die saarländische CDU und der Herr Bieden-
kopf, das sind eben keine Lügner und keine Hetzer, 
ebensowenig wie Ernst Breit und all die anderen, 
die Ihnen Widerstand leisten. Das sind Männer und 
Frauen, die wissen, was auf dem Spiel steht, die sich 
um den sozialen Frieden und die soziale Stabilität 
unseres Landes sorgen. Das sind Männer und Frau-
en, die verantwortungsbewußt von unserem Volk 
Schaden abwenden wollen. Das ist die Wahrheit. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Schaden von unserem Volk abzuwenden wäre ei-
gentlich die Aufgabe des Herrn Bundeskanzlers. 
Aber leider tut er das Gegenteil. Er gießt noch 01 
ins Feuer. Er holt eigens den Bundestag zusammen 
— denn es war j a seine Entscheidung —, um dieses 
schlimme Gesetz ganze 14 Tage früher durch den 
Bundestag zu bringen. Warum eigentlich? Wem sind 
der Bundeskanzler und Herr Blüm und diese Koali-
tion diese Hast, wem sind sie eigentlich dieses Ge-
setz schuldig? Wer drängt sie denn? 

(Zurufe bei der SPD: Sehr gut!) 

Was passiert denn, wenn dieses Gesetz erst im 
Herbst oder überhaupt nicht in Kraft tritt? Und 
warum schweigt der Bundeskanzler hier in einer 
Sache, die inzwischen unser ganzes Volk bewegt? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich fordere den Bundeskanzler auf, doch von die-
ser Stelle aus zu sagen, was bislang an unserer 
Tarifautonomie, was bisher am System der Lohn-
findung schlecht war? Warum lobt er die Gewerk-
schaften nur, wenn ein Gewerkschaftsvorsitzender 
in den Ruhestand tritt und nicht hier an dieser 
Stelle unter Wiederholung der Reden, die wir dort 
hören? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Sind wir nicht das Land mit den verantwortungsbe-
wußtesten Gewerkschaften? Sind wir nicht das 
Land mit den besten Arbeitsbeziehungen zwischen 
den Tarifparteien? Sind wir nicht das Land mit der 
geringsten Zahl von Streiktagen unter allen Indu- 
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strienationen? Welcher Teufel reitet Sie eigentlich, 
daß Sie das alles aufs Spiel setzen und gefährden? 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Wir jedenfalls — darauf können Sie sich verlassen 
— werden nicht schweigen. Wir werden dem Ent-
wurf jeden zulässigen Widerstand entgegensetzen. 
Wir werden immer wieder aufs neue darlegen — 
und da verwende ich die berühmt gewordene Äuße-
rung des Bundeskanzlers —, wie dumm, wie absurd, 
wie töricht dieser Entwurf und dieser Vorstoß ist. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD sowie Bei

-

fall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Wir werden uns jeder Beschränkung unserer Min-
derheitenrechte mit Entschiedenheit widersetzen. 
Denn das ist unsere feste Überzeugung: Wir stehen 
hier im Parlament zwar als Minderheit, aber in der 
Sache stehen wir nicht für die Minderheit, wir ste-
hen für die Mehrheit unseres Volkes, für die Mehr-
heit, die den sozialen Frieden nicht gefährdet, son-
dern gesichert und gewährleistet wissen will. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
SPD sowie Beifall bei Abgeordneten der 

GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Scharrenbroich. 

Scharrenbroich (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Dr. Vogel, Sie haben hier bewiesen: Auf Mitglieder 
der ehemaligen Arbeiterpartei SPD wirkt Norbert 
Blüm wie ein rotes Tuch. 

(Beifall bei der SPD) 

Das hat Sie sogar dazu verführt, daß Sie kein einzi-
ges Wort zu Ihrer eigenen Entschließung gefunden 
haben. So haben Sie hier getobt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nicht Norbert Blüm heizt das soziale Klima an, son-
dern Sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD) 

Herr Dr. Vogel, meine Damen und Herren von der 
SPD, Sie haben ein ganz klares Wahlkampfkon-
zept. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Schämen 
Sie sich doch!) 

Es lautet: Die Glaubwürdigkeit dieses Mannes in 
der Arbeitnehmerschaft muß zerstört werden. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das macht er 
selber!) 

Weil wir diese Wahlkampfkonzeption der SPD er-
kannt haben, werden wir alles tun, daß das nicht 
zum Ziele führt. Das Theaterstück, das Sie hier auf-
geführt haben, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Unerhört!) 

könnte man mit dem Titel überschreiben: 

(Feilcke [CDU/CSU]: „Schmierenkomö

-

die"!) 

„Die Wut über den verlorenen Groschen". Denn 
diese Wahlkampfkonzeption ist jetzt keine zehn 
Pfennig mehr wert, weil wir nämlich schwarz auf 
weiß den deutschen Arbeitnehmern sagen werden, 
was wir wollen. 

(Lachen bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, es geht hier nicht nur 
um die Person des Arbeitsministers, des Vorsitzen-
den der Sozialausschüsse. Es geht vor allem um 
seine Politik. 

(Dreßler [SPD]: Du stehst nicht mehr zu 
deinen eigenen Beschlüssen!) 

Wenn er sich um der richtigen Sache willen mit ein-
flußreichen Vereinen und Vereinigungen anlegen 
muß, dann kann er auf uns zählen, gleich, ob es 
gegen Arbeitgebervereinigungen, ob es gegen den 
Zahnärzteverband, ob es gegen den Hartmannbund 
geht. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Oder DGB!) 

oder ob man sich mit den Gewerkschaften anlegen 
muß. Das gilt auch heute. Um der Sache willen wer-
den wir diese Politik bestätigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dreßler [SPD]: O wei, o wei! Traurig! Trau

-

rig! Traurig!) 

Um gleich eines klarzustellen: Wer in unseren 
Reihen noch immer meinte, man brauche dieses 
Gesetz nicht zu novellieren, der weiß seit diesen 
Tagen, daß das notwendig ist. 

(Lachen bei der SPD) 

Nach den Verdrehungen, Unwahrheiten, Tiefschlä-
gen unter die Gürtellinie verlangt das geradezu die 
politische Hygiene. 

Meine Damen und Herren von der SPD, ich wie-
derhole praktisch meinen Kollegen Helmut Link: 
Nach der Rentenlüge, nach der Mietenlüge sind Sie 
dabei, eine Streiklüge aufzubauen. Nur so kann 
man das sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich wiederhole einen Satz aus dem Sozialdemo-
kratischen Pressedienst vom 30.: 

Als Auswirkung der Neuregelung werden künf-
tig wesentlich weniger streikende Arbeitneh-
mer Kurzarbeitergeld erhalten als nach gelten-
dem Recht. Meine Damen und Herren, wer den 
Arbeitnehmern solche Unwahrheiten serviert, 
dem sollten die Arbeitnehmer kein Wort mehr 
glauben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ihre Rede, Ihre schlimme Rede, Herr Dr. Vogel, 
macht eine sachliche Beratung im Parlament nicht 
einfacher. 

(Lachen bei der SPD) 

Und ich fürchte, es werden noch weitere Reden die-
ses Stils heute kommen. 

(Zurufe von der SPD: Was machst du 
denn?) 
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Wir werden uns bemühen, schwarz auf weiß zu 

belegen, daß das Streikrecht 

(Unruhe bei der SPD) 

— hören Sie doch mal zu, meine Damen und Her-
ren, auch wenn es schwierig ist, die Wahrheit zu 
ertragen — 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

und die Streikfähigkeit nicht in Gefahr gebracht 
werden. Wir werden belegen, daß die Demokratie 
nicht gerettet werden muß. Wir werden belegen, 
daß wir einen Weg finden, die Neutralität so zu 
sichern, daß das Arbeitskampfgleichgewicht nicht 
zu Lasten der Gewerkschaften verändert wird. 

Die Kampagne der IG Metall und der SPD hat 
bisher nur eines erreicht: Uns ist klargemacht wor-
den, daß die begonnene Diskussion jetzt mit gesetz-
lichen Regelungen beendet werden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Durch die heutige zusätzliche Sitzung des Bun-
destages ist es uns möglich — und mehr passiert 
nicht —, rechtzeitig die Sachverständigen zu dem 
Anhörungsverfahren einzuladen und dann mit der 
Beratung im ganz normalen Verfahren fortzufah-
ren. Was ist daran eigentlich Aufregendes? 

Und wer meint, wir würden durchpeitschen, dem 
möchte ich sagen, daß der Bundestagsausschuß 
1968 an drei ganzen Tagen diesen damaligen § 105 
beraten hat. Und wie viele Tage werden wir jetzt 
zur Verfügung haben? Mindestens vier, wenn nicht 
sogar sechs Tage. Das ist die Relation. Wer hier von 
Durchpeitschen spricht, gefährdet den sozialen 
Frieden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD) 

Der Bundesarbeitsminister hat klargemacht, daß 
wir hier ein Sozialversicherungsgesetz novellieren 
und kein Arbeitskampfrecht, 

(Kolb [CDU/CSU]: So ist es!) 

Sozialversicherungsrecht, das sich sowohl an die 
Gewerkschaften als auch an die Arbeitgeber rich-
tet. 

Meine Damen und Herren, wenn die Arbeitgeber 
meinen, auf Grund der Beschäftigungslage jetzt das 
Rad der Geschichte zurückdrehen zu können, ha-
ben sie sich vertan. Die Regierung hat die Wünsche 
der Arbeitgeber zurückgewiesen, die bekanntlich 
lauteten — ich zitiere Herrn Stumpfe aus der „Bild

-

Zeitung" —: 

Nürnberg zahlt grundsätzlich nicht, wenn als 
Folge eines Arbeitskampfes auch nicht be-
streikte Betriebe kurzarbeiten oder vorüberge-
hend dichtmachen müssen. 

Diese Forderung der Arbeitgeber ist ganz klar zu-
rückgewiesen worden. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
das, was die Gewerkschaften jetzt fordern, nämlich 
daß die Bundesanstalt immer zahlen soll, war die 
Forderung des Bundesrates gegenüber der Geset-
zesvorlage der Großen Koalition. Und die ist ein-
deutig zurückgewiesen worden. Und wenn das da-

mals zurückgewiesen worden ist, kann man doch 
heute nicht so tun, als hätte der Gesetzgeber das 
gewollt, was einige Gewerkschaften heute fordern. 
Nein, Adolf Müller (Remscheid) hat damals den 
Kompromiß eingebracht: Außerhalb der Branche 
wird immer gezahlt — das sagt die Regierungsvor-
lage jetzt übrigens im Klartext —, innerhalb des 
Fachbereichs wird nur in den Ausnahmefällen au-
ßerhalb des Tarifgebietes nicht gezahlt, wenn da-
durch der Arbeitskampf beeinflußt würde oder 
wenn die mittelbar betroffenen Arbeitnehmer im 
Grunde gleiche Tarifforderungen stellen. Genau 
das wollen wir. Es geht darum — und ich wieder-
hole den FDP-Fraktionsvorsitzenden Mischnick —, 
daß das Anwendung findet, was der Gesetzgeber 
1969 wollte — um nichts anderes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Natürlich brauchten wir jetzt eigentlich ein 
Klima der sachlichen Beratung. Selbstverständlich 
stehen während der Parlamentsberatungen viele 
Fragen zur Prüfung an. Ich darf einige Fragen nen-
nen, damit auch die Öffentlichkeit erfährt, daß wir 
den Gesetzentwurf — selbstverständlich — sehr 
sorgfältig beraten werden. 

Dazu zähle ich z. B. die Frage, die die Bundesre-
gierung selbst aufgeworfen hat und die wohl noch 
nicht endgültig geklärt ist. Ich zitiere: 

Sind für den Fall, daß Betriebsstillegungen auf 
Aussperrungen zurückzuführen sind, spezielle 
Regelungen notwendig? 

Das ist eine Frage, die das Bundeskabinett nach 
dem Papier der fünf Minister formuliert hat. 

Eine weitere Frage: Können die Kontrollbefug-
nisse des Betriebsrates und der Bundesanstalt bei 
Betriebsstillegungen infolge von Arbeitskämpfen 
noch weiter konkretisiert werden? Hier hat die 
Bundesregierung bereits in ihrer Vorlage dem Be-
triebsrat mehr Rechte gegeben als bisher. Wir wer-
den prüfen, ob das ausreicht. 

Oder: Ist es möglich bzw. notwendig, daß Folgen 
aus reinen Lohnarbeitskämpfen anders behandelt 
werden als Folgen aus Arbeitskämpfen um Verän-
derungen der Arbeitsbedingungen? Das ist sicher 
eine sehr schwierige Frage. Aber wir werden sie 
sorgfältig prüfen. 

Oder: Kann, wie in den letzten Tagen diskutiert 
worden ist, eine Schiedsstelle helfen? Wir werden 
hier jetzt keinen konkreten Vorschlag machen, weil 
wir dafür den Sachverstand der Sachverständigen 
brauchen. Und gehen Sie davon aus: Dann ist der 
Zeitpunkt gekommen, in dem wir unsere konkreten 
Vorschläge machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im Mittelpunkt der parlamentarischen Beratun-
gen wird natürlich vor allem die Frage stehen, ob 
der jetzt vorgeschlagene Gesetzestext die Absich-
ten, die Ziele der Bundesregierung so umsetzt, wie 
sie in der Begründung des Gesetzestextes der Bun-
desregierung und heute vom Bundesarbeitsmini-
ster noch einmal genannt worden sind. Dazu gehört 
auch die Frage, ob der Gesetzestext — ich sagte es 
schon — den Absichten des Gesetzgebers von 1969 
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entspricht. All das steht während der parlamentari-
schen Beratung auf dem Prüfstand. 

Ausdrücklich möchte ich hier begrüßen: erstens 
daß der Bundesarbeitsminister erneut betont hat: 
Diese Bundesregierung will und wird kein neues 
Arbeitskampfrecht schaffen; wir machen Sozialver-
sicherungsrecht und kein Arbeitskampfrecht, zwei-
tens daß der Bundesarbeitsminister die Tarifver-
tragsparteien aufgefordert hat, in der Praxis, in 
Praktizierung der Tarifautonomie selber Spielre-
geln für den Arbeitskampf auszuhandeln, die die 
jetzigen Probleme besser behandeln. 

Meine Damen und Herren, zum Schluß: Es ist die 
größte Selbstverständlichkeit der Welt, daß auch 
dieser Gesetzentwurf im Rahmen der parlamentari-
schen Beratung Veränderungen und Ergänzungen 
erfahren wird. So war es bisher bei jedem wichtigen 
Gesetzentwurf in der Geschichte dieses Parla-
ments. Von Durchpeitschen kann keine Rede sein, 
wenn wir mit den parlamentarischen Beratungen 
jetzt beginnen und für die Beratung dieses Gesetz-
entwurfs genauso viele Tage zur Verfügung haben, 
als wenn wir erst in 14 Tagen damit beginnen wür-
den. Das ist die Sachlage. Wer etwas anderes be-
hauptet, der gießt, Herr Dr. Vogel, wirklich 01 ins 
Feuer. 

(Dreßler [SPD]: Das ist Verdummdeube

-

lung!) 

— Ach, das müssen Sie ertragen können, Herr 
Dreßler. 

Allen Freunden, aber nach den Gegnern der So-
zialausschüsse und der CDU sage ich hier: Erstens. 
§ 116 AFG wird verändert und den Bedingungen 
neuer Technologien angepaßt, damit die Neutralität 
der Bundesanstalt für Arbeit auch in Zukunft bes-
ser gesichert wird; daran gibt es keinen Zweifel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deshalb lade ich die Gewerkschaften ein, ihrer Ver-
pflichtung als Arbeitnehmerorganisation gerecht zu 
werden und, nachdem sie das hoffentlich zur 
Kenntnis genommen haben, an den Beratungen 
endlich konstruktiv teilzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Und zweitens sage ich: Das Gesetz wird am Ende 
so formuliert sein, daß die christlich-demokrati-
schen Arbeitnehmer, also die Sozialausschüsse, die-
ses Gesetz akzeptieren können. Das heißt, das Ge-
setz wird bestätigen: Das Arbeitskampfgleichge-
wicht wird nicht zu Lasten der Gewerkschaften ver-
ändert. 

Auch in diesen Fragen ist sich die Unionsfraktion 
völlig einig. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dreßler [SPD]: Das werden wir nachprü- 

fen, mein Freund!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidt (Hamburg-Neustadt). 

Schmidt (Hamburg-Neustadt) (GRÜNE): Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Immer wenn die Ar-
beitslosenzahlen in Deutschland über die Zwei-Mil-
lionen-Grenze gehen und die Konservativen an der 
Macht sind, dann geht es gegen die Gewerkschaften 
und das Streikrecht. Anfang der 30er Jahre ging 
das per Notverordnung, heute braucht man dazu 
Sondersitzungen, um ein Gesetz durchzubringen, 
das wir schon heute unter die geltenden Notstands-
gesetze einordnen müssen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Dabei ist die übergroße Hast, die die Regierung 
an den Tag legt, mehr als verräterisch. Sie verrät, 
daß die Regierung genau weiß, welchen Anschlag 
sie hier vorhat. Und weil sie das weiß, wird in dieser 
Sache hemmungslos gelogen oder, was die aktuelle 
Steigerungsform davon ist, es wird „verblümt" gelo-
gen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Denn was hat Herr Blüm nicht schon alles vom 
116er verschwiegen oder verkündet? Erst hat er ge-
sagt, er will mit den Gewerkschaften reden, sich 
einigen, weil er für Partnerschaft ist, Gesetzesände-
rung aber wäre Klassenkampf. Dann hat er das Ge-
setz geändert und behauptet, das wäre nur Klarstel-
lung, sozusagen verschärfte Partnerschaft. Wenn 
jetzt die Gewerkschaften gegen diesen Klassen-
kampf von oben ihrerseits Maßnahmen ergreifen, 
dann ist das angeblich Sabotage. Herr Blüm, hören 
Sie auf, den Bettelmönch der Arbeiterklasse zu 
spielen; denn es wird Ihnen nicht gelingen, Ihre 
Schäfchen zum Schafott zu führen, ohne daß sie 
merken, wohin die Reise geht. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Und niemand wird so dumm sein, Sie auch noch im 
Gewand des Scharfrichters für den lieben Beichtva-
ter von der IG Metall zu halten. Und damit Ihnen 
das nicht gelingt, werden wir unermüdlich aufklä-
ren, aus welchem Stoff das Fallbeil ist und was pas-
siert, wenn es auf die Arbeitnehmer niedersaust. 

Dabei stellen wir GRÜNEN zunächst fest: Wir 
waren und sind auch gegen den geltenden 116er, 
weil auch er die kalte Aussperrung legalisiert, und 
wir sind auch gegen die sogenannte Neutralitäts-
pflicht der Bundesanstalt für Arbeit. Denn wir ste-
hen auf dem Standpunkt, die Arbeitnehmer haben 
als Beitragszahler immer und überall einen An-
spruch auf Lohnersatzleistung. Und wo kämen wir 
denn hin, wenn das gesetzlich verfügte Ruhen von 
Versicherungsansprüchen Schule macht? Dann 
werden wohl bald auch die Rentenansprüche ruhen. 
Das vorneweg. 

Und nun zu den heutigen Verschlechterungen des 
§ 116. 

Erstens ist festzuhalten: Mit der sogenannten 
Neutralitätsanordnung von 1973 wurde eine eindeu-
tige Rechtslage geschaffen; denn die Formulierung 
„nur nach Art und Umfang gleiche Forderungen 
führen zum Ruhen von Ansprüchen" wurde bewußt 
gewählt, damit in aller Regel Arbeitslosengeld ge-
zahlt werden muß. Und es wurde schon damals zu 
Protokoll genommen — ich zitiere wörtlich aus dem 
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Protokoll von 1973 —, daß jede Formulierung, die 
nicht nahe an der Identität ist, zu einem allgemei-
nen Ruhen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld füh-
ren muß. Und das sollte 1973 ausgeschlossen wer-
den. Wer das Protokoll und den Beschluß von 1973 
auch nur flüchtig gelesen hat, muß also schon er-
bärmlich die Unwahrheit sagen, wenn er behauptet, 
es geht um notwendige Klarstellung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zweitens ist festzuhalten, daß, wer den Beschluß 
im Protokoll von 1973 gelesen hat, nur zu dem Urteil 
kommen kann, daß der Franke-Erlaß von 1984 ein 
eindeutiger Rechtsbruch war, ein Rechtsbruch, den 
die Regierung jetzt nachträglich legalisieren will. 
Und das ist ja nicht das erste Mal. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Drittens ist festzuhalten, daß die Arbeitgeber 
1973 gegen den Beschluß gestimmt haben, weil sie 
wollten, daß die Bundesanstalt bei kalter Aussper-
rung nie zahlt. Und wir stellen fest, daß die Unter-
nehmer 13 Jahre warten mußten, bis sie die Regie-
rung hatten, die diese Forderung erfüllt und mit der 
Formulierung „gleiche oder ähnliche Forderungen" 
sinngemäß dasselbe macht, was die Arbeitgeber 
1973 gefordert hatten. 

Viertens ist festzuhalten: Der heutige Gesetzent-
wurf ist die nachträgliche Rache der Regierung für 
den 1984er Streik um die 35-Stunden-Woche. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Solche Streiks werden jetzt quasi verboten. Und 
was bedeutet das? Das bedeutet die Ungeheuerlich-
keit, daß eine Regierung, deren Politik die Arbeits-
losigkeit verschärft hat, jetzt auch noch den Ge-
werkschaften verbieten will, ihrerseits gegen die 
Arbeitslosigkeit anzukämpfen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist, liebe Kolleginnen und Kollegen, ein gesetz-
liches Verbot der Solidarität der Beschäftigten mit 
den Arbeitslosen. Und wenn dieses Solidaritätsver-
bot durchgesetzt werden kann, dann gnade Gott all 
den anderen solidarischen und demokratischen Be-
wegungen, der Friedensbewegung, der Frauenbe-
wegung, der Ökologiebewegung. 

Fünftens stelle ich fest, wer Streiks erschwert 
und unmöglich macht, wer darüber die Gewerk-
schaften schwächen will, der hat vor allem ein Ziel: 
Er will die Löhne nach unten drücken. In Wirklich-
keit geht es überhaupt nicht um Neutralität oder 
Juristerei; es geht schlicht ums Geld. Wer daran 
zweifelt, muß nur die Dutzenden von Reden nachle-
sen, die hier Herr Bangemann, Herr Lambsdorff 
oder Herr Kohl gehalten haben und in denen im-
mer wieder zu hören war, daß die Arbeitslosigkeit 
vor allem dadurch verursacht sei, daß die Löhne 
und Lohnnebenkosten zu hoch seien. 

(Kolb [CDU/CSU]: Letzteres!) 

Sie wollen die Einführung von Billiglöhnen. Ihre 
äußerst zynische Formel ist: Je mehr Armut, desto 
weniger Arbeitslose. Das ist auch Teil dieses Ge-

setzentwurfes. Diese Strategie soll damit durchge-
setzt werden. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch!) 

Wohin das führt, kann man an dem großen Vor-
bild, das Ihnen vorschwebt, nämlich an den USA 
sehen: Dort hat nämlich das sogenannte Beschäfti-
gungswunder dazu geführt, daß es inzwischen 35 
Millionen Erwerbstätige gibt, die ganztags arbeiten, 
aber trotzdem Woche für Woche vor den Fürsorge-
stellen um Lebensmittel anstehen, weil sie buch-
stäblich Hungerlöhne erhalten. Wer sagt, die Sache 
mit § 116 sei ihm egal, und womöglich hinzufügt, er 
werde auch beim nächsten Mal noch die geistig

-

moralische Wende wählen, sollte sich schon einmal 
erkundigen, wieviele Lebensmittel denn die Sozial-
hilfe hierzulande vorsieht, damit die Ware Arbeits-
kraft bei Kräften bleibt. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Ist das ein 
Schwachsinn!) 

Wir haben heute und in den Kommentaren zuvor 
diverse Warnungen vor gewerkschaftlichem Wider-
stand und vor Streiks gehört. Das Erfreuliche daran 
ist: Die Regierungsparteien haben offensichtlich 
schon jetzt massiv Angst vor dem, was auf sie zu-
kommt — zu Recht! 

(Zuruf von der FDP: Denkste!) 

Das Ärgerliche daran ist, daß ausgerechnet die Par-
lamentarier, die jeden Militärputsch von Chile bis 
zur Türkei frenetisch mit Beifall bedacht haben und 
jüngst die Drohung mit Investitionsstreiks im rot-
grünen Hessen absolut demokratisch fanden, jetzt 
demokratische Sitzbeschwerden kriegen, wenn ge-
gen Ihre Politik die Arbeiter aufstehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dabei ist klar: Die wichtigste Tarifrunde 1986 ist 
der Kampf für das Streikrecht, denn es ist nun ein-
mal so: Wer 1986 nicht bereit ist, gegen § 116 zu 
streiken, wird ab 1987 womöglich auch nicht in der 
Lage sein, für höhere Löhne oder kürzere Arbeits-
zeit zu kämpfen. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Unver

-

schämt ist das! — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Blödsinn!) 

Denjenigen, die sagen, die Streiks, die politischen 
Aktionen und möglicherweise der Generalstreik 
seien illegal, und hier staatsrechtliche Vorträge hal-
ten, muß gesagt werden: Wenn es tatsächlich zu den 
Massenaktionen kommt, die IG Metall und DGB 
fordern, wenn es dazu kommt, daß bei der zweiten 
Lesung alle Räder stillstehen — wenn nötig, im Mai 
noch einmal —, was wird denn dann von Ihnen, den 
Herren Staatsrechtlern, gemacht? Werden Sie dann 
alle aussperren? Das ganze Volk in den Knast? — 
Natürlich nicht. Auch Sie werden dann nämlich be-
greifen, daß Sie nicht nur eine große Sauerei ge-
macht haben, sondern auch eine große Dummheit. 
Der erste, der das zu spüren bekommt, wird Herr 
Albrecht in Hannover sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord
-

neten der SPD) 
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Es ist jetzt, wo es um die Aktionen draußen geht, 

nicht Aufgabe von politischen Parteien, zu Streiks 
oder zu politischen Streiks aufzurufen. Das ist 
Sache der Belegschaften, das ist Sache der Gewerk-
schaften. Aber jetzt, wo die Arbeitsniederlegungen 
begonnen wurden und absehbar im nächsten Monat 
zunehmen werden und von der Regierungsseite un-
erbittlich diffamiert werden, ist es unsere Pflicht, 
deutlich zu sagen, daß diese Aktionen das einzige 
sind, was jetzt noch helfen kann, und daß sie von 
uns GRÜNEN mit allem, was wir haben, unterstützt 
werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Entscheidung über Mehrheit und Minderheit, 
für und gegen den § 116 im Bundestag ist längst 
gefallen. Die Ausführungen des Herrn Scharren-
broich haben das eben wieder deutlich gemacht. 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt!) 

Jetzt geht es um die gesellschaftlichen Auseinan-
dersetzungen, jetzt geht es um die Frage: entweder 
„gelbe Karte" für die gewerkschaftlichen Streiks 
oder „rote Karte" für diese Regierungspolitik. Jetzt 
heißt die Frage: entweder der kleine Blüm oder der 
große DGB. Für uns ist klar, auf welcher Seite wir 
da stehen werden: auf der Seite der Streikenden 
und des DGB. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD — Kolb [CDU/CSU]: Gott 
schütze mich vor meinen Freunden! Gegen 
meine Feinde kann ich mich selbst weh

-

ren!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Cronenberg. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! In den letzten 
Tagen wurde immer wieder behauptet, die Koali-
tion wolle das Streikrecht einschränken. 

(Zuruf von der SPD: So ist es auch!) 

Deswegen muß ich in der Diskussion um den Neu-
tralitätsparagraphen 116 des Arbeitsförderungsge-
setzes zunächst eine Feststellung treffen, dieselbe 
Feststellung nämlich, wie sie Hermann Rappe am 
12. Dezember 1985 von diesem Pult aus getroffen 
hat. Das Streikrecht wird nicht geändert. 
Damit das klar ist: Niemand in der FDP will das 

Streikrecht oder das Arbeitskampfrecht ändern. Es 
geht allein um die Spielregeln für Streik und Aus-
sperrung, also legale Mittel im Arbeitskampf. Es 
geht darum, diese Spielregeln klarzustellen. 

(Zuruf von der SPD) 

Nun wird von interessierter Seite — wie auch 
durch einen Zwischenruf eben — behauptet, die 
Streikfähigkeit werde durch den Regierungsent-
wurf zu § 116 beeinträchtigt. Meine Damen und 
Herren, mein Vertrauen in die Zahlungsfähigkeit 
deutscher Gewerkschaften ist offensichtlich um vie-
les, vieles größer als das der Gewerkschafter sel-
ber. 

(Zuruf des Abg. Gattermann [FDP]) 

Ich darf in diesem Zusammenhang daran erin-
nern: Bis 1969 erhielten mittelbar vom Arbeits-
kampf Betroffene grundsätzlich kein Arbeitslosen-
geld, und dennoch wurde gestreikt, in Schleswig-
Holstein sehr lange und ausdauernd. Deswegen ist 
die Behauptung einfach falsch, daß dadurch die 
Streikfähigkeit beeinträchtigt würde. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Was hat denn 1980 
das Arbeitsgericht gesagt?) 

Ich möchte auch zur Frage der Gleichgewichtig-
keit, der sogenannten Waffengleichheit ein Wort sa-
gen. Tatsache, meine Damen und Herren, ist, daß 
z. B. in der Metallindustrie jeder zweite Arbeitneh-
mer in einem kleinen, in einem mittelständischen 
Betrieb beschäftigt ist. Tatsache ist, daß die reichste 
Gewerkschaft der Welt, die IG Metall, in Nordrhein-
Westfalen sieben kleine Handwerksbetriebe be-
streikt hat. Wenn ausgerechnet diese IG Metall be-
hauptet, es gebe keine Waffengleichheit, dann 
kommt mir das so vor, als ob sich die gutgerüstete 
Schweizer Armee darüber beschwert, daß die Waf-
fengleichheit mit der Schweizergarde des Vatikan 
nicht gegeben ist. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Nun zu der Behauptung, hier würden eiskalte, 
glasklare Arbeitgeberpositionen vertreten. 

(Urbaniak [SPD]: So ist es doch!) 

Dies ist falsch. 

(Urbaniak [SPD]: So ist es!) 

— Kollege Urbaniak, dies ist falsch. Sonst hätten 
wir nicht in dem Novellierungsantrag zu § 72 AFG 
eindeutig klargestellt, daß der Arbeitgeber nicht 
nur darzulegen, sondern auch glaubhaft zu machen 
hat, worauf die Betriebsstillegung zurückzuführen 
ist, und daß eine Stellungnahme des Betriebsrats 
beizufügen ist. Es ist ebenso eindeutig klargestellt, 
daß die Bundesanstalt für Arbeit, daß das örtliche 
Arbeitsamt soweit die Möglichkeit zur Überprüfung 
vor Ort hat. 

Das sind bei Gott keine Arbeitgeberpositionen. 
Aber das sind, verehrte Kollegen von der sozialde-
mokratischen Fraktion, Positionen, deren Sinnhaf-
tigkeit mir anläßlich einer Protestversammlung des 
DGB in der Beethovenhalle am 13. Dezember 1985 
deutlich gemacht wurde, eine Protestveranstaltung 
des DGB, auf der ich nicht gerade besonders 
freundlich behandelt worden bin, wie sich jeder-
mann denken kann, aber auf der ich auch nicht - 
Gott sei's gepriesen und gedankt — verprügelt wor-
den bin. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Glück gehabt!) 

Übrigens ist dies ein Beweis dafür, daß es sich 
durchaus lohnen kann, mit der FDP Argumente 
auszutauschen. Ich wäre den Kollegen von der SPD 
dankbar, wenn sie einmal ihrem Kollegen Breit, 
dem DGB-Vorsitzenden, mitteilen würden, daß es 
sich durchaus lohnen kann, mit der FDP zu disku-
tieren, nachdem er erklärt hat, es lohne sich nicht 
mehr, mit uns zu reden. 
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Nun sind ein paar Bemerkungen zur notwendi-

gen Klarstellung des § 116 geboten. 

Die Unternehmen haben, betriebswirtschaftlich 
vernünftig, ihre Lagerhaltung drastisch reduziert. 
Die Gewerkschaften haben dies bei ihrer Streiktak-
tik berücksichtigt. Sie wollen mit Hilfe der „Mini-
max"-Strategie ihre Kosten senken. Dies geschieht, 
indem man ausgewählte Zulieferbetriebe mit dem 
Ziel bestreikt, daß der wirtschaftliche Druck mög-
lichst unmittelbar durchschlägt. So sagt es jeden-
falls Frau Kurz-Scherf im Gewerkschaftsbuch 1985. 
Damit setzen die Gewerkschaften Fernwirkungen 
in Drittbetrieben, also bei mittelbar Betroffenen, als 
Mittel des Arbeitskampfes ein. Mit anderen Worten: 
die beitragsfinanzierte Bundesanstalt soll zahlen, 
um so die Streikkasse der IG Metall zu schonen. 

Für das urkapitalistische Prinzip der Kostenmini-
mierung habe ich immer Verständnis. Das nehme 
ich auch den Gewerkschaften keineswegs übel. 
Übel nehme ich es allerdings, wenn sie behaupten, 
die Inanspruchnahme der Bundesanstalt für alle 
unmittelbar Betroffenen sei praktizierte Neutrali-
tät. Dies ist einfach unwahr. 

(Beifall bei der FDP) 

Wer die Neutralität will, muß sie so regeln, wie dies 
der Gesetzgeber 1969 wollte, und darf sie nicht so 
regeln, wie dies die Große Koalition 1967 wollte. 
Man kann es nicht oft genug betonen: das Doku-
ment 5/2291 trägt die Unterschrift von Willy Brandt. 
In dieser Stellungnahme heißt es wörtlich: „Die Ge-
währung von Arbeitslosengeld an mittelbar Betrof-
fene würde die Bereitschaft zur Solidarität stärken 
und den Arbeitskampf beeinflussen." Und man höre 
und staune: „Das würde die Neutralität der Bundes-
anstalt verletzen." 

Wie notwendig eine Klarstellung ist, beweist auch 
die Feststellung des renomierten Kronberger Krei-
ses, 

(Zurufe von der SPD) 

— Kronberg mit K, Herr Kollege Vogel! — wonach 
z. B. 7 500 Streikende 1,5 Millionen Arbeitnehmern 
in der Automobil- und Zulieferindustrie die Mög-
lichkeit zu arbeiten, nehmen können. Deswegen ist 
es einfach falsch, zu behaupten, wir könnten Gesetz 
und Anordnungen so lassen, wie sie jetzt sind, wir 
könnten die Hände in den Schoß legen und abwar-
ten, wann die Gerichte entscheiden werden, ob und 
in welchem Umfang beim nächsten Arbeitskampf 
die Nürnberger Kassen in Anspruch genommen 
werden. 

Und auch die Frau Kollegin Fuchs hat dankens-
werterweise die Feststellung getroffen — gestern 
war es wohl —, die Schiedsstelle habe keinen Stinn, 
so hat sie gesagt, „weil wir eine rechtliche Klarstel-
lung, eine rechtliche Normierung brauchen". Sie hat 
also geradezu unsere Forderung bestätigt. Ver-
ständlicherweise meinen Sie allerdings eine andere 
Änderung, aber zunächst einmal haben Sie die Not-
wendigkeit der Normierung eindeutig klargestellt. 

Nun zur These, wir verletzten eigentumsähnliche 
Rechte. Auch dieser Vorwurf geht ins Leere, denn 
das Bundesverfassungsgericht hat dem Gesetzge-

ber in diesem Zusammenhang einen sehr weiten 
Spielraum zugebilligt. Eine unverantwortlich hohe 
Inanspruchnahme der Nürnberger Kassen — wenn 
ich heute polemisch werden wollte, würde ich sa-
gen: eine Plünderung der Kassen — infolge von 
Tarifauseinandersetzungen führt doch notwendi-
gerweise zu Beitragserhöhungen, und vermeidbare 
Beitragserhöhungen berühren auch die Eigentums-
rechte der Beitragszahler. Wer behauptet, die Bei-
träge seien ausschließlich von Arbeitnehmern er-
bracht, von dem muß ich auch erwarten können, 
daß er konsequenterweise, Herr Kollege Schmidt 
von den GRÜNEN, den Antrag im Deutschen Bun-
destag einbringt, daß die Arbeitnehmer 100 % der 
Beiträge auch bezahlen. Das wäre die logische Kon-
sequenz einer solchen Position. 

(Zurufe von der SPD) 

Nun zum Gesetzentwurf selbst. — Er enthält 
viele Elemente, die zwischen Arbeitgebern und Ge-
werkschaften unumstritten sind. Aber es darf auch 
keine Mißverständnisse geben. Sympathiestreiks, 
politische Streiks und betriebliche Arbeitsniederle-
gungen können und dürfen nicht aus den Kassen 
der Bundesanstalt finanziert werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nun zu der vieldiskutierten Frage, in welchem 
Umfang Forderungen in der gleichen Branche im 
aber nicht umkämpften Tarifgebiet zu einer Zah-
lungsverpflichtung der Bundesanstalt führen sol-
len. Daß eine Formulierung „nach Art und Umfang 
gleich" nicht bedeuten kann, daß die Identität der 
Forderung gegeben ist, hat ja wohl Kollege Rappe 
am 12. Dezember ebenfalls von dieser Stelle aus an-
gedeutet. 

Klar ist auch, daß die Bundesanstalt zahlen muß, 
wenn in den einzelnen Tarifgebieten unterschiedli-
che Forderungen erhoben werden, so z. B., wenn in 
einem Bereich für die Senkung der Arbeitszeit von 
42 auf 40 Stunden gestreikt wird, während in einem 
anderen Gebiet — was weiß ich — 30 oder 35 Stun-
den gearbeitet wird. 

Ebenso klar ist, daß nicht gezahlt werden kann, 
wenn die Streikenden sozusagen für „die ganze 
Truppe die Kastanien aus dem Feuer holen" wollen. 
Daran knüpft sich die Frage: Wann ist dies der 
Fall? 

Deswegen weist die Begründung zu Recht darauf 
hin, daß es nicht geboten ist, die Forderung expres-
sis verbis z. B. per eingeschriebenem Brief dem Ta-
rifpartner mitzuteilen, sondern daß es vielmehr ge-
nügt, daß sie auf Grund der Gesamtumstände als 
erhoben zu gelten hat. 

(Lambinus [SPD]: Was ist denn das eigent

-

lich?) 

Ich gehe davon aus, daß selbst interpretationswü-
tige Juristen nicht zu einem anderen Ergebnis kom-
men können. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, wenn man sich ver-
deutlicht, wie häufig in der Zukunft möglicherweise 
gezahlt werden muß, ist es schon ein tolles Ding, zu 
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behaupten, der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
werde bei Tarifauseinandersetzungen generell ge-
strichen; ganz abgesehen davon, daß bewußt ver-
schwiegen wird, daß die bestehende Härteklausel 
des Abs. 4 des § 116 uneingeschränkt weiter Be-
stand hat. Ich habe schon in der letzten Debatte 
gesagt: Wer sich den § 116 und die von der Regie-
rung vorgeschlagene Klarstellung ernsthaft durch-
liest, der hat — davon bin ich überzeugt — keinen 
vernünftigen Grund, zu demonstrieren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Widerspruch und Zurufe von der SPD) 

Zusammenfassend darf ich für die FDP feststel-
len: Es gibt keinen Eingriff in das Streikrecht. Die 
Gefährdung der Streikfähigkeit der Gewerkschaf-
ten ist eine Mär. Die Klarstellung der Neutralität 
der Bundesanstalt ist eine Notwendigkeit. All dies 
sind unbestreitbare Fakten. 

(Beifall bei der FDP) 

Mit denjenigen, die bereit sind, im Gesetzgebungs-
verfahren sich mit diesen Fakten auseinanderzu-
setzen, werden wir sicherlich ernsthaft diskutieren. 
Mit denen, die das Gesetzgebungsverfahren mit al-
len Mitteln verzögern oder gar filibustern wollen, 
ist eine sinnvolle Diskussion nicht möglich. 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 
Aber all denjenigen, denen an einer sachlichen Aus-
einandersetzung gelegen ist, möchte ich sagen: Wir 
sind für vernünftige Verbesserungsvorschläge im-
mer offen. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Lutz? 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Präsident, 
selbstverständlich, aber nur unter der Vorausset-
zung, daß ich den letzten Satz meiner Rede noch 
sagen kann. Herr Kollege Lutz, bitte schön. 

Lutz (SPD): Herr Cronenberg, sehen Sie eine 
sachkundige und sorgfältige Beratung im Fachaus-
schuß als Filibustern an? 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Kollege Lutz, 
wir kennen uns so lange, daß der in der Frage 
unterstellte Vorwurf mich tief verletzt. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Sachgemäße Auseinandersetzungen im Ausschuß 
haben mit Filibustern nichts zu tun. Aber denjeni-
gen, der öffentlich erklärt, daß er um des Verzö-
gerns willen verzögern will, den bezeichne ich als 
jemanden, der filibustert. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich muß noch einmal betonen: Ich bin außerordent-
lich an einer sinnvollen Diskussion interessiert. Ich 
möchte allerdings auch sagen: Die Kritik an ande-
ren hat noch keine eigene Leistung ersetzt. 

(Zustimmung bei der FDP) 
Mit anderen Worten: Konkrete Vorschläge im Sinne 
einer Verbesserung des Gesetzentwurfs müssen in 
der Tat auf den Tisch. Sie können sicher sein, daß 

Sie in uns jemanden finden, der bereit ist, objektiv 
darüber zu diskutieren und notfalls auch seine Mei-
nung zu korrigieren. Vorläufig sehe ich hierzu aller-
dings noch keine Ansätze. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Glombig. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Glombig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Cronenberg, zu den von 
Ihnen in die Debatte eingeführten Stichworten, wie 
Neutralitätspflicht, Beziehungen der FDP zu den 
Gewerkschaften oder auch zu der sicherlich nicht 
unrichtigen Behauptung, daß die FDP eine eiskalte 
und glasklare Arbeitgeberpolitik betreibt 

(Dr. Rumpf [FDP]: So ein Quatsch! — Krey 
[CDU/CSU]: Das ist doch Unsinn, was Sie 
sagen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU und der FDP: Unsinn!) 

— dies können Sie doch wohl nicht bestreiten; ich 
meine, es ist doch wirklich Unsinn, das zu bestrei-
ten —, fällt mir allerhand ein. Trotzdem glaube ich, 
daß es sich nicht lohnt, groß darauf einzugehen. Bei 
aller Wertschätzung für Sie als Mensch und Person, 
Herr Cronenberg, aber wenn Sie jetzt von dieser 
Stelle aus Herrn Breit anbieten, zu einem Aus-
tausch von Argumenten zusammenzutreten, dann 
kann ich nur sagen: Diese Gelegenheit hätten Sie 
doch sicherlich längst gehabt. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

Vielleicht hätten Sie sich doch etwas intensiver 
darum bemühen sollen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Cronenberg? 

Glombig (SPD): Herr Cronenberg, es hat keinen 
Sinn. Wissen Sie, ich wollte auch gar nicht länger 
auf Sie eingehen; ich wollte vielmehr nur sagen, daß 
ich das alles nicht ganz ernst nehmen kann. Auch 
bei der Zwischenfrage könnte nicht viel heraus-
kommen. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Sie kennen 
die Zwischenfrage ja noch gar nicht! Sie 

kennen sie schon vorher!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte mich er-
neut dem Bundesarbeitsminister zuwenden, weil 
ich meine, daß er der richtige Adressat ist. Selbst 
wenn er behauptet — was er bisher nicht getan 
hat —, er sei hier unter den Druck der FDP geraten, 
hätte er eigentlich längst seinen Hut nehmen müs-
sen. Daher ist er für mich, für uns der Hauptverant-
wortliche für diese Entwicklung. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer den Bundesarbeitsminister wie ich am letz-
ten Wochenende im rheinischen Karneval erlebt 
hat — ich habe das mit großem Vergnügen —, der 
kann ihm seinen Respekt für diesen Auftritt nicht 
versagen, und das tue ich auch nicht. Als Moritaten- 
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sänger war Norbert Blüm einsame Spitze, er war 
erste Klasse. Aber darüber will ich mich heute nicht 
weiter auslassen. Heute geht es um eine ganz an-
dere Seite des Norbert Blüm, nämlich um seine 
Rolle bei der Änderung des § 116 AFG; es geht um 
die ganz persönliche Rolle, die er dabei spielt. Hier 
gebührt dem Arbeitsminister alles andere als Lob 
und Anerkennung, denn er spielt die schändlichste 
Rolle, die ein Arbeitsminister in der Nachkriegszeit 
jemals gespielt hat. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Pfui!) 

— Dies ist nun einmal so; es tut mir leid. — Norbert 
Blüm hat in den letzten Monaten ein politisches 
Doppelspiel betrieben wie kein Arbeitsminister vor 
ihm. 

(Beifall bei der SPD) 

Er hat sich wochenlang als ehrlicher Makler zwi-
schen den Sozialparteien aufgespielt 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Das ist 
er auch!) 

— das ist er eben nicht —, obwohl schon lange fest-
stand, daß die Neutralitätsvorschriften zu Lasten 
der Gewerkschaften verändert werden sollen. Auch 
die Öffentlichkeit hat er darüber getäuscht, meine 
Damen und Herren. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Das 
ist doch nicht wahr!) 

Mit der Klarstellungslüge und polemischen Ausfäl-
len gegen die Gewerkschaften soll vernebelt wer-
den, was von Anfang an beabsichtigt war, nämlich 
die Schwächung der Gewerkschaften. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Das ist 
nicht wahr! — Lohmann [Lüdenscheid] 
[CDU/CSU]: Was hat man Ihnen denn da 

aufgeschrieben?) 

Norbert Blüm hat den schwersten Sozialkonflikt 
der letzten Jahrzehnte zu verantworten. 

(Beifall bei der SPD) 

Seine Aufgabe wäre es gewesen, in dieser Ausein-
andersetzung die ihm anvertrauten Interessen der 
Arbeitnehmer und der Gewerkschaften zu vertre-
ten. Diese Aufgabe hat er sträflich vernachlässigt. 
Von Anfang an stand er auf der Seite der Arbeitge-
ber und betrieb ihr Geschäft. 

(Beifall bei der SPD — Lohmann [Lüden

-

scheid] [CDU/CSU]: Das ist aber zu billig, 
Herr Glombig!) 

Er war es höchstpersönlich, der den ganzen Streit 
um den § 116 angezettelt hat. Im Metallarbeits-
kampf vom vorletzten Jahr hat er sich einseitig auf 
die Seite der Arbeitgeber gestellt und dem Präsi-
denten der Bundesanstalt für Arbeit, Franke, Rük-
kendeckung gegeben, als dieser über 300 000 kalt 
ausgesperrten Arbeitnehmern kein Kurzarbeiter-
geld zahlen wollte. Er war es, der als erster davon 
sprach, daß die Bundesanstalt für Arbeit nicht die 
Streikkasse der IG Metall sein dürfe. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Das 
ist richtig!) 

Offensichtlich wollte er, daß künftig die Sozialhilfe 
die Streikkasse darstellt. Dies können wir natürlich 
noch viel weniger zulassen, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung des 
Abg. Schmidt [Hamburg-Neustadt] [SPD]) 

Mit diesem bösen Wort hat er die Scharfmacher in 
den eigenen Reihen überhaupt erst auf den Plan 
gerufen; denn bis dahin gab es keinen Streit über 
die Zahlung von Kurzarbeitergeld an mittelbar be-
troffene Arbeitnehmer. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das stimmt nicht!) 

Für den Arbeitsminister geht es jetzt, wie er be-
hauptet, nur um Klarstellung. Er geht sogar so weit, 
sich als Vollstrecker des AFG-Gesetzgebers von 
1969 aufzuwerfen. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Ge

-

nauso ist es!) 

Aber meine Damen und Herren, mit Klarstellung 
hat dieser Gesetzentwurf, wie ich in solchen Fällen 
zu sagen pflege, genausoviel und genausowenig zu 
tun wie die Kuh mit dem Foxtrott. Wer dies behaup-
tet, sagt schlicht die Unwahrheit. Hier soll nicht 
klargestellt werden, hier soll geltendes Recht zu La-
sten der Gewerkschaften und Arbeitnehmer verän-
dert werden, und dies ist die Wahrheit und nichts 
anderes. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Das 
sagen Sie! — Zuruf von der CDU/CSU: Das 

ist falsch!) 

Was der AFG-Gesetzgeber 1969 gewollt hat, Herr 
Kollege Müller, kann man natürlich auch nachle-
sen. Es waren auch noch andere und nicht nur Sie 
allein dabei. Jeder kann im Bericht des federfüh-
renden Arbeitsausschusses nachlesen. Nachdem 
der Arbeitsminister diesen Bericht in der Bundes-
tagssitzung vom 4. Dezember 1985 falsch zitiert hat, 
möchte ich die entscheidende Stelle wörtlich wie-
dergeben. Ich zitiere: 

Der Anspruch auf Arbeitslosengeld soll in allen 
Fällen ruhen, in denen die Gewährung dieser 
Leistung den Arbeitskampf beeinflussen könn-
te. Dabei wird es sich um Ausnahmefälle han-
deln. 

Ich unterstreiche: um Ausnahmefälle. 

Genau dies will der Regierungsentwurf umkeh-
ren: Mittelbar betroffene Metaller sollen bei einem 
Arbeitskampf in der Metallindustrie grundsätzlich 
leer ausgehen. An diesem Ergebnis gibt es über-
haupt nichts zu deuteln. Wer das Gegenteil behaup-
tet, der sagt bewußt die Unwahrheit. Damit wir 
nicht aneinander vorbeireden, meine Damen und 
Herren, und damit es auch Herrn Blüm nicht weiter 
vergönnt ist so zu tun als ob: möchte ich klarstellen: 
Es geht hier nur um die mittelbar betroffenen Ar-
beitnehmer desselben Fachbereichs. Daß alle ande-
ren mittelbar betroffenen Arbeitnehmer außerhalb 
des fachlichen Geltungsbereiches eines umkämpf- 
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ten Tarifvertrages weiterhin Leistung erhalten, ist 
selbstverständlich. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Das 
haben Sie bisher verschwiegen, vor allen 

Dingen die Gewerkschaften!) 

— Nein, wir haben dies nicht verschwiegen. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: 
Selbstverständlich, Herr Glombig! Sie ha

-

ben glatt das Gegenteil behauptet!) 

Dies war niemals strittig, und dies soll auch künftig 
so bleiben. Daran will auch der Arbeitsminister mit 
seinem Regierungsentwurf nichts ändern. 

(Zuruf von der SPD: Noch nicht!) 

Die Änderung Betriff ausschließlich mittelbar be-
troffene Arbeitnehmer desselben Wirtschaftszwei-
ges, die außerhalb des umkämpften Tarifgebietes 
wegen angeblicher oder tatsächlicher Fernwirkun-
gen eines Arbeitskampfes nicht mehr arbeiten kön-
nen. 

Wenn der Arbeitsminister auch hier der Auffas-
sung ist, daß alles beim alten bleibt, sollte er sich 
mal bei seinen eigenen Beamten nach den Rechts-
folgen der Gesetzesänderung erkundigen. Sie ha-
ben nämlich mit nicht zu überbietender Klarheit in 
einem Protokoll festgeschrieben, was ihr Chef of-
fensichtlich nicht wahrhaben will. Ich darf aus dem 
Protokoll einer Besprechung vom 5. Dezember 1985 
zitieren, an der auch Beamte des Wirtschaftsmini-
steriums und des Bundeskanzleramtes teilgenom-
men haben. Dort heißt es wortwörtlich: 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Ein 
öffentliches Protokoll?) 

— Ich zitiere. Ich weiß nicht, ob es öffentlich ist; es 
steht aber auch nicht „geheim" darauf. 

(Kolb [CDU/CSU]: Es ist zufällig gefunden 
worden!) 

— So ist es eben! Ich zitiere hier nicht aus einem 
geheimen Dokument. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wie Herr Spran

-

ger! — Dr. Vogel [SPD]: Ja, Spranger fra

-

gen!) 

Dort heißt es also: 

Die beteiligten Ressorts stimmen darin über-
ein, daß die vorgesehene Neufassung des § 116 
bei Lohnarbeitskämpfen — jedenfalls im Me-
tallbereich — zu einem Ruhen im gesamten 
Fachbereich führt. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Kolb [CDU/ 
CSU]: Sofern es überall gleiche Forderun

-

gen sind!) 

Und da stellt sich der Arbeitsminister hin und redet 
immer noch von Klarstellung! Dies, meine Damen 
und Herren, ist doch wirklich die Höhe. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ihr Versuch, Herr Blüm, der Öffentlichkeit und 
den Arbeitnehmern etwas anderes weiszumachen, 
wird Ihnen, so hoffe ich, auch künftig mißlingen. 

Warum wundern Sie sich dann, wenn Sie von Ihren 
eigenen Gewerkschaftskollegen als Arbeiterverrä-
ter und Arbeitgeberminister beschimpft werden? 
Wer so mit den Arbeitnehmern und ihren Gewerk-
schaften umspringt wie Sie, darf sich eigentlich 
über solche Attribute nicht beschweren, wenngleich 
ich dafür, menschlich gesehen, Verständnis habe; 
aber keine Wirkung ohne Ursache. 

Im übrigen ist es fast ein Witz, im Zusammen-
hang mit dem Regierungsentwurf von einer Klar-
stellung zu sprechen. Dieser Entwurf strotzt so von 
unbestimmten Rechtsbegriffen — der Kollege Vo-
gel hat darauf eindrucksvoll hingewiesen —, daß er 
die Gerichte über Jahre hinaus beschäftigen wird, 
weil er erst Unklarheit schafft. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich habe immer noch nicht die Hoffnung aufgege-
ben, daß die Mitglieder der Sozialausschüsse in der 
CDU/CSU-Fraktion diesen folgenschweren Unsinn 
ablehnen werden. Es wird höchste Zeit, Herr Schar-
renbroich, daß sie entweder ihrem Vorsitzenden auf 
die Finger klopfen oder ihn in die Wüste schicken. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wir sind gegen 
Tätlichkeiten!) 

Sie müssen sich zwischen der Loyalität zum Ar-
beitsminister auf der einen Seite und ihrer eigenen 
Identität auf der anderen Seite entscheiden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Da genügen die Verrenkungen zur Unterstützung 
des Arbeitsministers, der gleichzeitig Vorsitzender 
der Sozialausschüsse ist, hier an diesem Pult über-
haupt nicht. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Machen Sie 
sich darüber mal keine Sorgen!) 

Bislang kann ich nicht erkennen, daß die Sozial-
ausschüsse die geplante Schwächung der Gewerk-
schaften konkret verhindern wollen. Zwar haben 
sie auf ihrer Tagung in Königswinter jede Ver-
schlechterung der Rechtslage global abgelehnt — 
Sie haben das hier auch wiederholt —, aber gleich-
zeitig haben sie dem Gesetzesvorhaben im Grund-
satz zugestimmt. Nein, meine Damen und Herren, 
dies geht nun wirklich nicht! Wer die Änderung des 
§ 116 im Grundsatz befürwortet, aber gleichzeitig so 
tut, als wolle er jede Änderung zu Lasten der Ge-
werkschaften ablehnen, der will die Quadratur des 
Kreises, und das geht eben nicht. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, die neueste Masche 
des Arbeitsministers ist es, nun ausgerechnet von 
den deutschen Gewerkschaften bessere Formulie-
rungen einzufordern. Für wie dumm hält dieser Mi-
nister die Gewerkschaften eigentlich? Es geht hier 
nicht um die schönste oder um eine bessere Formu-
lierung; es geht um die Veränderung der bestehen-
den Rechtslage, um sonst gar nichts, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
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und dazu sind sowohl der Arbeitsminister als auch 
die Bundesregierung offenbar wild entschlossen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Ja! — Lohmann 
[Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Nein, es geht 

um eine Klarstellung!) 

Nein, die angebliche Offenheit für bessere For-
mulierungen auch bei Ihnen, Herr Scharrenbroich, 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das war eine 
gute Rede!) 

— ja, sehr gut — kann nicht ernstgemeint sein. 
Wäre sie es, müßte sich doch der Arbeitsminister 
selbst an der Suche nach besseren Formulierungen 
beteiligen und dürfte dies nicht allein anderen über-
lassen, denn als Vorsitzender der Sozialausschüsse 
muß er doch den Beschluß der Sozialausschüsse 
mitgetragen haben. Anders ist es doch überhaupt 
nicht möglich; schließlich haben sich auch die So-
zialausschüsse, deren Vorsitzender er immer noch 
ist, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Nicht nur ist, 
sondern auch bleibt!) 

für Verbesserungen des Regierungsentwurfs ausge-
sprochen. Warum also leistet der Arbeitsminister 
nicht zumindest Ihnen die notwendige Formulie-
rungshilfe, wenn er es gegenüber den Gewerkschaf-
ten schon nicht tut? Warum leistet er nicht wenig-
stens Ihnen gegenüber die Formulierungshilfe, wie 
es doch auch sonst der Fall ist? Die Antwort ist: Er 
will gar keine andere Formulierung, er will seinen 
Gesetzentwurf durchziehen. Das ist die Wahrheit! 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, mich macht in diesem 
Zusammenhang betroffen, daß der Arbeitsminister 
diese ganze Entwicklung nicht nur angezettelt, son-
dern auch bis zum heutigen Tage voll mitgetragen 
hat und weiter voll trägt. Es ist derselbe Norbert 
Blüm, der noch vor einigen Jahren ganz andere 
Töne von sich gab. Auch dies hat Hans-Jochen Vo-
gel hier eindrucksvoll dargestellt. Heute hört sich 
das bei demselben Norbert Blüm ganz anders an. 
Heute tritt er dafür ein, die Gewichte im Arbeits-
kampf zu Lasten der Gewerkschaften zu verschie-
ben und unbeteiligte, mittelbar betroffene Arbeit-
nehmer von Leistungen der Bundesanstalt für Ar-
beit auszuschließen. Diesen Wandel des Norbert 
Blüm vom Paulus zum Saulus bedaure ich persön-
lich zutiefst. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich habe Norbert Blüm — und dies sage ich aus 
voller Überzeugung und Ehrlichkeit — — 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Das 
müssen Sie betonen?) 

— Ja, das muß ich betonen, weil ich vorher sehr kri-
tische Bemerkungen gemacht habe. Ich habe Nor-
bert Blüm in vielen Jahren als Mensch schätzen 
gelernt. Aber seit dieser Mann Arbeitsminister ist 
und offensiv für eine Politik des Sozialabbaus, der 
Spaltung und der Schwächung der Gewerkschaften 
eintritt, 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Alles Unsinn, 
was Sie da erzählen!) 

erkenne ich ihn nicht mehr wieder. 

(Beifall bei der SPD) 

Hat Hermann Rappe wirklich recht, der am 12. De-
zember 1985 an dieser Stelle gesagt hat: 

(Kolb [CDU/CSU]: Das war eine schwere 
Entgleisung!) 

„Es ist schlimm, die Aufgabe und den Verfall der 
Identität eines Mannes zu sehen." Ich fürchte, ja, 
und bedaure auch dieses außerordentlich. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Kolb 
[CDU/CSU]: Diese Entgleisung wird nicht 
dadurch besser, daß Sie sie wiederholen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hauser. 

Hauser (Krefeld) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Bisher hat die Opposi-
tion an diesem Tage die Gelegenheit verpaßt, ein-
mal deutlich zu machen, wie sie sich die Lösung der 
Probleme um den § 116 denkt, und sie hat die vorhe-
rige Polemik durch weitere Polemik ergänzt, ohne 
in der Sache auch nur einen einzigen Beitrag zu lei-
sten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD) 

Das gilt auch für Herrn Rau, der wohl glaubt, sich 
mit Anstand der Debatte entziehen zu können, 
wenn er hier den Abstand wahrt. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Wo ist 
denn der Kanzler?) 

Sie hätten heute Gelegenheit gehabt, zu dem Re-
gierungsentwurf Stellung zu nehmen und einmal 
deutlich zu sagen, wie Sie sich die Sicherung der 
Neutralitätspflicht der Bundesanstalt in Nürnberg 
vorstellen; denn ich hoffe, daß es doch zumindest 
darüber keine Meinungsverschiedenheit gibt, bei 
all Ihrer Polemik, daß diese Neutralitätspflicht auch 
in Zukunft gesichert sein muß. Hier, meine Damen 
und Herren, ist der richtige Ort und auch die rich-
tige Zeit dafür, in diesem Hohen Hause und nicht 
draußen auf der Straße. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Kleine Bröt

-

chen zu backen!) 

Aber offenbar sind unsere Erwartungen an die Op-
position wieder einmal zu hoch ausgefallen. Den 
vielen Enttäuschungen über Ihre mangelhaften Al-
ternativen in den letzten Jahren haben Sie eine 
weitere hinzugefügt. 

Ich frage mich: Wo bleibt eigentlich der Aufschrei 
der Opposition darüber, daß Gelder, die den Arbeits-
losen zustehen, zur Durchsetzung tarifpolitischer 
Ziele zugunsten derer mißbraucht werden sollen, 
die Arbeit haben? 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Etwas Düm
- meres habe ich noch nicht gehört!) 

Wo bleibt eigentlich Ihre Aufforderung an die Tarif

-

parteien, gefälligst selbst ihre Kampfkraft sicherzu- 
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stellen und die Nürnberger Kasse unbehelligt zu 
lassen? 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Kleine Bröt

-

chen zu backen!) 

— Wenn Ihnen nichts Besseres als Zwischenrufe 
einfällt, sollten Sie sich lieber verabschieden. 

Sie reden draußen von sozialer Demontage, von 
Umverteilung oder von der Ellenbogengesellschaft. 
Haben Sie eigentlich schon einmal darüber nachge-
dacht, was die Arbeitslosen vom Anspruch der Ge-
werkschaften halten, sich aus dem Nürnberger Topf 
zu bedienen? 

Noch etwas: Wir haben in der Bundesrepublik 
Deutschland ca. 23 Millionen Beschäftigte, die 50 Wo 
der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung leisten. 

(Lambinus [SPD]: Dummheit ist das!) 

Die andere Hälfte wird von etwa 2 Millionen Unter-
nehmen als Lohnbestandteil aufgebracht. Ich kann 
mir nicht vorstellen, meine Damen und Herren, daß 
alle diese Leute, die hohe Beiträge von ihrem sauer 
verdienten Geld nach Nürnberg zahlen, damit ein-
verstanden sind, wenn dieses Geld von einer Tarif-
partei ganz selbstverständlich zur Durchsetzung ih-
rer politischen Ziele mißbraucht wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das ist ent

-

larvend!) 

Sie reden von „versöhnen statt spalten" und treiben 
zur gleichen Zeit einen demagogischen Keil in die 
deutsche Arbeitnehmerschaft. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Sie werden das noch merken. Wenn Sie nämlich 
glauben, daß die Arbeitnehmer alle so dumm und 
dämlich sind, Ihrer Polemik zu folgen, dann werden 
Sie Ihr blaues Wunder erleben 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Zuruf von den GRÜNEN: 
Fragen Sie sie selber! — Tischer [GRÜNE]: 

Das ist Ihre Hilflosigkeit!) 

Der gewerkschaftliche Anspruch ist für einen In-
teressenverband legitim. Für eine Partei oder eine 
Fraktion, sei sie in der Opposition oder in der Re-
gierungsverantwortung, ist die kritiklose Über-
nahme eines solchen Standpunktes ein politisches 
Armutszeugnis erster Güte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Klejdzinski? 

Hauser (Krefeld) (CDU/CSU): Nein, danke schön; 
ich möchte das hier im Zusammenhang vortragen. 

(Amling [SPD]: Er liest weiter vor!) 

Für uns jedenfalls hat diese Auseinandersetzung 
klargestellt: Bundesregierung und Koalition kön-
nen ihr Verhältnis zu den großen gewerkschaftli-
chen Organisationen und Interessenverbänden 
selbstbewußt definieren. Forderungen der Gewerk-
schaften gelten für uns ebensowenig automatisch  

als Anliegen aller Arbeitnehmer in unserem Lande, 
wie Forderungen der Unternehmensverbände die 
Anliegen aller Betriebe darstellen. 

Meine Damen und Herren, diese Regierung ist 
eine Regierung für alle Bürger 

(Widerspruch bei der SPD) 

und nicht eine Regierung für oder gegen bestimmte 
Gruppeninteressen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von den 
GRÜNEN: Fragen Sie einmal die Bürger! 

— Zurufe von der SPD) 

— Schreien Sie ruhig weiter. Das macht nichts. Es 
zeigt Ihre Hilflosigkeit, wenn Sie sich hier so gebär-
den, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Der Regierungsentwurf zum § 116 AFG orientiert 
sich an den sachlichen Notwendigkeiten und nicht 
an Wünschen von Interessengruppen, seien sie 
auch noch so stark. Wir unterstützten die Zielset-
zung unserer Regierung. 

Natürlich geht es uns nicht darum, die Kampf-
kraft einer Tarifpartei zu schwächen oder zu stär-
ken. Gerade dies darf der Staat ja nicht, wenn er 
neutral ist und neutral bleiben will. Das ist es ja, 
was die Argumentation von DGB und SPD so un-
glaubwürdig macht. Wer Mittel der Nürnberger 
Bundesanstalt zur Stärkung seiner Kampfkraft be-
ansprucht, mißbraucht sie, mißbraucht den Staat 
und verletzt die Neutralität. 

(Beifall bei CDU/CSU — Immer [Altenkir

-

chen] [SPD]: Das ist nicht das Geld des 
Staates!) 

Für ihre Kampfkraft und ihre Gewinnchancen ha-
ben die Tarifparteien alleine zu sorgen. Die Neutra-
litätspflicht muß vor dem Zugriff einseitiger Inter-
essen geschützt werden; 

(Beifall des Abg. Werner [Westerland] 
[GRÜNE]) 

denn der Verlust der staatlichen Neutralität hat 
unmittelbar den Verlust der Tarifautonomie zur 
Folge. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, hier geht es darum, 
daß sich weder die Arbeitgeber noch die Arbeitneh-
mer unrechtmäßig mit Mitteln zur Veränderung ih-
rer Kampfkraft zu Lasten eines anderen versorgen 
können. Das wäre das Ende der Tarifautonomie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schily [GRÜNE]: Wem gehört das Geld? 

Den Arbeitgebern?) 

Wenn die Opposition hier im Hohen Hause und 
Teile der Gewerkschaften diese Diskussion so fort-
führen, als sollte ihnen ein berechtiger Anspruch 
weggenommen werden, so werden sie sich noch 
darüber wundern, welche Diskussion sie damit in 
der Arbeitnehmerschaft, aber auch in einer breiten 
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Schicht der mittelständischen Unternehmer auslö-
sen. 

(Dreßler [SPD]: Wir werden sehen, wer 
sich wundert!) 

Sie tragen zur Gefährdung der Tarifautonomie 
bei, wenn Sie die Unterstützung tarifpolitischer 
Ziele durch staatliche Mittel fordern. Der Entwurf 
eines Gesetzes zur Sicherung der Neutralität ist 
deshalb geradezu wesensnotwendig zum Schutz der 
Tarifautonomie. 

(Lachen des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

Wenn Sie schon den Zusammenhang zwischen Neu-
tralitätspflicht und Tarifautonomie nicht erkennen, 
so sollten Sie wenigstens endlich mit Ihrer unerhör-
ten Beschuldigung aufhören, diese Koalition wolle 
das Streikrecht einschränken. Wir werden nicht das 
Streikrecht einschränken, sondern wir verweisen 
es in den Rahmen der Tarifautonomie, wo der Staat 
nichts zu suchen hat. Sie sollten endlich damit auf-
hören, diese verfassungsrechtlich und vor allem 
verfassungspolitisch gebotene Maßnahme der Neu-
tralitätssicherung für Ihre demagogische Irrefüh-
rung zu mißbrauchen. 

(Lambinus [SPD]: Verbietet die Aussper

-

rung! Dann ist alles erledigt!) 

Beteiligen Sie sich doch endlich an der Diskussion 
um die Sache, und beenden Sie diese Ihre Polemik! 
Sie geraten sonst in die Gefahr, Ihre unselige Tradi-
tion des Nein-Sagens aus den 50er Jahren hier wie-
deraufzuwärmen. Ich sage das so kurz nach dem 
Geburtstag des Kollegen Vogel nicht gerne: Er 
würde dann nicht als der Nachfolger Herbert Weh-
ners in die Geschichte eingehen, sondern als der 
Ollenhauer der 80er Jahre. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie nicht in der 
Lage und bereit sind, eine Sachdiskussion zu füh-
ren, haben Sie auch kein Anrecht zu dieser Ver-
dummung der Arbeiterschaft und der Offentlich-
keit, die Sie im Augenblick betreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Tischer. 

Tischer (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen 
in den Betrieben! Am 6. März sind es nun drei Jah-
re, lieber IG-Metall-Kollege Norbert Blüm, in wel-
chen viele Kolleginnen und Kollegen draußen in 
den Betrieben und ich die Reden und Argumente 
angehört haben, die Sie — es wäre gut, wenn Sie 
zuhörten — als Bundesarbeitsminister, aber auch 
als Mitglied der IG Metall hier im Deutschen Bun-
destag vorgetragen haben. Viele Ihrer Reden waren 
ein Verschnitt aus Kumpel und Karneval. Sie wa-
ren rhetorisch so gezimmert, daß sie Ihnen nach 
Art und Umfang annähernd gleich hier im Bundes-
tag kaum jemand nachmachen konnte. Dies hat Ih-
nen zumindest bei den Beschäftigten, die bislang 
nicht von einem Ihrer Gesetze betroffen worden 
sind, Sympathie eingebracht. Spätestens seit ver-
gangener Woche, jenem Dienstag, an welchem die 

CDU/CSU-Fraktion in intimer Zusammenarbeit mit 
der FDP beschlossen hat, dieses Antistreikgesetz in 
nur sieben Wochen durch den Bundestag zu peit-
schen, ist diese Sympathie für Sie, lieber IG-Metall

-

Kollege Norbert Blüm, kaputt. Spätestens seitdem 
muß jedem Menschen draußen an der Werkbank 
klar sein, daß es der IG-Metall-Kollege Norbert 
Blüm ist, der gemeinsam mit dem FDP-Wirtschafts-
minister einen Gesetzentwurf geschaffen hat, wel-
cher die Streikfähigkeit der Kolleginnen und Kolle-
gen draußen in den Betrieben aus den Angeln he-
ben soll. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Den Arbeitnehmern draußen hinter den Maschi-
nen muß klar werden, daß es sich hierbei nicht um 
irgendeinen Paragraphen im Arbeitsförderungsge-
setz handelt, der sowieso die wenigsten treffen wür-
de; den Arbeitern draußen hinter den Maschinen 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: 
Auch vor den Maschinen!) 

muß klar werden, daß sie dann kein Geld mehr vom 
Arbeitsamt bekommen, wenn in einem anderen Ta-
rifbezirk gestreikt wird und ihr Arbeitgeber kalt 
aussperrt. 

(Kolb [CDU/CSU]: Nein, wenn es gleiche 
Forderungen sind! — Cronenberg [Arns

-

berg] [FDP]: Das ist falsch, und Sie wissen, 
daß es falsch ist!) 

Jeder abhängig Beschäftigte weiß, wie weit es die 
Arbeitgeber 1984 in den fachlichen Tarifbezirken 
getrieben haben. 

Um es noch konkreter zu machen, sei folgendes 
Beispiel genannt, Herr Kollege Cronenberg, weil 
Sie so schön protestieren: Als 1984 im Kampf um 
die 35-Stunden-Woche in Nordwürttemberg/Nord-
baden und in Hessen gestreikt wurde, sperrten die 
Arbeitgeber in Hessen binnen kurzer Zeit 110 000 
Arbeitswillige aus. Diese Leute wären nicht betrof-
fen. Mit billigen Argumenten wurden 1984 dann in 
anderen Bundesländern 320 000 Menschen kalt aus-
gesperrt, mit den Argumenten: Material sei nicht 
mehr da, und man müsse Kurzarbeit beantragen. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Gucken Sie 
sich die Verbesserungen an!) 

Diese 320 000 Menschen haben 1984 Versicherungs-
gelder vom Arbeitsamt erhalten, die sie jeden Mo-
nat selbst mit dem Lohnbestandteil Arbeitgeberan-
teil eingezahlt hatten. Das war und ist deshalb in 
Ordnung, weil sie arbeitswillig waren und Ansprü-
che aus ihrer eigenen Versicherung geltend ge-
macht haben. Würde auf die Situation 1984 der 
heute vom IG-Metall-Kollegen Norbert Blüm vorge-
legte Gesetzentwurf angewandt werden, würde dies 
zur Folge haben, daß diese 320 000 Menschen plus 
ihre Familienangehörigen — die werden hier in 
Zahlen nie genannt, aber diese Einzelschicksale 
sind hinzuzuzählen — ohne einen Pfennig Geld da-
stünden, weil sie nach diesem Gesetzentwurf kei-
nen Anspruch auf Mittel der Bundesanstalt für Ar-
beit mehr hätten. Diese 320 000 Menschen müßten 
zum Sozialamt gehen, um sich dort Sozialhilfe zu 
erbetteln; etwas anderes ist der Weg zum Sozialamt 



15162 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 196. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Februar 1986 

Tischer 
heute nicht mehr. Das Sozialamt wird den Betroffe-
nen jedoch auferlegen, erst einmal ihr Sparschwein 
zu schlachten, bevor sie das Geld vom Sozialamt 
erhalten. Das — und nichts anderes — ist das Neu-
tralitätsverständnis des IG-Metall-Kollegen Nor-
bert Blüm. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dieses Gesetz bedeutet, daß diese Bundesregie-
rung und der IG-Metall-Kollege Norbert Blüm dem 
Starken den Prügel in die Hand geben, damit er die 
Schwachen erschlagen kann, wie es Franz Stein-
kühler gestern abend formuliert hat. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Wie billig! 
— Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: 

Das ist doch Unsinn!) 

Wenn Sie sich, Herr Blüm, in Ihrer Rede auch noch 
so gedreht und gewendet und versucht haben, den 
Arbeitern draußen mit rhetorischen Tricks Sand in 
die Augen zu streuen, damit sie die Folgen nicht 
erkennen können, so ist es dennoch Tatsache, 
daß Sie die Gewerkschaften über hinterhältige 
Schleichwege ihrer Streikfähigkeit berauben, in-
dem Sie die Gewerkschaften und die Betroffenen in 
ein finanzielles Fiasko treiben wollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Widerspruch 
bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich an folgenden Punkten belegen, 
wo Sie bis zum heutigen Tag die Unwahrheit gesagt 
oder mit der Wahrheit hinterm Berg gehalten ha-
ben. 

Erstens. Die Bundesregierung und Sie, Herr 
Blüm, behaupten, daß der neu formulierte § 116 die 
Streikfähigkeit nicht berühren werde. Wahr ist je-
doch, daß in der Satzung der IG Metall steht, daß sie 
verpflichtet ist, Gelder an jene Mitglieder zu zahlen, 
die in soziale Notlagen geraten. Allein über diese 
Achse und über die Art. 24 und 25 der Satzung wä-
ren die Gewerkschaften, wäre die IG Metall, um die 
es hier ja eigentlich geht, binnen kurzer Zeit bank-
rott. 

Ein zweiter Punkt ist der, daß es heißt: kein 
Streikgeld aus fremden Taschen. Hier muß einmal 
klar und deutlich auf den Tisch gelegt werden, daß 
es sich hier nicht um eine gemeinsame Kasse und 
auch nicht um öffentliche Mittel handelt, sondern 
daß es sich um Geld handelt, das von Arbeitneh-
mern eingezahlt worden ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Auch der Arbeitgeberanteil, lieber Kollege Blüm — 
das wissen Sie ganz genau —, zählt zu den Lohnne-
benkosten; das sagt der Name schon. Jedesmal, 
wenn es in Tarifrunden hineingeht, dann sind es 
doch gerade die Arbeitgeber, die dann das große 
Jammern anfangen, weil die Lohnnebenkosten zu 
hoch seien. Sie werden doch faktisch zum Lohn 
gerechnet. Insofern ist es ein Aberwitz, wenn die 

Arbeitgeber auch noch in der Bundesanstalt für Ar-
beit paritätisch vertreten sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf des 
Abg. Dr. Friedmann [CDU/CSU]) 

— Hören Sie erst einmal zu! — Hier muß die Frage 
diskutiert werden — das geht auch an die Adresse 
der Gewerkschaften —, ob es nicht klüger ist, daß 
die Bundesanstalt für Arbeit in die Selbstverwal-
tung der Versicherten überführt wird, damit diese 
darüber entscheiden können, was mit ihrem Geld 
geschieht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es spricht Spott und Hohn, wenn man im Zug 
und überall sonstwo die Flugblätter und in bomba-
stischen Zeitungsanzeigen die Artikel der Arbeitge-
berverbände, des VMI sieht, in denen man die Ar-
beitnehmer verdummt, in denen man erklärt, es 
seien Mittel, die allen gehörten. Dabei sind es die 
Mittel der Arbeitnehmer! 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Gucken Sie 
sich doch erst einmal die Zahlen an, bevor 
Sie hier rumquasseln! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Die GRÜNEN haben bereits vor einem Jahr den 
Entwurf eines Gesetzes zum Verbot der Aussper-
rung vorgelegt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Jetzt ist der Zeitpunkt gekommen, in dem dieses 
Gesetz im Ausschuß diskutiert werden muß und 
parallel zum § 116 durchgesprochen werden sollte; 
denn hier liegt der Kern des Problems. Wenn man 
hier über § 116 spricht, so dürfen vor allem Sie, Kol-
lege Blüm, nicht daran vorbeireden, daß es sich hier 
um den Kern des Problems der kalten und der hei-
ßen Aussperrung handelt; das wissen Sie ganz ge-
nau. Täuschen Sie die Bevölkerung nicht über die-
sen Punkt! Gehen Sie hier konkret auf das Problem 
zu, und streuen Sie den Arbeitnehmern in den Be-
trieben nicht Sand in die Augen, wie Sie es bisher 
gemacht haben! 

Die GRÜNEN — lassen Sie mich das zum Schluß 
sagen — rufen hiermit auch die grün-alternative 
Bewegung auf, gemeinsam mit den Kolleginnen 
und Kollegen in den Betrieben und mit den Ge-
werkschaften gegen diese Gesetzesänderung anzu-
gehen und die Aktionen der Gewerkschaften zu un-
terstützen. 

Wir finden es gut, ich finde es gut, was heute mor-
gen vor dem Bundestag stattgefunden hat: Eine 
Gruppe von Studenten hat Flugblätter verteilt — 
sie wurde von der Polizei später abgeführt — und 
gegen die Änderung des § 116 demonstriert. Wir se-
hen an diesem Punkt, daß es nicht nur die Arbeit-
nehmer sind, die gegen dieses Gesetz anlaufen, son-
dern daß hier eine Solidaritätsbewegung im Gang 
ist, die sich hoffentlich noch wesentlich verstärken 
und auch verschärfen wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was studieren 
die denn? — Broll [CDU/CSU]: Wichtig

-

tuer!) 
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Der Punkt, den Sie sich noch fragen lassen sollen, 

ist der, daß die Sozialausschüsse sich einmal die 
Situation überlegen und vor allem bedenken soll-
ten, was mit den CDA-Leuten in nächster Zeit in 
den Betrieben passiert und vor allem bei der DGB

-

Bundesvorstandswahl im Herbst passiert. Ich glau-
be, Sie schaufeln sich für die eigenen Leute das 
eigene Grab, indem die Herbstwahlen im DGB-Bun-
desvorstand sehr schlecht für Sie aussehen werden. 
Lassen Sie es nicht so weit kommen, Herr Blüm, bis 
die IG-Metall-Kollegen in Betrieben massenweise 
Ausschlußanträge gegen Sie stellen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Wirtschaft. 

(Ströbele [GRÜNE]: Jetzt kommt der ei

-

gentliche Drahtzieher!) 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Vielleicht ist die Hoffnung nach den 
Beiträgen, die wir hier zuletzt gehört haben, müßig, 
daß man sich noch einmal eigentlich über das un-
terhalten sollte, worum es hier geht. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich will trotzdem nochmals den Versuch machen, 
und zwar weil ich glaube, daß es nicht nur dieser 
Debatte, sondern auch der Diskussion außerhalb 
dieses Hauses dienen muß, wenn wir den Versuch 
machen, sie auf das zurückzuführen, was den Kern 
dieser Gesetzesänderung ausmacht. 

Zunächst einmal ist — auch in der ganzen Dis-
kussion — unstrittig, daß an diejenigen, die selber 
streiken, kein Arbeitslosengeld gezahlt wird. Un-
strittig ist auch — und das stellt der Gesetzentwurf 
zum erstenmal im Text selbst klar —, daß außer-
halb eines Fachbereichs immer Arbeitslosenunter-
stützung gezahlt wird, auch dann, wenn jemand 
mittelbar arbeitslos wird. Das war auch unstrittig. 
Es wird aber im Gesetz festgeschrieben und klarge-
stellt, und ich halte das für eine Verbesserung im 
Sinne der Arbeitnehmer. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Unstrittig ist auch — jedenfalls für diejenigen, die 
lesen können und lesen wollen; das sage ich vor 
allen Dingen auch Herrn Glombig —, daß an der 
Regel festgehalten wird, daß jemand auch dann, 
wenn er mittelbar arbeitslos wird, im allgemeinen 
einen Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung hat. 
Ich möchte darauf verweisen, daß in der Begrün-
dung zum Gesetz auf Seite 10 unter dem Buchsta-
ben b zu dem hier einschlägigen § 116 Abs. 3 folgen-
des wörtlich ausgeführt wird: 

Arbeitslose, die durch mittelbare Auswirkun-
gen eines Arbeitskampfes arbeitslos geworden 
sind, sollen wie nach geltendem Recht im allge-
meinen Arbeitslosengeld erhalten. 

Das muß also auch unstrittig sein — es ist falsch, 
wenn Herr Glombig hier sagt, daß wir die Regel zur 
Ausnahme werden lassen wollten —, daß in der Re

-

gel auch diejenigen, die durch Auswirkungen in ei-
nem anderen Tarifbereich in ihrem eigenen Unter-
nehmen keine Arbeit mehr haben, Anspruch auf 
Arbeitslosenunterstützung haben. 

(Zuruf des Abg. Glombig [SPD]) 

— Das ist so wahr, und das weiß auch jeder, der 
anständig und vernünftig diskutiert. 

(Tischer [GRÜNE]: Das glauben Sie ja sel

-

ber nicht!) 

— Wenn es Ihnen wirklich um den sozialen Frieden 
ginge, dann würden Sie nämlich um das diskutie-
ren, was hier vorgeschlagen wird, und nicht um Ihre 
Phantome und Gespenster, die Sie immer beschrei-
ben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Es ist vollkommen klar, daß selbst für den Fall, 
daß jemand in einem anderen Tarifgebiet und im 
selben Fachbereich — wie ich nochmals sage — 
mittelbar arbeitslos wird, die Betroffenheit des ein-
zelnen, d. h. sein Interesse am Ausgang des Streiks 
in einem anderen Tarifgebiet, nach wie vor vorhan-
den sein muß. Das heißt: Wenn eben nach Art und 
Umfang nicht annähernd eine gleiche Forderung 
erhoben wird, bekommen alle Arbeitnehmer, die in 
einem anderen Tarifbereich, aber in der gleichen 
Branche mittelbar arbeitslos werden, nach wie vor 
Arbeitslosenunterstützung. 

(Dreßler [SPD]: Jetzt sagen Sie einmal, was 
das heißt! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Das ist alles nicht eine Darstellung dessen, was 
ich mir persönlich vorstelle, sondern das ist der 
Inhalt des Gesetzes. 

(Tischer [GRÜNE]: Konkretisieren Sie das 
einmal! — Weitere Zurufe von den GRÜ

-

NEN und von der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Kirschner? 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Nein! 

(Zurufe von der SPD) 

Ich hätte das sehr gerne gemacht, wenn Herr Glom-
big meinen Kollegen Cronenberg, der bekannter-
maßen zu denen gehört, die an einer sachlichen 
Debatte interessiert sind, nicht so abgefertigt hätte, 
wie er das gemacht hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Worum geht es also wirklich? Es geht einzig und 
allein 

(Ströbele [GRÜNE]: Um Ihre Spenden geht 
es!) 

um die Klarstellung der Neutralität des Staates im 
Arbeitskampf. Nichts anderes hat auch der Gesetz-
geber 1969 gewollt. Deswegen ist es schon ein wenig 
makaber, wenn man die Geschichte dieses Paragra-
phen im Arbeitsförderungsgesetz betrachtet, daß 
heute das, was die SPD damals mit als ihr Haupt- 
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ziel ansah, nicht mehr wahr sein soll. Damals ging 
es der SPD um die Neutralität des Staates. Also 
kann sich doch das Ziel eines solchen Paragraphen 
nicht verändert haben. Statt dessen müssen wir 
nach wie vor davon ausgehen: Es ist Aufgabe des 
Gesetzgebers, diese Neutralität des Staates herzu-
stellen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn ich das sage, wende ich mich auch gegen 
alle diejenigen, die dem Parlament das Recht ab-
sprechen wollen, diese Zweifelsfrage zu klären. In 
welchem Staate leben wir denn, wenn in einer par-
lamentarischen Demokratie ein Parlament nicht 
das Recht hat, eine solche Frage zu klären? Das 
Parlament hat nicht nur das Recht, es hat die 
Pflicht, eine solche Frage zu klären. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Schon damals wurde in der Begründung mit 
Recht gesagt: Der Staat kann nicht durch Gewäh-
rung von Kurzarbeitergeld Schwerpunktstreiks för-
dern, mit deren Hilfe kleine Gruppen ganze Wirt-
schaftsbereiche lahmlegen können. Daß sich das 
heute gegenüber 1969 nicht verändert hat, sondern 
daß die Verflechtung der Wirtschaft zugenommen 
hat, bedarf ja wohl keiner Begründung. Wer einen 
Streik bewußt so anlegt — es ist ja nun auch keine 
Erfindung einer Regierung oder einer Regierungs-
koalition, die angeblich irgendwelchen Interessen 
oder ausschließlich diesen Interessen verpflichtet 
ist — 

(Ströbele [GRÜNE]: Angeblich? Von wem 
kriegen Sie denn Ihr Geld? Wer spendet 

denn für Sie?) 

und das sogar öffentlich als Taktik diskutiert und 
sich stolz damit brüstet, daß er durch die Verflech-
tung der modernen Wirtschaft eine Möglichkeit hat, 
mit minimalem Einsatz maximale Wirkungen zu er-
zeugen — das hat doch die IG Metall selber vor der 
Öffentlichkeit so gesagt —, fordert den Gesetzgeber 
heraus, die Neutralität des Staates wiederherzustel-
len. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn man davon ausgeht — ich sehe davon ab, 
daß die Anstalt von Zeit zu Zeit Zuschüsse der Steu-
erzahler in Anspruch genommen hat; das läßt sich 
nicht bestreiten; 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Etliche Milli

-

arden!) 

— auch das läßt sich nicht bestreiten —, daß der 
Regelfall der ist, daß sich die Anstalt durch die Bei-
träge finanzieren muß, bleibt immer noch, daß diese 
Beiträge nicht freiwillig, sondern zwangsweise von 
allen entrichtet werden müssen, und es bleibt im-
mer noch, daß der Staat deswegen eine Verantwor-
tung für die Neutralität der Verwendung dieser Mit-
tel hat, denn es kann doch nicht im Sinne eines Bei-
tragszahlers liegen, daß die Beiträge, die er entrich-
tet hat, um für den Fall der Arbeitslosigkeit Unter-
stützung zu bekommen, zur Bezahlung eines Strei

-

kes zweckentfremdet werden. Das ist nicht im 
Sinne von Arbeitnehmern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Das kann man 
nicht oft genug sagen! — Tischer [GRÜ-
NE]: Fragen Sie einmal die Versicherten 
selber! — Ströbele [GRÜNE]: Darf das der 
Beitragszahler nicht selber bestimmen?) 

Warum ist eine gesetzliche Regelung nötig? 

(Anhaltende Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Die Landessozialgerichte Darmstadt und Bremen 
haben, indem sie die Arbeitsämter zur Zahlung 
zwangen, die Rechtslage ausgelegt, wie das ein Ge-
richt tun muß. Sie haben sie aber so ausgelegt, wie 
sie dem Willen des Gesetzgebers von 1969 nicht ent-
sprach. Man kann der Begründung sehr klar ent-
nehmen: Der Gesetzgeber von 1969 wollte auschlie-
ßen — das steht übrigens auch im Gesetzestext —, 
daß durch Leistungen der Anstalt ein Arbeitskampf 
beeinflußt wird. 

Genau dieses Ziel ist in dem alten § 116 offenbar 
nicht so eindeutig ausgedrückt worden, daß die Ge-
richte bei ihren zulässigen Interpretationen den 
Willen des Gesetzgebers auch wiedergegeben ha-
ben. 

Das ist der Grund, warum Norbert Blüm mit 
Recht davon spricht, daß wir hier eine Klarstellung 
des Gesetzestextes vornehmen müssen. Es geht um 
nichts anderes, als den Willen des Gesetzgebers, der 
schon 1969 bestand, so klar im Gesetzestext wieder-
zugeben, daß sich die Gerichte bei ihren Interpreta-
tionen an diesen Willen gebunden fühlen müssen. 
Das ist alles, was wir hier machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nun sagen die Kollegen von der Opposition — — 

(Zurufe von der SPD) 

— Mein Gott, sind Sie schon empfindlich geworden! 
Ich sage kaum: „Nun sagen die Kollegen von der 
Opposition", da fangen Sie schon an zu heulen! 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Das ist das 
schlechte Gewissen, das da schlägt! — Zu

-

ruf von der SPD: Was bedeutet „annährend 
gleich"?) 

Nun sagen die Kollegen der Opposition: Es werden 
hier unbestimmte Rechtsbegriffe verwendet. Meine 
Damen und Herren, das ist so ähnlich, als wenn ein 
Märchen erzählt wird, bei dem in dem dunklen, fin-
steren Wald die unbestimmten Rechtsbegriffe hau-
sen. Wenn Sie einen solchen Fall oder andere Fälle 
in den Gesetzen regeln wollen und nicht auf irgend-
einen Sachverhalt rekurrieren können, den Sie mit 
Begriffen aus dem Bereich der Naturwissenschaft 
beschreiben können — soundsoviel Meter, diese 
oder jene Temperatur —, wenn Sie also einen sozia-
len Sachverhalt regeln wollen, dann müssen Sie  — 
das  muß ich einem Einser-Juristen ja wohl nicht 
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Bundesminister Dr. Bangemann 
erzählen — unbestimmte Rechtsbegriffe verwen-
den. Das ist überhaupt nichts Unnormales. 

(Zustimmung des Abg. Kleinert [Hanno

-

ver] [FDP]) 

— Der Kollege Detlef Kleinert klatscht in Erwar-
tung dessen, was ich sage, mit Recht voraus. — Das 
ist die normale Aufgabe des Gesetzgebers. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Neumann  [Bramsche] [SPD]: Worin liegt 

die Verbesserung?) 

Meine Damen und Herren, die Neutralität des 
Staates ist in der Tat — da hat Herr Hauser völlig 
recht — eine wesentliche Voraussetzung für das 
Funktionieren der Tarifautonomie. 

(Zuruf des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

Wenn es in unserem Land weitblickende Gewerk-
schaftler geben sollte, dann müßten sie sich jetzt 
melden und müßten dafür sorgen, daß der Staat in 
einem Arbeitskampf neutral bleibt; denn wenn der 
Staat in einem Arbeitskampf nicht mehr neutral 
bleibt, ist der Anfang eines Weges beschritten, an 
dessen Ende auch freie Gewerkschaften keinen 
Raum mehr hätten. Das ist das eigentliche Pro-
blem. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN — 
Abg. Suhr [GRÜNE] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

— Frau Präsidentin, da ich von der Fraktion der 
GRÜNEN bisher nicht gehört habe, daß sie meine 
Fraktionskollegen so behandelt haben, wie das die 
Kollegen der SPD getan haben, bin ich gern bereit, 
eine Zwischenfrage zu beantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zwischenfrage, Herr 
Abgeordneter Suhr. 

Suhr (GRÜNE): Herr Minister, fanden Sie eigent-
lich damals die Neutralität des Staates gewahrt, als 
der Bundeskanzler in den Kampf um die Arbeits-
zeitverkürzung eingegriffen und die Forderung 
nach Arbeitszeitverkürzung als „absurd, dumm und 
töricht" bezeichnet hat? Das ist immerhin eine For-
derung, die bis heute Hunderttausende von Arbeits-
plätzen geschaffen hat 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

und ein Drittel des sogenannten Aufschwungs aus-
macht. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Noch ein 
Märchen!) 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: In 
der Einschätzung dieser Maßnahme und ihrer Aus-
wirkungen gebe ich Ihnen selbstverständlich nicht 
recht, wie Sie sich denken können. 

(Tischer [GRÜNE]: Warum nicht?) 

Im übrigen muß ich Ihnen sagen: Es gibt natür-
lich schon einen Unterschied zwischen der Zahlung 
von Geld und der dadurch geschaffenen Möglich-
keit, einen Streik länger oder kürzer anzulegen, und  

einer politischen Kommentierung. Wenn es das 
gute Recht von Gewerkschaften ist — das nehmen 
sie ja für sich in Anspruch —, den demokratischen 
Charakter beispielsweise des Regimes in Nicaragua 
oder irgendeine andere Entwicklung auf der Welt 
zu beurteilen, dann ist es doch wohl selbstverständ-
lich, wenn ein verantwortlicher Politiker darauf 
aufmerksam macht, welche wirtschaftspolitischen 
Konsequenzen bestimmte Streiktaktiken und -ziele 
haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Tischer  [GRÜNE]: Das hat doch keine an

-

dere Regierung vorher gemacht! — Zurufe 
von der SPD) 

Meine Damen und Herren, freie und autonome 
Gewerkschaften kann es nur geben, wenn sie auch 
bereit sind, die finanziellen Risiken von Arbeits-
kämpfen auf sich zu nehmen. 

(Zuruf des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

Eine gesetzliche Regelung ist deshalb notwendig, 
weil eine Regelung durch die Tarifpartner in eige-
ner Verantwortung durch die Sachgegensätze er-
schwert worden ist. Einem Richter ist ja auch gar 
keine Grundlage gegeben, in einem zur Entschei-
dung anstehenden Fall darüber zu richten, ob je-
mandem die Arbeitslosenunterstützung zu Recht 
oder zu Unrecht verwehrt worden ist. Ein Richter 
muß nach Recht und Gesetz handeln, und er muß 
einen klaren § 116 vorfinden. Deswegen hat Norbert 
Blüm völlig recht, wenn er sagt: Es liegt im Inter-
esse der Arbeitslosen, wenn der § 116 so klar ist, daß 
sie wissen, worauf sie Anspruch erheben können. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU — Zuruf von der SPD: Wo haben Sie 

denn studiert?) 

Meine Damen und Herren, es sind im wesentli-
chen zwei Elemente, die wir hier klarstellen müs-
sen. Zum einen wird durch die Forderung, den Text 
so zu ändern, daß nach Art und Umfang eine erho-
bene Hauptforderung annähernd gleich sein muß, 
wenn eine Betroffenheit vorliegen soll, deutlich ge-
macht, daß Identität nicht gefragt ist. Das ist doch 
nun wirklich blauäugig. Glauben sie denn, daß es 
eine Gewerkschaft auf der Welt gäbe, die es nicht 
mit Leichtigkeit sondergleichen fertigbrächte, in 
zwei Tarifgebieten unterschiedliche Forderungen 
zu erheben, also in dem Sinne, daß die Forderungen 
insgesamt nicht identisch sind! Es ist doch blauäu-
gig, anzunehmen, daß eine solche Einladung von 
den Gewerkschaften nicht aufgegriffen würde und 
zu einem Ergebnis führte, das wir heute haben. Wer 
die „Minimax"-Strategie ins Gesetz festschreiben 
will, der gefährdet den sozialen Frieden in der Bun-
desrepublik. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wer das verhindert, wer Waffengleichheit herstellt, 
auf die beide, Gewerkschaften wie Arbeitgeber, An-
spruch haben, der hat einen Beitrag zum sozialen 
Frieden geleistet, auch wenn das in dieser aufgereg-
ten Debatte manchmal so nicht zum Ausdruck 
kommt. 
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Aber die Form der Auseinandersetzung und auch 

die Art und Weise, in der sie bisher — nicht von 
allen, aber doch von einigen Gewerkschaften — ge-
führt worden ist, macht viele Bürger viel nachdenk-
licher als ein gründliches Studium von Gesetzestex-
ten, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

weil derjenige, der in einer tätlichen Auseinander-
setzung oder mit Psychoterror über Mahnwachen 
oder ähnliches, Bürger daran hindern will, zum ver-
nünftigen Nachdenken über einen Gesetzestext zu 
kommen, seinen Interessen am meisten schadet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: So doof sind die 

Bürger gar nicht!) 

Meine Damen und Herren, wir haben übrigens 
auch klargestellt — auch das muß man einmal sa-
gen, weil es die Gewerkschaften nicht tun —, daß 
für den Fall, daß ein Betrieb durch den Streik in 
einem anderen Tarifgebiet keine Arbeit mehr hat, 
die Ursächlichkeit dieser Betriebsstillegungen 
nachgewiesen und glaubhaft gemacht werden muß 
und daß der Betriebsrat das Recht hat, dazu eine 
Stellungnahme abzugeben. 

(Zuruf von der SPD: Wo steht das?) 

— Wenn Sie das noch nicht gefunden haben, wenn 
Sie nicht wissen, wo das steht, dann sollten Sie 
wirklich erst einmal den Gesetzestext lesen, bevor 
Sie hier Diskussionen veranstalten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Auch wenn ausge

-

sperrt wird?) 

Da gilt der alte Spruch, den auch Detlef Kleinert 
kennt: Ein Blick in den Gesetzestext vertieft die 
Rechtskenntnisse. 

(Heiterkeit bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, von einem Angriff auf 
das Streikrecht kann überhaupt keine Rede sein. 
Dies ist ein Beitrag zur Klarstellung eines Geset-
zestextes, der ganz offenbar von den Gerichten an-
ders interpretiert wird, als der Gesetzgeber ihn ge-
wollt hat. Dies ist ein Beitrag zur Aufrechterhaltung 
eines sozialen Friedens, auf dem bisher sicherlich 
sehr viel mehr in der Bundesrepublik ruhte als nur 
wirtschaftliches Wohlergehen und die Entwicklung 
unserer Wirtschaft. Wenn wir diesen sozialen Frie-
den erhalten wollen, dann brauchen wir selber die 
Klarheit, die manchmal etwas Mut voraussetzt, die 
aber am Ende immer noch mehr für den sozialen 
Frieden geleistet hat als eine Dramatisierung, als 
eine Verleugnung eines Problems und als eine Auf-
blähung eines Konflikts, der in Wahrheit in einer 
Demokratie sehr vernünftig und ordentlich gelöst 
werden kann. 

Diese Regierung und die Fraktionen der Regie-
rungskoalition werden ihren Beitrag dazu leisten. 
Wir hoffen, daß das in den Beratungen gelingt, die 
ohne jede Hast und mit Gründlichkeit und Sauber-
keit durchgeführt werden können. Und wir hoffen, 
daß jemand bei Beibehaltung des Zieles, die Neu-
tralität der Anstalt zu sichern, noch bessere Geset-
zestexte vorlegt. Dazu ist jeder eingeladen. Aber an  

dem Ziel, durch eine Klarstellung des § 116 die Neu-
tralität der Anstalt zu sichern, werden wir festhal-
ten, und an diesem Ziel werden wir jeden Formulie-
rungsvorschlag messen. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat Herr Abgeordneter Dreßler. 

Dreßler (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der zur ersten Beratung im Bundestag 
anstehende Gesetzentwurf der CDU/CSU/FDP-Ko-
alition ist mit dem erklärten Ziel eingebracht wor-
den — wir haben das gerade wieder gehört — , da-
mit solle Rechtsklarheit geschaffen werden. 

Die Tinte der Unterschrift des verantwortlichen 
Arbeitsministers ist noch nicht trocken und die 
Druckerschwärze dieses Gesetzentwurfs noch 
feucht, da bescheinigen prominenteste Christde-
mokraten dem Blümschen Gesetzentwurf das Ge-
genteil von Klarheit, nämlich rechtliche Unklarheit, 
die nur durch Einzelfallentscheidung beseitigt wer-
den könne. Und gleichzeitig fügen sie das neue Zau-
berwort an: die Schiedsstelle. 

Es entbehrt nicht einer gewissen Tragik, meine 
Damen und Herren, daß Sozialausschußmitglieder 
der CDU nach diesem Strohhalm greifen, der Vor-
sitzende Blüm von einem interessanten Gedanken 
spricht und die Beamten des Bundesarbeitsministe-
riums bereits Prüfarbeiten durchführen müssen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Die Tragik besteht nämlich darin, daß derselbe Vor-
sitzende Blüm in der Rolle des amtierenden Ar-
beitsministers mit seinem Gesetzentwurf seine 
Mißachtung berufenen Schiedsstellen unserer Ver-
fassung, den Sozialgerichten und dem Bundessozi-
algericht gegenüber dokumentiert hat. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Zuruf des Abg. Dr. Dreg

-

ger [CDU/CSU]) 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren: Wenn 
eine ganze Bundesregierung der Dritten Gewalt als 
Schiedsstelle nicht traut, wieso kommen Sie eigent-
lich, Herr Blüm, auf die Idee, die deutschen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer und ihre Gewerk-
schaften würden ausgerechnet einer von Ihnen ge-
schaffenen Schiedsstelle trauen? 

(Beifall bei der SPD) 

Täglich neu stellen sich viele Bürger die Frage: 
Was treibt diese Regierung und ihre Fraktionen? 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Was treiben 
Sie?) 

Organisierte und unorganisierte Arbeitnehmer, 
eine wachsende Zahl von Bürgern, die den Gewerk-
schaften eher distanziert gegenüberstehen, suchen 
nach Motiven. Was bringt diese Regierung zu dieser 
neuerlichen Offensive gegen Arbeitnehmerrechte? 
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Dreßler 
Vor mehr als einem Jahrzehnt haben die Gewerk-

schaften einen Kompromiß geschlossen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Stark [Nürtingen] 
[CDU/CSU]) 

Bundesregierung und Arbeitgeber, die Gerichte — 
niemand hat bis zum Jahre 1984 irgendeinen wirkli-
chen Handlungsbedarf gesehen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Weshalb denn?) 

Wie denn auch? In allen großen Industrieländern 
gingen und gehen viel mehr Arbeitstage durch 
Streiks verloren als bei uns, obwohl wir in der Aus-
sperrungsstatistik allerdings einen traurigen Spit-
zenplatz haben. Arbeitgeber haben immer viel 
mehr Arbeitnehmer ausgesperrt, als von der Seite 
der Arbeitnehmer am Streik beteiligt waren. 

Es sind die gewachsenen Verflechtungen der Un-
ternehmen, meine Damen und Herren, die zu im-
mer größeren Fernwirkungen von Aussperrungen 
geführt haben. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Wie war es 
denn gestern?) 

Und es ist allein die Verantwortung der Unterneh-
men, wenn sie ihre Lagerhaltung auf wenige Tage, 
zum Teil auf einen Tag reduzieren. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Rollendes 
Material!) 

1984 haben gut 50 000 Metallarbeiter gestreikt, aber 
dreimal so viel wurden im umstrittenen Tarifgebiet 
ausgesperrt. Mit anderen Worten: 75% der Verant-
wortung für die Fernwirkungen der Arbeitskämpfe 
haben sich allein die Arbeitgeber zuzuschreiben, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

350 000 unbeteiligte Arbeitnehmer, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Zu

-

tiefst unglaubhaft! Unwahr!) 

zusätzlich die Familienangehörigen, mußten 1984 
die völlig überzogene Aussperrungspraxis der deut-
schen Arbeitgeber aushalten; und sie mußten völlig 
unzureichende Lagerhaltung ausbaden. Von dem 
rechtswidrig vorgetäuschten Nachschubmangel in 
etlichen Fällen will ich gar nicht reden. 

(Kolb [CDU/CSU]: Davon verstehen Sie 
sehr viel! — Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/ 
CSU]: Wann waren Sie denn das letzte Mal 

in einem Betrieb?) 

Die Freiheit des einzelnen Arbeitnehmers, auf 
der die Arbeitgeber im Streikfalle so sehr be-
stehen, wird im Aussperrungsfalle mißachtet. 
Nicht Streikende werden dann auf die Straße 
gesetzt, um den Streikwillen der Streikenden 
zu brechen. So werden Nichtbeteiligte gegen ih-
ren Willen in die Auseinandersetzung als Mittel 
zum Zweck einbezogen. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Was wäre Ihr Vorschlag?) 

Diese Sätze, meine Damen und Herren, schrieb 
Norbert Blüm 1979. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Sechs Jahre später will der gleiche Mann Nichtbe-
teiligten, die nach seiner eigenen Erkenntnis „in die 
Auseinandersetzung als Mittel zum Zweck einbezo-
gen" wurden, ihre Ansprüche auf Unterstützungs-
leistungen per Gesetz wegnehmen. Das ist das Fak-
tum, meine Damen und Herren! 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Von 
den Gewerkschaften als Mittel zum Zweck 

einbezogen!) 

Dagegen wehren sich Arbeitnehmer, dagegen weh-
ren sich Gewerkschaften, und dagegen wehrt sich 
auch die deutsche Sozialdemokratie. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Blüm, eine Ihrer jüngsten Überreaktionen 
ließen Sie durch eine Zeitschrift verbreiten. „Was 
ich wirklich unterschätzt habe", erklärten Sie, „ist 
das Verleumdungspotential im Deutschen Gewerk-
schaftsbund." 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr! — Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: 

Das ist ein wahrer Satz!) 

Dieser Amoklauf, Herr Blüm, macht deutlich, daß 
Sie mittlerweile der Gefangene Ihrer Auftraggeber 
sind. Herr Blüm, wenn den Gewerkschaften und 
den Arbeitnehmern ein Vorwurf zu machen wäre, 
dann der, daß Sie unterschätzt haben, zu welchen 
Wandlungen ein Vorsitzender der CDU-Sozialaus-
schüsse fähig ist, wenn er in der CDU Karriere 
machen will. 

(Beifall bei der SPD) 

Diesen Vorwurf kann man den deutschen Gewerk-
schaften machen. Herr Blüm, was Sie in Wahrheit 
unterschätzt haben, ist die Fähigkeit der Arbeitneh-
mer, der Arbeiter, der Angestellten und der Beam-
ten, Ihre noch so komplizierten Versuche, durch Ge-
setzestechniken ihre Rechte zu beschneiden, zu 
durchschauen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Begründung dafür haben Sie 1979 — eben-
falls in Ihrem Buch — der Nachwelt hinterlassen. 
„Der Streik entstand", schreibt Blüm, „als ein In-
strument, das überhaupt erst die materielle Ver-
tragsfreiheit der Arbeitnehmer sicherstellte." 

(Zuruf von der CDU/CSU: Natürlich!) 

Das, was Ihnen, Herr Blüm, noch 1979 klar war, wis-
sen die Arbeitnehmer 1986 immer noch. 

Weil Ihr Buch so aufschlußreich ist, wollen wir 
uns einer weiteren interessanten Stelle zuwenden: 
„Erst die Streikdrohung der Arbeitnehmer beför-
derte sie in die Position eines gleichgewichtigen 
Vertragspartners und gab so der Koalitionsfreiheit 
ihren praktischen Sinn", schrieb Norbert Blüm. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stark [Nürtin-
gen] [CDU/CSU]: Das ist heute noch rich

-

tig!) 
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Dreßler 
Richtig, Herr Bundesarbeitsminister. Wir sind am 
Punkt. Die Streikdrohung bedingt die Streikfähig-
keit. Genau diese Streikfähigkeit wollen Sie den 
Arbeitnehmern und ihren Gewerkschaftn nehmen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stark [Nürtin

-

gen] [CDU/CSU]: Das ist absoluter 
Quatsch! Die Neue Heimat und die 1,5 Mil

-

liarden nehmen die Streikfähigkeit! — 
Weitere lebhafte Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Wenn eine Gewerkschaft zehn Jahre lang ihre ge-
samten Überschüsse 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: An die 
Neue Heimat zahlt!) 

ansparen muß, um fünf Tage Aussperrung zu über-
stehen, dann ist die Streikfähigkeit mindestens in 
Frage gestellt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wollten Argumente, Herr Blüm. Reichen Ih-
nen Ihre eigenen Aufsätze und die gewerkschaftli-
che Wirklichkeit, um über Ihre Position nachzuden-
ken? Es ist nämlich kein Kunststück, in Interviews, 
ohne korrigiert werden zu können, Plattheiten wie: 
„Die Arbeiter werden belogen, daß sich die Balken 
biegen" zu formulieren. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Das Forum des Bundestages ist anders strukturiert. 
Hier wird nachgefragt. War Ihr Buch 1979 eine 
Lüge? 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Hier wird nicht ab

-

gelesen! Sie sind ein Blattableser! Nicht ei

-

nen Satz spricht der Mann frei! Sprechen 
Sie doch endlich frei! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Sind Ihre Thesen von 1979 Hetze, Herr Blüm? Die-
ses wirklich interessante Buch von Norbert Blüm 
bringt nämlich die Argumente der Gegner dieses 
Gesetzentwurfs auf den Punkt. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Dem Mann fällt 
doch nichts ein! Geistige Armut!) 

Blüm schrieb: 

Nur wenn die Tarifpartner mächtig genug sind, 
den Gegenspieler zur Verhandlung zu zwingen, 
sind sie tariffähig. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Richtig! 

Ohne Streikbereitschaft fehlt der Tarifautono-
mie der Einigungszwang der Partner. Die 
Streikfähigkeit ist damit Bestandteil der Tarif-
autonomie. 

Wo, Herr Blüm, liegen die Gründe dafür, daß Sie 
diese Sätze aus Ihrem politischen Handeln — übri-
gens auch aus Ihren Reden — gestrichen haben? 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Jetzt 
kommt Ihr Kurzschluß!) 

Herr Blüm, nehmen Sie endlich Ihre kohlraben-
schwarze Brille ab. Dann gewinnen Sie vielleicht 
den Blick für die Wirklichkeit wieder. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Wirklichkeit, meine Damen und Herren, das 
ist erstens ein Gesetzentwurf, der unbeteiligten Ar-
beitnehmern und ihren Familien den Schutz der 
von ihnen Monat für Monat finanzierten Arbeitslo-
senversicherung nehmen will. 

(Kolb [CDU/CSU]: Fahrlässig herbeige

-

führt!) 

Sie sollen für eine Unternehmerstrategie haften, 
die ihre Vorratshaltung teilweise weniger verant-
wortungsvoll handhabt als jede Hausfrau 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Lesen 
Sie den Gesetzentwurf!) 

und die der kalten Aussperrung, der illegalen Soli-
daritätsaussperrung, Tür und Tor öffnet. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sie 
müssen den Gesetzentwurf lesen!) 

Die Wirklichkeit ist zweitens, meine Damen und 
Herren, ein Gesetzentwurf, an dessen Ende die völ-
lige Neuordnung unseres sozialen Gefüges stehen 
kann. Den Arbeitnehmern und ihren Gewerkschaf-
ten soll die wirkliche Fähigkeit zum Arbeitskampf 
und damit die Fähigkeit genommen werden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein!) 

mit Nachdruck ihrem Auftrag der Gestaltung der 
Arbeitsverhältnisse nachzukommen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Glatte 
Lüge! — Stockhausen [CDU/CSU]: Das ist 

nicht wahr!) 

Am Ende stünde nicht nur das Problem, Forderun-
gen nicht mehr durchsetzen zu können, nein, es 
stellt sich zusätzlich die Frage, wer alle Arbeitneh-
mer noch davor schützen soll, wenn in Tarifver-
handlungen die Forderungen nach dem Abbau ta-
riflicher Leistungen und tariflicher Einkommen ge-
stellt werden. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Das ist die Wirklichkeit. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Nein, 
das ist Lüge!) 

Für das, was in diesen Wochen in diesem unse-
rem Land geschieht, tragen ganz allein Sie die Ver-
antwortung. Kein objektiver Tatbestand hat Sie ge-
zwungen, eine in mehr als zehn Jahren bewährte 
Regelung aufzugeben. 

(Zuruf von der SPD: Bangemann!) 

Dieser Gesetzentwurf ist der vorläufige Höhepunkt 
in einer schon langen Reihe arbeitnehmerfeindli-
cher Gesetze, die Sie zu verantworten haben. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Siehe 
Preissteigerungsrate!) 

Meine Damen und Herren, als wir vor wenigen 
Monaten Herrn Scharrenbroich hier begrüßt haben, 
habe ich ihn anläßlich einer Plenarsitzung darauf 
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vorbereitet, daß für die Vertreter von Arbeitneh-
merinteressen bei dieser Regierung kein Blumen-
topf zu holen ist. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das ha

-

ben Sie gedacht!) 

Ich hatte nicht geglaubt, daß Herr Scharrenbroich 
das schon in fünf Monaten restlos begriffen hat. 
Speziell für Sie, Kollege Scharrenbroich, möchte ich 
einen schönen Satz vorlesen: 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Einen 
wahren hoffentlich!) 

„Eine Änderung des § 116 Arbeitsförderungsgesetz, 
die darauf abzielt, die Koalitionsfreiheit und die Ta-
rifautonomie zu untergraben und die Streikfähig-
keit der Gewerkschaften zu beeinträchtigen, wird 
abgelehnt." 

(Beifall bei der CDU/CSU — Scharren

-

broich [CDU/CSU]: Sehr wahr! — Stock

-

hausen [CDU/CSU]: Genauso ist es!) 

— Das ist wörtlich, Herr Kollege Scharrenbroich, 
Ihr Beschluß vom 30. November 1985. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diesem Beschluß, Kollege Scharrenbroich, schließe 
ich mich an. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Dazu stehen 
wir! Das war der erste richtige Satz! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Deshalb sage ich Ihnen: Koalitionsfreiheit, Herr 
Scharrenbroich, Tarifautonomie, Einheitsgewerk-
schaften, soziale Stabilität, das sind für uns keine 
Papiertiger, die man nur auf das Papier schreibt, 
aber für die man keine politischen Voraussetzun-
gen zu schaffen gedenkt, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: In 13 
Jahren habt ihr es nicht geschafft!) 

oder die man da, wo die politischen Voraussetzun-
gen gegeben sind, auf eine ganz miese Tour weg-
nehmen will. Für uns sind das entscheidende Be-
standteile eines demokratischen und sozialen 
Rechtsstaats. Das werden wir Ihnen immer wieder 
verdeutlichen. Nachdem 60 % der Bevölkerung diese 
Auffassung von uns und die Auffassung der Ge-
werkschaften teilen, werden wir es nicht aufgeben, 
Ihnen, meine Damen und Herren, in den kommen-
den Beratungen immer wieder klarzumachen, daß 
Sie einen für diese Gesellschaft gefährlichen Weg 
gehen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Seehofer. 

Seehofer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wenn ich mir 
die bisherigen Auftritte der Opposition ansehe, ge-
rade die letzte Rede, 

(Zurufe von der SPD) 

dann muß ich feststellen: Wir haben heute nur Pole-
mik, Schlagworte und nachts zum Inhalt des § 116 
gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Kollege Dreßler, es gibt ein altes Sprichwort: 
Schlagworte sind die Stärke der Schwachen. Diese 
Opposition ist nicht nur schwach, sie ist auch dop-
pelzüngig: 

(Dreßler [SPD]: Guck mal nach rechts!) 

Draußen tritt ihr Kanzlerkandidat mit dem Wort 
von der Versöhnung auf, und hier tut sie nichts 
anderes, als die Menschen gegeneinander aufzuhet-
zen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Zurufe von der CDU/ 
CSU: Leider wahr! — Zuruf von der SPD: 

So ein Quatsch!) 

Der Inhalt dieses § 116 ist ohne Zweifel schwie-
rig, und ich habe in vielen Diskussionen selbst fest-
gestellt, daß oft auch DGB-Funktionäre über den 
Inhalt dieses Paragraphen nicht oder nur unzurei-
chend informiert sind. Ich werfe es der Opposition 
nicht vor, wenn sie hier eine schwierige Frage dis-
kutiert, aber ich halte der Opposition sehr wohl vor, 
daß sie die Schwierigkeit einer Materie dazu be-
nutzt, mit Unterstellungen, Verdrehungen und Un-
wahrheiten die Menschen aufzuputschen und diese 
Frage auf dem Rücken der Arbeitnehmer zu disku-
tieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Ich meine, es ist höchste Zeit, daß man wieder ein-
mal feststellt, 

(Dreßler [SPD]: Der aufgeputschte Herr 
Benda!) 

um was es bei diesem § 116 eigentlich geht. 

(Dreßler [SPD]: Die aufgeputschte CDU

-

Fraktion im Saarland!) 

Das ist die Grundfrage: 

(Dreßler [SPD]: Der aufgeputschte Herr 
Katzer!) 

Unter welchen Voraussetzungen kann der Staat un-
ter Berücksichtigung seiner Neutralitätspflicht im 
Falle des Arbeitskampfes Leistungen aus der Ar-
beitslosenversicherung gewähren? Dies ist der ein-
zige Inhalt des § 116, 

(Frau Steinhauer [SPD]: Ist die KAB auch 
aufgeputscht?) 

und deshalb ist dieser § 116 kein Streikparagraph, 
sondern ein Neutralitätsparagraph. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Jetzt schauen wir uns doch einmal die sechs Fälle 
an, die der § 116 regelt. Dann werden Sie, meine 
Damen und Herren, sehr schnell feststellen, daß wir 
hier weitgehend eine Phantomdiskussion führen 
und daß in den allermeisten Fällen Konsens zwi- 



15170 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 196. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 5. Februar 1986 

Seehofer 
schen Gewerkschaften, Arbeitgebern und Bundes-
regierung besteht. 

Da ist der Fall 1, daß derjenige, der selbst streikt, 
keine Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung 
erhalten kann. Das war bisher so, das ist im neuen 
Gesetzentwurf so, und es ist unumstritten. Fall 1: 
völliger Konsens. 

Dann gibt es die mittelbar Betroffenen. Das sind 
die Arbeitnehmer, die selbst nicht streiken, aber 
infolge eines Streiks arbeitslos werden oder kurzar-
beiten müssen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Aha, die kriegen 
nichts!) 

Da gibt es den Fall 2, daß der mittelbar betroffene 
Arbeitnehmer, der einem anderen Fachbereich an-
gehört, in jedem Fall Leistungen erhält. Dies ist 
eine Klarstellung zugunsten der Arbeitnehmer, die 
in dieser Form bisher nicht im Gesetz stand, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und es ist eine Klarstellung, die unumstritten ist. 

Beispiel: Wenn in der Automobilindustrie ge-
streikt wird und wenn deshalb Arbeitnehmer in der 
Reifenindustrie, also im Chemiebereich, arbeitslos 
werden, wird in jedem Fall gezahlt, weil es sich um 
einen anderen Fachbereich handelt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und was ist im 
Metallbereich?) 

Fall 2: keine Änderung, völliger Konsens. 

Fall 3: Der mittelbar betroffene Arbeitnehmer ge-
hört zum räumlichen und fachlichen Geltungsbe-
reich des umkämpften Tarifvertrages, sprich: In 
Bayern wird bei den Metallern gestreikt, dann be-
kommen alle Metaller in Bayern keine Leistungen 
aus der Arbeitslosenversicherung. Dies war bisher 
so, ist auch im neuen Gesetzentwurf so und ist zwi-
schen den Tarifpartnern und der Bundesregierung 
unumstritten. Fall 3: keine Änderung, völliger Kon-
sens. 

Jetzt gibt es noch die mittelbar betroffenen Ar-
beitnehmer innerhalb des gleichen Fachbereichs, 
die aber nicht einem Betrieb, der im Kampfgebiet 
liegt, angehören. Beispiel: In Bayern wird im Me-
tallbereich gestreikt; in Baden-Württemberg wer-
den infolge dieses Streiks die Metaller arbeitslos. 
Es geht um einen Fachbereich, aber um zwei ver-
schiedene Tarifgebiete. 

Da ist der Fall 4: Wenn in den beiden verschie-
denen Tarifgebieten — z. B. in Bayern und in Ba-
den-Württemberg —, aber im gleichen Fachbereich 
Metall völlig identische Forderungen — z. B. 35-
Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich — erho-
ben werden, wird nie gezahlt. Dies war in der Ver-
gangenheit so, bleibt in der Zukunft unverändert 
und ist unumstritten. Völliger Konsens. 

Dann kommt Fall 5. Wenn nun in Bayern und 
Baden-Württemberg völlig unterschiedliche Forde-
rungen gestellt werden, dann wird in jedem Fall 
bezahlt. Das war bisher so, ist auch nach dem Ge-

setzentwurf der Bundesregierung künftig so, ist un-
umstritten. 

(Dr. Vogel [SPD]: Warum wollen Sie das 
denn ändern? — Weitere lebhafte Zurufe 

von der SPD) 

Fall 5: völliger Konsens. 

Jetzt kommt der Fall 6, wenn in Bayern und Ba-
den-Württemberg annähernd gleiche Forderungen 
erhoben werden. Dies ist der einzige Streitpunkt, 
obwohl das Recht durch den Fall sechs nicht geän-
dert wird, es wird nur der gesetzgeberische Wille 
aus dem Jahre 1969 verdeutlicht. 

(Abg. Buschfort [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage. 

Seehofer (CDU/CSU): Nein. 
(Zuruf von den GRÜNEN: Ihre Rede ist an

-

nähernd gleich mit der vom Blüm!) 

Der gesetzgeberische Wille wird verdeutlicht, es 
wird inhaltlich-materiell nichts verändert. Dies ist 
aber der einzige Punkt, der in der Praxis strittig 
ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das nennen die 
Demokratie!) 

Nun stelle ich als erstes fest: Von sechs mögli-
chen Fallgestaltungen ist eine einzige zwischen den 
Tarifpartnern und der Bundesregierung umstritten. 
Wir werden diesen einzigen Fall, auch wenn es sich 
nur um einen Fall handelt, sehr sorgfältig bei den 
weiteren Gesetzesberatungen prüfen. Ich bin der 
Bundesregierung dankbar, daß sie für Verbesse-
rungsvorschläge offen ist. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Bleiben Sie bei 
Fall sechs! — Dr. Vogel [SPD]: Sechs Rich

-

tige!) 

Aber ich meine feststellen zu müssen, wenn es bei 
sechs Fallgestaltungen um nur einen kritischen 
Punkt geht, dann ist es einfach die Unwahrheit, ja, 
eine Verdummung der Arbeitnehmer, 

(Zuruf von der SPD: Verdummen tun doch 
Sie!) 

wenn in Flugblättern der Gewerkschaft steht: Es 
wird generell kein Kurzarbeitergeld gezahlt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nun ein zweiter Punkt. Wen trifft in der Praxis 
dieser einzige Streitpunkt? 

(Ströbele [GRÜNE]: Nicht die Arbeitge

-

ber!) 

Dieser einzige Streitpunkt kann nur dort auftreten, 
wo ein einheitlicher Fachbereich gegeben ist, die-
ser Fachbereich in regionale Tarifgebiete unterteilt 
ist, und wo — das ist das Wesentlichste — auf 
Grund der engen wirtschaftlichen Verflechtungen 
zwischen diesen Tarifgebieten überhaupt mittel-
bare Auswirkungen denkbar sind. 
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Ich nehme das Beispiel aus dem öffentlichen 

Dienst. Wenn in Bayern der öffentliche Dienst 
streikt, wird mangels der engen Verflechtungen in-
nerhalb des öffentlichen Dienstes, innerhalb dieses 
Fachbereichs, niemand im öffentlichen Dienst des 
Landes Baden-Württemberg arbeitslos. Hier fehlt 
es also an der mittelbaren Auswirkung. Deshalb — 
und  dies führte ja der Bundesarbeitsminister aus — 
trifft für die allermeisten Einzelgewerkschaften des 
DGB dieser einzige Streitpunkt nicht zu. Der trifft 
von 17 Einzelgewerkschaften des DGB im wesentli-
chen nur die IG Metall. 

(Zurufe von der SPD) 

Wenn Sie jetzt die beiden Punkte zusammenfas-
sen, nur ein Fall zum § 116 strittig, betroffen eine 
Gewerkschaft von 17 Einzelgewerkschaften des 
DGB, 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

dann ist es geradezu absurd, wenn ich am Wochen-
ende wieder Flugblätter des DGB und der IG Metall 
in die Hand bekomme, worin steht: „Ihr schafft das 
Streikrecht ab, und deshalb seid ihr unchristlich." 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wie mächtig die Gewerkschaften in der Tat sind 
— Sie, meine Damen und Herren von der SPD, soll-
ten hier das Licht nicht unter den Scheffel stellen 
—, erleben wir ja in der Praxis im öffentlichen 
Dienst. Wir erleben die Macht der ÖTV gerade in 
diesen Tagen. Ich sage Ihnen: Alle Aktionen, die die 
ÖTV in diesen Tagen macht, sind ohne jede Ein-
schränkung auch nach der Gesetzesänderung zu 
§ 116 möglich. Es ist also wirklich absurd, davon zu 
reden, daß in irgendeiner Weise für die Gewerk-
schaften das Streikrecht oder die Streikfähigkeit 
eingeschränkt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir sind hier nicht auf einem Auge blind. 

(Zurufe von der SPD: Auf beiden!) 

Wir wissen, daß im Arbeitskampf 1984 auch Miß-
bräuche auf seiten der Arbeitgeber vorkamen. Dies 
heißt, daß die Produktion zu einem Zeitpunkt ge-
mindert oder eingestellt wurde, wo es nach dem 
Streik eigentlich noch nicht notwendig war. 

(Dreßler [SPD]: Herr Seehofer, gehen Sie 
nicht zu weit! — Frau Steinhauer [SPD]: 

Nun kommt die Abweichung!) 

Ich bin deshalb sehr froh, daß in diesem Gesetzent-
wurf eine Klarstellung erfolgt, zu der Sie in drei-
zehn Jahren Regierungsverantwortung nicht fähig 
waren — wir tun das —, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen und 
Zurufe bei der SPD) 

und zwar die Klarstellung, daß künftig ein Arbeitge-
ber den ursächlichen Zusammenhang zwischen 
Streik und Produktionseinstellung oder -reduzie-
rung darzulegen hat und, sofern ein Betriebsrat be-
steht, er dazu seine Stellungnahme abzugeben hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das ist eine arbeitnehmerfreundliche Lösung. 

Meine Damen und Herren von der SPD, es ist 
höchste Zeit, daß Sie Ihre Hetzkampagnen einstel-
len 

(Dreßler [SPD]: Schon wieder einmal!) 

und zu Wahrheit und Sachlichkeit zurückkehren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Seitdem Sie in der Opposition sind, war Ihre einzige 
Strategie die Hetze. Sie haben zunächst die Mieter 
aufgehetzt. Dann haben Sie die Rentner aufge-
hetzt. 

(Dreßler [SPD]: Bauern!) 

Dann haben Sie die Schwerbehinderten aufgehetzt, 
obwohl gleichzeitig Ihr Kanzlerkandidat in Nord-
rhein-Westfalen 400 000 DM Strafe bezahlen mußte, 
weil er zuwenig Schwerbehinderte beschäftigte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dann haben Sie 

(Dr. Vogel [SPD]: Die Europäer!) 

die Friedenssehnsucht der Menschen ausgenutzt 
und gegen diese Bundesregierung gehetzt. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Zum Frieden gehetzt!) 

Jetzt haben Sie einen weiteren Höhepunkt, indem 
Sie die Arbeitnehmer und die Gewerkschaften ge-
gen diese Bundesregierung aufwiegeln wollen. 

In allen Fällen sind Sie von der Realität überrollt 
worden. Ich bin der Überzeugung, daß im Wettlauf 
zwischen Hetze und Argument auch in diesem Fall 
das Argument obsiegen wird. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Schmidt [Hamburg-Neustadt] 

[GRÜNE]: Schlecht für Sie!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Kolb. 

Kolb (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich glaube, die Oppo-
sition sollte einmal die Öffentlichkeit aufklären, 
weshalb sie permanent Arbeitskampfrecht und So-
zialversicherungsrecht verwechselt. Ich sage für 
Sie, Herr Dr. Vogel, zum Mitschreiben: Es denkt 
niemand in der Koalition daran, das Arbeitskampf-
recht zu ändern. Die Vereinigungsfreiheit nach 
Art. 9 des Grundgesetzes bleibt bestehen. Und weil 
Sie das so gern verschweigen: Das Arbeitskampf-
recht hat in den letzten Jahren zugunsten der Ge-
werkschaften eine enorme Verbesserung erfahren, 
1980 mit dem Urteil zur Verhältnismäßigkeit von 
Streiks und Aussperrung und am 12. September 
1984 mit dem Urteil zur Zulässigkeit von Warn-
streiks. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Wie ist das mit dem 
Betriebsrisiko?) 

Jeder Teil der Tarifpartner hat die Möglichkeit, ge-
gen Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts zu 
klagen, oder, Herr Kollege Peter, er muß sie ertra-
gen. 

Nur: Eines müssen wir als Parlament hier sicher-
stellen. Falsches Verhalten der Tarifpartner kann 
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nicht mit Hilfe der Steuerkasse oder der Sozialkas-
sen erledigt werden. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wo ist die Steuerkasse? 
Beiträge! — Zuruf von der SPD: Welcher 

Steuerkasse?) 

Das Urteil zur Verhältnismäßigkeit von Streik und 
Aussperrung war für Franz Steinkühler der Anlaß, 
seine Minimaxtaktik zu propagieren. 

(Zuruf von der SPD) 

— Augenblick, Herr Kollege von der Wiesche. Es 
war so, daß Franz Steinkühler plötzlich entdeckte: 
Wenn ich 8 000 Leute streiken lasse, dann müssen 
die, wenn sie reagieren, mit 170 000 Leuten in die 
Aussperrung gehen, um den Streik zu verkürzen. 

(Dr. Vogel [SPD]: „Müssen"?) 

— Herr Dr. Vogel, wenn Streik und Aussperrung 
dazu führen sollen, daß der Arbeitskampf relativ 
bald beendet wird, muß man dies tun. Wenn man 
sehr lange Streik haben will, darf man, da stimme 
ich Ihnen zu, nicht reagieren. 

(Dr. Vogel [SPD]: Lesen Sie mal das Buch 
von Blüm! Da steht es ganz anders!) 

— Ja, ich lese Ihnen etwas anderes vor, Herr Dr. Vo-
gel. 

Wenn man weiß, daß dieser Nadelstich ausreicht, 
Schwierigkeiten zu machen, dann sollten Sie ein-
mal das nachlesen, was Herr Janzen am 14. März 
1973 gesagt hat, bevor dieses Urteil da war. Er mein-
te, mit dieser Anordnung könne man durchaus le-
ben. Allerdings würden es sich die Gewerkschaften 
in Zukunft nicht mehr leisten können, zentrale For-
derungen aufzustellen oder zentrale Tarifverhand-
lungen zu führen, wenn sie beabsichtigten, ihre ta-
rifpolitischen Vorstellungen gegebenenfalls mit 
Streik durchzusetzen. — Warum hat denn Herr Jan-
zen dies 1973 erkannt? Er hatte erkannt: Es gibt 
keine Stellvertreterstreiks. 

Zum § 116, meine Damen und Herren: Der § 116 
ist überhaupt keine Frage des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes, er ist eine Frage der IG Metall und 
hier speziell in der Automobilbranche. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das sagen Sie mal dem 
Herrn Fehrenbach!) 

— Das darf ich dem Herrn Fehrenbach sagen. Herr 
Dr. Vogel, auf Ihren Zwischenruf habe ich gewartet. 
Ich war vorhin erstaunt. Ich bin, Gott sei Dank — 
habe ich schon manchmal gesagt —, kein Jurist. 
Aber entweder wollen wir die Arbeitslosigkeit be-
kämpfen oder wir wollen sie vorsätzlich verursa-
chen. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Letzteres!) 

Streik hat Folgen. Angesichts von vorsätzlicher 
Verursachung eines Arbeitsausfalls hat mich ge-
wundert, daß Sie als Jurist gesagt haben: Das müs-
sen andere, Unbeteiligte, bezahlen, die Sozialkas-
sen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist Unsinn!) 

— Herr Dr. Vogel, Sie können darüber urteilen. Nur, 
für mich ist der § 116 eine Art Versicherung für die

-

jenigen, denen Elefanten mutwillig das Gemüse im 
Garten zertreten, aber nicht der Heuschober für 
Elefanten, die dies tun. 

(Zuruf von der SPD: Sie sind der Elefant 
im Porzellanladen!) 

Ich bedaure, daß der Kollege Rappe nicht da ist. 

(Dreßler [SPD]: Der hetzt zur Zeit seine 
Mitglieder auf, Herr Kollege!) 

Ich hätte ihm nämlich die Frage gestellt, ob er mir 
sagen kann, wie er seinen Mitgliedern klarmacht, 
daß ihre Beiträge dazu verwendet werden sollen, 
daß die IG Metall fahrlässig streiken kann. 

(Zurufe von der SPD: Unverschämt!) 

— Sagen Sie mir einen einzigen Fall, wo die IG Che-
mie durch diesen § 116 auf Grund von Kurzarbeiter-
geld profitieren kann, wenn sie einen Streik verur-
sacht. Dieser Beweis wird Ihnen sehr schwerfallen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, des 
Pudels Kern werden wir jetzt finden: In der IG Me-
tall sind zur Zeit heftige Profilierungskämpfe im 
Gange. 

(Lachen bei der SPD) 

Wenn der Vorsitzende nicht gehen will, aber der 
Stellvertreter kommen möchte und nicht darf, ist 
alles in Ordnung, was nach draußen Unfrieden 
bringt. 

(Dreßler [SPD]: Fällt euch sonst nichts 
mehr ein? — Dr. Vogel [SPD]: Darum ma

-

chen Sie dieses Gesetz?) 

Wäre der Herr Mayr nicht in dieser Situation, hätte 
er gesagt: Das, was Norbert Blüm gebracht hat, hilft 
der IG Metall wesentlich mehr als das alte Gesetz. 

(Dreßler [SPD]: Jetzt sollten Sie mal über 
den Umkehrschluß nachdenken! Ist aber 

platt!) 

— Ja, lieber Kollege Dreßler, ich weiß, in Agitation 
sind Sie hervorragend, aber in klarem Nachdenken 
ist es schwierig. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD) 

Schauen Sie, wenn der IG-Metall-Hauptvorstand 
jetzt 6 bis 7,5% fordert, also eine Spreizung vor-
nimmt, dann weiß er, daß es in Zukunft kaum mehr 
eine Möglichkeit geben wird, bei Streiks wegen 
Lohnforderungen die Zahlungen auszusetzen. Es 
wird für ihn keine Schwierigkeit sein, diese Sprei-
zung in Zukunft noch zu verstärken. 

Herr Mayr hat dazu sehr deutlich geschrieben — 
„Handelsblatt" vom 30. Dezember 1985: 

Das bedeutet einen ungeheuerlichen, noch nie 
dagewesenen Eingriff in die gewerkschaftliche 
Willensbildung bei der Festlegung der Tarif-
forderungen. Eine Verständigung über tarifpo-
litische Ziele, eine einheitliche tarifpolitische 
Orientierung wäre nicht mehr möglich. Die Ta-
rifkommissionen wären gezwungen, völlig un-
terschiedliche Forderungen zu erheben und die 
Gewerkschaften müßten in den einzelnen Ta-
rifgebieten für völlig unterschiedliche Ziele mo- 
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bilisieren. Das wäre das Ende einer autonomen 
gewerkschaftlichen Tarifpolitik durch gesetz-
lich erzwungene Entsolidarisierung der Mit-
glieder. 

Meine Damen und Herren, dies zeigt: Ich kriege die 
Leute von Flensburg bis Friedrichshafen nicht 
mehr für eine einheitliche Forderung hinter die 
Fahne, wenn dies nicht mit einem Stellvertreter-
streik durchgeführt wird. Spreizen Sie die Lohnfor-
derungen, dann wird es in der Frage der Lohnforde-
rungen stets einen Nutzen zu Lasten der Nürnber-
ger Kasse geben. Es gibt einen einzigen Punkt, bei 
dem das nicht funktioniert, nämlich bei einer noch-
maligen zentralen Forderung nach Einführung der 
35-Stunden-Woche. Da würde es dann kein Kurzar-
beitergeld geben. Wir sagen das heute in aller Deut-
lichkeit. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
sollten jetzt nicht so beklagen, daß die Gewerk-
schaften insgesamt getroffen werden. Es ist ledig-
lich die IG Metall, die hier getroffen wird. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wenn Herr Steinkühler seine Leute hinter die 
Fahne kriegt, wenn sie von Flensburg bis Fried-
richshafen hinter dieser Forderung stehen, dann 
soll das doch in Ordnung sein. Aber wenn es nur 
mit einem Stellvertreterstreik zu lösen ist und man 
glaubt, mit dieser Minimax-Taktik dann den ge-
meinsamen Erfolg zu haben, dann, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, müssen wir dagegen 
sein. Wer die Musik bestellt, Herr Dr. Vogel, muß sie 
in der Regel auch bezahlen. Wer andere dafür zah-
len lassen will, handelt unfair. 

(Zuruf des Abg. von der Wiesche [SPD]) 

— Ja, mein lieber Kollege von der Wiesche, ich 
zahle diese Beiträge j a auch. Ich wehre mich dann 
schon dagegen, wenn sie mutwillig verbraucht wer-
den. — 

(Widerspruch bei der SPD) 

Deswegen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, sollten wir die Tarifpartner in Zukunft wieder 
ein bißchen mehr an ihre eigene Verantwortung 
erinnern; dies sage ich beiden Seiten. Es hat näm-
lich auch in der Vergangenheit, Herr Kollege Dreß-
ler, sehr viele gegeben, die die zweite Unterschrift 
ganz fahrlässig geleistet haben und dann, wenn es 
schwierig wurde, entweder zum Bund oder zu den 
Ländern kamen und sagten: Hilf mir aus diesen 
Schwierigkeiten, in die ich mich selbst hineinbege-
ben habe. Die Tarifhoheit ist ein hohes Gut. Aber 
sie sollte auch von denen, die sie fordern, respek-
tiert werden. Man sollte uns nicht sozusagen zum 
Helfershelfer beim Plündern der Nürnberger Kasse 
machen. 

Herzlichen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Brandt. 

Brandt (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Gegen Ende dieser Debatte bleibt aus  

unserer Sicht festzustellen: Es ist unvernünftig, es 
ist ganz und gar unvernünftig, worauf sich die Bun-
desregierung hier eingelassen hat. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. 
Schierholz [GRÜNE]) 

Es ist leider überhaupt nicht zu erkennen, wie die 
Regierung und die Koalition wieder aus der Ecke 
herausfinden wollen, in die hinein sie sich verrannt 
haben. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Da ma

-

chen Sie sich mal keine Sorgen, da kom

-

men wir raus! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Das Schnellverfahren, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zwei Jahre!) 

dem wir hier ausgesetzt sind, widerspricht nicht 
nur der parlamentarischen Übung, sondern es steht 
auch im Gegensatz zu dem, 

(Broll [CDU/CSU]: Was Sie früher gesagt 
haben!) 

was die CDU selbst noch vor wenigen Wochen ange-
kündigt und verbreitet hat. 

(Dreßler [SPD]: Sehr wahr!) 

Aber Sie sind wohl heute auch nicht so sicher: Sie 
auf der Regierungsbank und Sie, werte Kolleginnen 
und Kollegen aus der Union oder der Regierungsko-
alition. Sie können gar nicht sicher sein, daß Sie aus 
diesem Gesetzgebungsverfahren so herauskom-
men, wie Sie in es hineingegangen sind. 

Sie riskieren, 

(Berger [CDU/CSU]: Daß es besser wird!) 

schwere Belastungen für den Arbeitsfrieden herbei-
zuführen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das kann nicht im Interesse unserer Volkswirt-
schaft und des Staatsganzen liegen — das kann es 
nicht! 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. 
Schierholz [GRÜNE]) 

Diese Sorge teilt, wie wir wissen — trotz mancher 
Polemik des heutigen Tages —, mancher Kollege 
aus den Reihen der Union. 

Man hat jedoch das bedrückende Gefühl, daß hier 
— neben der von manchen verfolgten engen Inter-
essenpolitik — Prestigeerwägungen die Oberhand 
gewonnen haben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Nun weiß ich, der Bundeskanzler ist auf dem 
Weg zu einer Begegnung mit dem französischen 
Staatspräsidenten. Das ist zu respektieren. Sonst 
hätte ich dem Herrn Bundeskanzler persönlich ge-
sagt: Die Tatsache, daß er sich 1984 zu ganz einseiti-
gen und höchst unsachlichen Auslassungen zum 
Thema Arbeitszeit hat hinreißen lassen, hätte doch 
nicht dazu führen dürfen, daß er die Gegensätze 
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erneut sich verschärfen läßt, statt sie überwinden 
zu helfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Prestige ist ganz gewiß ein schlechter Ratgeber bei 
dem, was hier auf dem Spiel steht. Zum Jammer der 
Menschen gehöre es, daß sie Mauern errichten, wo 
Brücken fehlen; so habe ich es von jemandem ge-
lernt, der die Verhältnisse in einem Land schilderte, 
dessen Schwierigkeiten mit denen bei uns über-
haupt nicht zu vergleichen sind. Aber einen Zusam-
menhang gibt es doch. Und ich kann der Regierung 
den Vorwurf nicht ersparen, daß sie durch das, was 
hier über die Bühne gehen soll — wenn es denn 
über die Bühne geht —, Brücken beschädigt, die im 
Interesse des sozialen Friedens nicht beschädigt 
werden dürften, sondern verstärkt werden müßten. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier ist, wie ich finde, überzeugend dargelegt 
worden — und ich fasse es in meinen Worten zu-
sammen —: Die Regierung hat nicht dartun kön-
nen, daß hier Handlungsbedarf besteht. Er besteht 
nämlich nicht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Faltlhauser [CDU/CSU]: Dann haben 

Sie nicht aufgepaßt!) 

Hier wird, wenn die Regierungsvorlage Gesetz wer-
den sollte, nicht Rechtssicherheit geschaffen, son-
dern zu Lasten aller Beteiligten wird sich Rechts-
unsicherheit ausbreiten, 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

und zwar wegen der eklatanten Unklarheiten, die in 
der Debatte nicht ausgeräumt, sondern bestätigt 
worden sind. Langwierige Auseinandersetzungen 
vor Gericht werden die Folge sein. Die Neutralitäts-
pflicht der Bundesanstalt für Arbeit wird nicht posi-
tiv geklärt, sondern schwerwiegende Verletzungen 
der Neutralitätspflicht werden festgeschrieben. Das 
ungefähre Gleichgewicht der Tarifpartner wird zu 
Lasten der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaf-
ten aufgehoben. Das stärkt und respektiert nicht, 
sondern verletzt die Tarifautonomie. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Eingriff in wohlerworbene Versicherungsan-
sprüche der Arbeitnehmer 

(Berger [CDU/CSU]: Wer greift denn ein?) 

trifft gewerkschaftlich Organisierte und Nichtorga-
nisierte gleichermaßen. Der Weg zum Sozialamt 
wird aus Gründen, die hier schon dargelegt worden 
sind, den meisten der betroffenen Arbeitnehmer 
nicht offenstehen. Für den Rest jedoch werden die 
Haushalte der Gemeinden und Länder erneut bela-
stet, wenn Leistungen der Bundesanstalt ausfallen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vor allem und über allem, der soziale Friede, um 
den uns viele beneidet haben, wird aufs Spiel ge-
setzt. Wenn das erst einmal anfängt, weiß man 
nicht, wo es aufhört. 

(Broll [CDU/CSU]: Das weiß man bei Ihnen 
auch nie!) 

Die heutige Debatte und die notwendigerweise mit 
ihr verbundenen Kontroversen sollten die Möglich-
keit nicht ausschließen, die Zusammenhänge neu 
zu überdenken. Und wenn man es nicht über sich 
bringt, ein überflüssiges Vorhaben überhaupt fallen 
zu lassen, dann spräche die Vernunft dafür, sich in 
der Ausschußberatung über sachlich fundierte Kri-
tik nicht hinwegzusetzen, sondern sie ernst zu neh-
men und zu berücksichtigen. Wenn das nicht ge-
schieht, wenn man statt dessen mit dem Kopf durch 
die Wand will, dann wird durch veränderte Mehr-
heitsverhältnisse dafür zu sorgen sein, den sozialen 
Frieden nicht in dauerhafte Gefahr zu bringen, 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

sondern ihn neu zu festigen. 

Nun geht es j a nicht allein um die Handlungsfä-
higkeit der Gewerkschaften, obwohl das allein 
wichtig genug wäre. Es geht um etwas, was den 
Nerv des demokratischen und sozialen Bundesstaa-
tes trifft, auf den wir durch die Verfassung ver-
pflichtet sind. Es gehört zu den schwerwiegenden 
Mängeln der Regierung, daß sie nicht einmal eine 
einwandfreie Klärung der verfassungsrechtlichen 
Lage abgewartet hat. Eine solche Klärung läßt sich 
nachholen. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Hoffentlich!) 

Die Unruhe, die sich nicht allein in vielen Betrie-
ben, sondern weit darüber hinaus in der Offentlich-
keit ausgebreitet hat, sollte nicht auf die leichte 
Schulter genommen werden. Sie sollte ernst genom-
men und nicht rechthaberisch übertönt werden. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Werner 
[Westerland] [GRÜNE]) 

Lassen Sie mich nach dem Verlauf der heutigen 
Debatte hinzufügen: Die Hektik und Verkrampfung, 
die das Vorgehen der Regierung und auch die Hal-
tung der Koalitionsfraktionen kennzeichnen, sind 
— so finde ich — bedrückend. Dies gilt auch für die 
eigenartige Koppelung durchaus fremder Sachge-
genstände innerhalb der Koalition, wie man das 
eine gegen das andere aufrechnet und das eine mit 
dem anderen verbindet. Das gilt im besonderen für 
das flackernd aggressive Verhalten des Herrn Bun-
desarbeitsministers. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich bin auch betroffen, Herr Bundesarbeitsminister, 
daß sich ein Bundesarbeitsminister angesichts von 
2,6 Millionen Arbeitslosen heute so gibt, wie er sich 
gegeben hat. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich finde es schlimm, daß der Bundesarbeitsmini-
ster Norbert Blüm nicht mehr hinhört: Er hört nicht 
auf die Gewerkschaften, er hört auch nicht auf kriti-
sche Freunde in seinen eigenen Reihen, 

(Beifall bei der SPD) 

auch nicht auf Bedenken von Arbeitsrechtlern, So-

zialwissenschaftlern und namhaften Juristen. Der 
Bundesarbeitsminister nimmt nicht mehr ernst, 
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was ihm an Einwänden, Sorgen, Befürchtungen na-
hegebracht wird. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Dummes Zeug! 
Er hat mit allen gesprochen!) 

Statt hinzuhören, überfällt er die Öffentlichkeit mit 
stereotypen, sich immer wiederholenden Sätzen: 
am Freitag im Bundesrat, gestern im Fernsehen 
und heute. Man konnte zum Teil schon aus der 
Erinnerung verfolgen, was im nächsten Satz kom-
men würde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie bringen doch 
auch nichts Neues!) 

So dürfte man die Beantwortung einer grundlegen-
den gesellschaftspolitischen Frage nicht vernach-
lässigen. 

(Beifall bei der SPD — von Hammerstein 
[CDU/CSU]: Wissen Sie eigentlich, was Sie 

bisher vorgetragen haben?) 

Nur am Rande: Herr Blüm hat — wie im Bundes-
rat, wie im Fernsehen — auf das Bezug genommen, 
womit wir schon vor 20 Jahren in der Großen Koali-
tion zu tun hatten. Ich hätte es für fair gehalten, 
wenn sich Herr Blüm bei Hans Katzer — er war 
damals Bundesarbeitsminister — sachkundig ge-
macht hätte. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das haben Sie unter

-

schrieben!) 

Im übrigen geht es im Bundestag nicht um das, was 
uns 1969 und 1973 beschäftigte, sondern es geht — 

(Kolb  [CDU/CSU]: Das haben Sie unwis

-

send unterschrieben! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Was soll denn dieser Zuruf? Natürlich hat der 
Stellvertreter in einer gemeinsamen Koalition, 
wenn der Bundeskanzler verhindert ist, die Vorla-
gen des Kabinetts an den Bundesrat bzw. den Bun-
destag zu unterschreiben. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Sie waren ein

-

verstanden! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Das ist doch jetzt eine Ablenkung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Deshalb sage ich noch einmal: Jetzt geht es allein 
um das, was die Regierung meint aus den Ausein-
andersetzungen des Jahres 1984 ableiten zu sollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Da steht unsere Auffassung gegen Ihre Auffas-
sung. 

(Berger [CDU/CSU]: Damals war der Nerv 
der Demokratie nie berührt! — Dr. Dregger 
[CDU/CSU]: Es geht um Prinzipien und 

Ihre Haltung!) 

Der Bundeskanzler, dem ich auch dies nicht di-
rekt sagen kann, beruft sich, wie es für den Vorsit-

zenden der CDU naheliegt, gerne auf das Erbe Kon-
rad Adenauers. 

(Kolb [CDU/CSU]: Auf was haben Sie sich 
damals berufen?) 

Nur: Was bedeutet eine solche Berufung, wenn da-
bei ausgeblendet wird, wie sehr sich Adenauer in 
den Aufbaujahren um einen Ausgleich mit den Ge-
werkschaften bemüht hat? Seine konservativen 
Grundüberzeugungen haben ihn daran nicht gehin-
dert. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Die Gewerk

-

schaften haben damals auch nicht nur 
SPD-Parteipolitik gemacht!) 

— Ich würde an Ihrer Stelle diesem Gedanken ei-
nen Augenblick Aufmerksamkeit schenken. 

Ich sage: Ohne die wiederholte Verständigung 
zwischen Konrad Adenauer und Hans Böckler, dem 
damaligen Vorsitzenden des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das war noch 
einer!) 

wäre unsere Bundesrepublik wirtschaftlich nicht so 
rasch auf die Beine gekommen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der FDP) 

— Ich finde es sehr gut, wenn wir darin überein-
stimmen. Nur füge ich dann hinzu — und bin nicht 
mehr sicher, dafür Ihren Beifall zu finden —: Ge-
genwärtig geht man leider nicht den Weg der Ver-
ständigung, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sagen Sie das 
Herrn Steinkühler!) 

sondern den Weg der Konfrontation. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Das kann zu nichts Gutem führen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wen meinen Sie da

-

mit?) 

Deshalb kann hier nicht deutlich genug gewarnt 
werden: Das, was man hier durchdrücken will, kann 
nicht Bestand haben. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD sowie Bei

-

fall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Bundesminister Dr. 
Blüm. 

(Zurufe von der SPD — Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Frau Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Die Opposition hat am heutigen Tage nicht 
klarmachen können, wo unser Gesetzentwurf die 
Neutralitätspflicht der Bundesanstalt verletzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Sie haben über vieles gesprochen, nur nicht über 
das, was in unserem Gesetzentwurf steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Brandt, Sie haben von einer schweren Bela-
stung für den Arbeitsfrieden gesprochen, die mit 
der Auseinandersetzung zwischen uns und den Ge-
werkschaften verbunden sei. Verehrter Herr Kol-
lege Brandt, von Ihnen hätte ich erwartet, daß Sie 
sich mit uns gegen die Ungeheuerlichkeit wehren, 
daß die IG Metall zum wiederholten Male die Bun-
desregierung mit einem Naziregime vergleicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Ich hätte es ausgerechnet von Ihnen, Herr 
Brandt, erwartet. In diesem Vergleich ist nämlich 
kein Angriff auf die Bundesregierung enthalten — 
das erreicht uns ja gar nicht —, sondern eine Belei-
digung der Opfer des Naziterrors ist in diesem Ver-
gleich enthalten, eine Verharmlosung der Un-
menschlichkeiten der Nazis. 

(Dr. Vogel [SPD]: Reden Sie lieber mit 
Herrn Fellner über diese Frage!) 

— Herr Vogel, auf Sie komme ich noch zurück. Sie 
werden sich einen Augenblick gedulden müssen. 

(Zurufe von der SPD) 

Sozialer Frieden ist ein hohes Gut. Sozialer Frie-
den muß gepflegt werden. Aber sozialer Frieden 
kann doch nicht Kapitulation vor der Diffamierung 
bedeuten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sozialer Frieden kann doch nicht bedeuten, daß wir 
vor der Lüge kapitulieren. 

(Dr. Vogel [SPD]: Katzer ein Lügner?) 

Der Staat beginge auch eine Pflichtverletzung, 
wenn er seiner Aufgabe nicht gerecht würde, auch 
in schwierigen Situationen die Neutralität des Staa-
tes zu sichern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Vogel, verteidigen Sie doch nicht dauernd 
Hans Katzer. Ich habe Herrn Katzer nicht „Lügner" 
genannt. Ich nenne doch nicht jeden, der Einwände 
gegen unser Gesetz hat, „Lügner". Über die Ein-
wände werden wir diskutieren. Aber diejenigen, die 
etwas anderes sagen als das, was in unserem Ge-
setz steht, obwohl sie das Gesetz kennen, sind Lüg-
ner. Dafür habe ich kein anderes Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Vogel, nun ein paar Bemerkungen zu Ihrem 
Diskussionsstil. Sie haben mein Buch zitiert, wofür 
ich dankbar bin, und darauf hingewiesen, ich hätte 
Schwerpunktstreik nur in Anführungsstrichen ge-
nannt, so unberührbar sei das für mich gewesen. 
Jetzt will ich Ihnen diese Stelle auf Seite 104 zitie-
ren: 

das, was die Arbeitgeber 1978 in Baden-Würt-
temberg „Schwerpunktstreik" nannten. 

Ich zitiere die Arbeitgeber, und das nennt Herr Vo-
gel ein Zitat von mir. 

(Zuruf von der SPD: Schwerpunktstreik in 
Anführungszeichen!) 

— Ja, ich zitiere die Arbeitgeber mit ihrer Bezeich-
nung „Schwerpunktstreik", und da muß man schon 
philologisch sehr — — 

(Zurufe von der SPD) 

— Ach, ich habe noch bessere Beispiele, Herr Vogel, 
wenn Sie mich reizen. 

Zweitens. Sie zitieren: Unbeteiligte Arbeitnehmer 
dürfen nicht zum Mittel degradiert werden, den 
Streikwillen zu brechen. — Das zitieren Sie heute 
gegen mich. Diesen Satz kann ich jetzt noch unter-
streichen. Diejenigen, für die im Stellvertreterstreik 
mitgestreikt wird, gelten im rechtlichen Sinne als 
Beteiligte; das ist nicht meine Erfindung, sondern 
das steht im Gesetz des Jahres 1969. Und jetzt 
zitiere ich: Mit Rücksicht auf die Neutralitätspflicht 
soll jedoch dies — die Zahlung — nicht gelten. 
Wenn der Arbeitskampf auf eine Änderung der Ar-
beitsbedingungen des Arbeitnehmers abzielt, muß 
dieser sowohl nach einer natürlichen Betrachtungs-
weise als auch im wirtschaftlichen Sinne als betei-
ligt angesehen werden. — 

Ich stelle mit Überraschung fest, ich hätte heute 
morgen mein ganzes Buch vorlesen können. Alles 
kann ich aufrechterhalten. Das kann man nicht im-
mer von sich sagen; man lernt ja auch dazu. Diese 
Punkte kann ich in allen Bereichen aufrechterhal-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der dritte Höhepunkt: Nun einmal auf der Spur, 
habe ich mich natürlich auch an den Landtag des 
Saarlandes gewandt, und was stellt sich heraus? 
Der Antrag, den die CDU-Fraktion im saarländi-
schen Landtag eingebracht hat, beginnt mit dem 
Satz: 

Der Landtag begrüßt die Bemühungen der 
Bundesregierung, im Streit um den § 116 AFG 
zu vermitteln, um einen Konsens zwischen den 
Tarifpartnern wiederherzustellen, damit der so-
ziale Frieden gewahrt bleibt. 

Das ist ein Antrag, der die Bundesregierung in ih-
ren Konsensbemühungen unterstützen soll. Im Wei-
teren stellt er die notwendigen Bedingungen: Siche-
rung der Tarifautonomie, Kampfparität, Streikrecht 
der Arbeitnehmer, Streikfähigkeit der Gewerk-
schaften, Neutralitätspflicht der Bundesanstalt für 
Arbeit usw. — Und jetzt füge ich noch hinzu, daß bei 
der Abstimmung über diesen Antrag, da sich die 
SPD nicht für den Punkt 1 entscheiden konnte, die 
CDU-Fraktion gar nicht mitgestimmt hat, sondern 
ausgezogen ist. Herr Vogel, Sie sollten besser re-
cherchieren, bevor Sie hier Angriffe vortragen, die 
wieder einmal von der Sache nicht gedeckt sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Vogel? 
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Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Bitte, Herr Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Kollege Blüm, wollen Sie 
bestreiten, daß der Vorsitzende der CDU-Fraktion 
im Saarland vor und in der Debatte erklärt hat, es 
bestehe überhaupt kein Handlungsbedarf, der Ge-
setzentwurf sei nicht notwendig? Wenn Sie das be-
streiten, dann wollen Sie mich bitte in meinem 
Büro aufsuchen und die Niederschrift und Nach-
schrift einsehen, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
bevor Sie hier solche Behauptungen aufstellen! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Vogel, Sie brauchen sich nicht in 
meinem Büro einzufinden. Ich halte Ihnen noch 
einmal vor, was die Landtagsfraktion zur Abstim-
mung gestellt hat; das war eine Unterstützung der 
Konsensbemühungen dieser Bundesregierung. Sie 
haben heute morgen von einem Antrag gesprochen, 
der gegen mich gerichtet gewesen sein soll. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage des Herrn Dr. Vogel? 

Dr. Vogel (SPD): Hätten Sie die Liebenswürdig-
keit, Herr Kollege Blüm, meine Frage zu beantwor-
ten, ob der Vorsitzende der Fraktion der CDU er-
klärt hat, es bestehe kein Handlungsbedarf, der Ge-
setzentwurf sei nicht notwendig? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Nein, ich habe den Ehrgeiz, zu wiederho-
len, daß das, was Sie heute morgen gesagt haben, 
nämlich daß ein Antrag gegen uns gerichtet worden 
sei, falsch war. Den Ehrgeiz habe ich, mehr nicht. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU sowie 
Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Nein. Lassen Sie mich diese heutige De-
batte abschließen. Das ist der Beginn einer Diskus-
sion, und ich hoffe, wir diskutieren zur Sache, wie 
wir die Neutralitätspflicht am besten sichern kön-
nen. Ich hoffe auf eine diffamierungsfreie Atmo-
sphäre auch im Ausschuß, auf einen Wettbewerb 
der Argumente: Wer kann die Neutralität am besten 
sichern? Wer kann es am besten? Denn in der 
Pflicht stehen wir alle. 
Meine Damen und Herren, die Neutralität siche-

rer zu machen, das kann doch nicht zugunsten ei-
ner Seite sein. Wenn ein Schiedsrichter besser wird, 
ist das doch keine Gewichtsverlagerung auf eine 
Seite. Der Neutralität sind wir verpflichtet. Ich 
bleibe dabei: 

(Zurufe von der SPD) 
Auch die gegenwärtige Hektik, auch die gegenwär-
tige Gehässigkeit bringen mich nicht davon ab, von 
der Notwendigkeit überzeugt zu sein, im Interesse 

der Gewerkschaften das Streikrecht und die Streik-
fähigkeit gegenüber jedermann zu verteidigen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Frau Fuchs (Köln). 

Frau Fuchs (Köln) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich habe mir sehr überlegt, ob 
ich zu den Ausführungen des Arbeitsministers das 
Wort nehme; 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Nicht 
nötig! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

denn ich hatte eigentlich gehofft, der Bundesar-
beitsminister würde die Chance nutzen, auf die 
grundsätzlichen Ausführungen von Willy Brandt 
einzugehen 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

und einen Beitrag leisten, um bei diesem Thema 
zur Sachlichkeit zurückzukehren. 

Diese Chance, Herr Bundesarbeitsminister, ha-
ben Sie nicht genutzt. Deswegen sage ich noch ein-
mal für die sozialdemokratische Bundestagsfrak-
tion: Es ist wirklich bedauerlich, daß Sie immer um 
die Sache herumreden. Sie werfen Nebel. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Deswegen wiederhole ich — auch wenn Sie gestern 
gehört haben mögen, worum es eigentlich geht —: 
50 000 Arbeitnehmer streiken; 170 000 Arbeitneh-
mer werden im Tarifgebiet ausgesperrt. Also: Wenn 
es eine Auswirkung des Arbeitskampfes gegeben 
hat, so ist sie zu 75 % auf die Aussperrung der 
Arbeitgeber zurückzuführen gewesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun kommt der Punkt: Außerhalb des Tarifgebie-
tes werden innerhalb kürzester Frist von den Ar-
beitgebern — denn sie entscheiden darüber —
320 000 Arbeitnehmer kalt ausgesperrt. Diese Ent-
scheidung haben die Arbeitgeber getroffen. Darum 
geht es in diesem Streit. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Menschen sollten 1984, wenn es nach dem 
Willen des Arbeitsministers gegangen wäre, kein 
Kurzarbeitergeld und kein Arbeitslosengeld bekom-
men. Sie haben es dann doch erhalten, weil die So-
zialgerichte den Erlaß und das Gesetz vernünftig 
ausgelegt haben, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Darum geht es: Der Bundesarbeitsminister möchte 
— hören Sie gut zu —, daß in Zukunft diese 320 000 
ausgesperrten Arbeitnehmer in einem vergleichba-
ren Fall keine Arbeitslosenunterstützung oder kein 
Kurzarbeitergeld bekommen — mit dem angebli-
chen Argument „Stellvertreterstreik": 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]) 

Es sei ein Stellvertreterstreik gewesen. 
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Frau Fuchs 
Sie haben von den Strukturen der Tarifpolitik in 

der IG Metall keine Ahnung. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Es gibt regionale Tarifverhandlungen. Ob die Er-
gebnisse in den anderen Tarifgebieten übernom-
men werden, ist eine Frage der weiteren Verhand-
lungen in den anderen Regionen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Lesen Sie, was Herr 
Mayr gesagt hat!) 

Ich kann Ihnen viele Beispiele nennen, in denen 
Tarifabschlüsse einer Region nicht übernommen 
wurden, sondern sogar neu gestreikt werden mußte, 
damit das gewünschte Ergebnis erzielt werden 
konnte. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Bestreiten Sie, was der Herr Mayr gesagt 

hat?) 

Deswegen sage ich: Wir haben ein Gesetz; es be-
steht kein Handlungsbedarf. Wer die Streikfähig-
keit der Gewerkschaften aushöhlen will, darf sich 
nicht wundern, wenn der soziale Friede in unserem 
Land kaputtgeht. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich finde es phanta-
stisch, wie „aufhetzerisch" die Sozialdemokratische 
Partei ist. Ich bin darauf richtig stolz. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Der Hetzer in unseren Reihen ist Herr Wannagat; 
der Hetzer in unseren Reihen ist Herr Benda; der 
Hetzer in unseren Reihen ist Herr Katzer; die Het-
zer in unseren Reihen sind der Vorstand der CDA 
Westfalen, der Vorstand der CDA Rheinland, die 
CDU-Fraktion des Landtags des Saarlandes, der 
Katholikenrat des Bistums Mainz, der heute ge-
schrieben hat: Laßt die Finger von einer Änderung 
des § 116! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Und so weiter, und so weiter. Zu unseren Reihen 
gehört Hermann Rappe. Machen Sie sich nichts vor: 
Sie werden die Solidarität der sozialdemokrati-
schen Gewerkschafter in dieser Frage überhaupt 
nicht auf die Probe zu stellen brauchen. Wir alle 
sind gegen eine Änderung dieses Gesetzes. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich komme zu meinem letzten Punkt. Ich gebe 
Ihnen mit zu bedenken, ob wir es nicht so wie 1969 
machen sollten. Es wurde auf einen Regierungsent-
wurf hingewiesen. Der Gesetzgeber, d. h. das Parla-
ment, hat diesen Gesetzentwurf nachhaltig geän-
dert. 

(Seiters [CDU/CSU]: Warum?) 

Wie wäre es denn, wenn wir nach den parlamentari-
schen Beratungen Ihres Entwurfs zu dem Ergebnis 
kämen: Wir brauchen einen ganz anderen, einen 
verbesserten oder den jetzigen Rechtszustand? 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Dann ma

-

chen Sie endlich einen Vorschlag! Sie ha

-

ben doch noch keinen vernünftigen Vor

-

schlag gemacht!) 

Das heißt: Wir gehen genau den Weg, den wir 1969 
gegangen sind. Wir akzeptieren nicht den Regie-
rungsentwurf, sondern wir suchen eine neue gesetz-
liche Grundlage für dieses schwierige Thema. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Sie hätten 
heute vernünftige Vorschläge vorlegen 
können! — Seiters [CDU/CSU]: Vor

-

schläge!) 

Unsere Vorschläge sind: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Überhaupt 
keine!) 

Wir wollen § 116 Arbeitsförderungsgesetz so erhal-
ten, wie er ist, und wir wollen die kalte Aussperrung 
verhindert wissen. 

(Beifall bei der SPD — Hauser [Krefeld] 
[CDU/CSU]: Ein toller Gesetzesvorschlag! 
— Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Das ist kein 
Vorschlag, das ist eine Bankrotterklä

-

rung!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Wir haben abzustimmen über den Entwurf der 
Bundesregierung auf Drucksache 10/4989, über den 
Antrag der SPD auf Drucksache 10/4995 und über 
den Antrag der GRÜNEN auf Drucksache 10/5004. 

Ich möchte zu dem letzten Antrag eine kurze Be-
merkung machen. Beim letzten Spiegelstrich hat 
sich ein kleiner Fehler eingeschlichen. Es muß rich-
tig heißen: 

Der Deutsche Bundestag unterstützt die Forde-
rung nach einem gesetzlichen Verbot der Aus-
sperrung. 

Ich stelle jetzt die Überweisung dieser drei Vorla-
gen zur Abstimmung. Wer der Überweisung an den 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zur feder-
führenden Beratung sowie an den Rechtsausschuß, 
den Ausschuß für Wirtschaft und den Haushalts-
ausschuß zur Mitberatung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Die Überweisung ist mit Mehr-
heit beschlossen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Anpassung der Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherung und der Geldleistungen 
der gesetzlichen Unfallversicherung im 
Jahre 1986 
— Drucksache 10/4990 — 

Wie bereits beschlossen ist für die Aussprache 
ein Beitrag bis zu 10 Minuten für jede Fraktion vor-
gesehen. 
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Vizepräsident Frau Renger 
Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht, 

wie ich sehe. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Günther. 

(Vo r s i t z: Vizepräsident Cronenberg) 

Günther (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen! Ich gebe ja zu, daß 
es schwierig ist, von dem Thema, das wir soeben 
behandelt haben, auf die Rentenversicherung um-
zuschalten. Aber wir haben jetzt ein Gesetz zu bera-
ten, bei dem alle Betroffenen etwas bekommen. Das 
ist doch sicher erfreulich. Vielleicht könnte Sie das 
veranlassen, im Saal zu bleiben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
Meine Kolleginnen und Kollegen, im vorigen 

Jahr habe ich meine Rede zum Thema Rentenversi-
cherung mit dem Satz begonnen: Die Renten sind 
sicher. Ich habe hinzugefügt: Sie werden pünktlich 
gezahlt. Diese für die Rentner und Versicherten be-
ruhigende Aussage kann ich heute erneut ausspre-
chen und diesmal hinzufügen: Die Renten sind bis 
zur Jahrtausendwende ohne größere Operationen 
sicher. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
Entschuldigung, daß ich Sie unterbreche; aber ich 
möchte zunächst einmal die nötige Ruhe im Hause 
herstellen. 
Meine Damen und Herren, ich bitte, Platz zu neh-

men oder den Saal zu verlassen, damit dieses 
Thema mit der nötigen Ruhe diskutiert werden 
kann. — Das gilt auch für den Abgeordneten 
Hupka. 
Danke schön, Herr Abgeordneter Günther. Jetzt 

können Sie fortfahren. 

Günther (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent! Meine Kolleginnen und Kollegen, die Koali-
tionsparteien CDU, CSU und FDP haben in nur we-
nigen Jahren den drohenden Finanzkollaps der 
Rentenversicherungsträger verhindert und durch 
gezielte Maßnahmen die Finanzlage der Renten-
versicherung konsolidiert. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie wieder unterbrechen. Der Abgeordnete 
Heyenn möchte gern eine Zwischenfrage stellen. 

Günther (CDU/CSU): Ich möchte jetzt im Zusam-
menhang weiter vortragen. Kollege Heyenn, es war 
schon unruhig genug. Ich bitte um Verständnis. 
Wie der Rentenanpassungsbericht 1985, den wir 

heute gleichzeitig beraten, ausweist, wird in den 
nächsten Jahren die Schwankungsreserve ihre vor-
geschriebene Höhe übersteigen und selbst bei pes-
simistischen Entgeltsteigerungsannahmen bis zum 
Ende des Jahrzehnts, voraussichtlich sogar noch 
darüber hinaus, zur soliden Rentenfinanzierung 
völlig ausreichen. Somit haben wir mit unserer 
Rentenpolitik die Renten mittelfristig gesichert, 
meine Kolleginnen und Kollegen. 
Wir wissen, daß sich insbesondere nach der Jahr-

tausendwende Probleme wegen der demographi-

schen Entwicklung ergeben. Diese langfristigen 
Probleme in der Rentenfinanzierung werden wir 
deshalb rechtzeitig in einem umfassenden Renten-
reformstrukturgesetz in der nächsten Legislaturpe-
riode lösen. Wir haben, nachdem wir die mittelfri-
stige Sanierung vollzogen haben, das Vertrauen der 
Rentner und Versicherten in die Rentenversiche-
rung weitgehend wieder hergestellt, den Auftrag 
des Bundesverfassungsgerichts zur Neuregelung 
der Hinterbliebenenversorgung ebenfalls erfüllt 
und nunmehr ausreichend Zeit, uns den schwieri-
gen Problemen eines Rentenreformstrukturgeset-
zes zu widmen. 

Polemik, meine Kolleginnen und Kollegen, und 
Schwätzerei sind für dieses Thema völlig ungeeig-
net. Wir arbeiten im Sinne der Versicherten konse-
quent an der Sache. Entgegen vielfältigen Aufforde-
rungen und politischen Anstößen, die die Probleme 
des Jahres 2000 oder gar des Jahres 2030 schon jetzt 
lösen wollen, ist ausreichend Zeit. Eile, meine Kolle-
ginnen und Kollegen, ist für dieses Problem nicht 
geboten. Es handelt sich bei der Rentenversiche-
rung um Fragen der langfristigen Lebensplanung, 
und hier ist Hektik immer verfehlt. 

Das heute zur Beratung anstehende Rentenan-
passungsgesetz 1986 sieht nach einer Anpassung 
der Renten zum 1. Juli 1985 um 1,41 %, entsprechend 
der Lohnentwicklung des Jahres 1985, zum 1. Juli 
1986 eine Rentensteigerung von 2,34 % vor. Dieser 
Anpassungssatz gilt sowohl für die gesetzliche Ren-
tenversicherung, für die gesetzliche Unfallversiche-
rung, für die Altersgelder aus der Altershilfe für 
Landwirte als auch für die Kriegsopferversorgung. 
Der durchschnittliche Lohnanstieg des Jahres 1985 
betrug nach vorläufigen statistischen Ermittlungen 
3,1 %. Da noch die Beteiligung der Rentner an den 
Beiträgen für ihre Krankenversicherung in Höhe 
von 0,7 % abgezogen wird, errechnet sich ein effekti-
ver Steigerungssatz der Renten von 2,34 %. Diese 
Erhöhung der verfügbaren Renten zum 1. Juli 1986 
entspricht in etwa dem durchschnittlichen Anstieg 
der verfügbaren Arbeitnehmerverdienste im Jahre 
1985. Eine gleichgewichtige Entwicklung von Er-
werbseinkommen und Renten, die das Gesetz in 
§ 1272 RVO j a so vorsieht, ist demnach gewährlei-
stet, meine Kolleginnen und Kollegen. 

(Heyenn [SPD]: Wie rechnen Sie denn das, 
Herr Kollege?) 

Besonders erfreulich ist: Die effektive Rentenerhö-
hung liegt auch deutlich über der zu erwartenden 
Preissteigerungsrate. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Heyenn 
[SPD]: Lesen Sie das letzte noch einmal 

vor: § 1272!) 

— Das können Sie ja nachlesen, Herr Kollege! — 
Das ist soziale Politik für Rentner trotz schwerer 
Erblast. 

Insgesamt betrifft die Rentenanpassung immer-
hin 14 Millionen Rentner in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung, knapp 1 Millionen Rentner in der 
gesetzlichen Unfallversicherung sowie rund 595 000 
Altersgeldbezieher und Landabgaberentner bei der 
Altershilfe im Bereich der Landwirte. Für die Ren- 
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Günther 
tenanpassung bringen die Rentenversicherungsträ-
ger, also Arbeiterrentenversicherung, Angestellten-
rentenversicherung und knappschaftliche Renten-
versicherung, im Zeitraum eines Jahres, vom 1. Juli 
1986 bis zum 30. Juni 1987, 5,2 Milliarden DM auf. 
Die Mehraufwendungen entfallen mit 4,9 Milliar-
den auf höhere Rentenzahlungen und mit 0,3 Milli-
arden auf hierauf zu zahlende Beitragszuschüsse 
zur Krankenversicherung der Rentner. 

Zur Höhe des Rentenanpassungssatzes ist darauf 
hinzuweisen, daß die Mehrheit des Sozialbeirates in 
dem Gutachten zum Rentenanpassungsgesetz und 
zum Rentenanpassungsbericht feststellt, daß die 
vorgesehene Anpassung verteilungspolitisch sehr 
wohl vertretbar ist. Meine Kolleginnen und Kolle-
gen, ich möchte wie im Vorjahr darauf hinweisen, 
daß die Höhe des Anpassungssatzes keine politisch 
festgestellte Größe ist, sondern sich aus der Lohn-
entwicklung des Vorjahres ergibt, die im wesentli-
chen von den Tarifpartnern, also von den Gewerk-
schaften und den Arbeitgebern, bestimmt wird. 

Die im Vergleich zu früheren Zeiten relativ ge-
ringe Höhe der Anpassung muß im Zusammenhang 
mit der Inflationsrate gesehen werden. Bei Infla-
tionsraten von 5 bis 7 % sind naturgemäß die von 
den Gewerkschaften ausgehandelten Lohnsteige-
rungsraten höher, und die Anpassungssätze ent-
sprechen dem. Bei 1,5 bis 2 % Preissteigerung, wie 
wir sie zur Zeit haben, sind im allgemeinen die 
Lohnsteigerungen niedriger, was sich nach unserer 
Rentenformel zwangsläufig auch in niedrigen Ren-
tenanpassungssätzen niederschlägt. Es kommt aber 
ganz entscheidend auf die Kaufkraftsteigerung 
bzw. Kaufkrafterhaltung der Renten an, und die 
Rentner erfahren im Jahre 1986 in etwa die gleiche 
Kaufkraftsteigerung, wie die Erwerbstätigen sie im 
Vorjahr erhalten haben. 

Die Rentenerhöhung ist, wie auch der Rentenan-
passungsbericht ausweist, von den Rentenversiche-
rungsträgern ohne Probleme finanzierbar; es be-
darf keiner gesetzlichen Maßnahme zur Sicherung 
der mittelfristigen Finanzentwicklung. Im vorigen 
Jahr haben wir als Gesetzgeber zur Liquiditätssi-
cherung und zur Sicherstellung der Schwankungs-
reserve von einer Monatsausgabe einen zusätz-
lichen Bundeszuschuß von — falls nötig — bis zu 
1,5 Milliarden DM sowie einen unverzinslichen Be-
triebsmittelkredit des Bundes in Höhe von 5 Milli-
arden DM bereitgestellt. Der Betriebsmittelkredit 
ist überhaupt nicht in Anspruch genommen wor-
den, und von dem zusätzlichen Bundeszuschuß 
sind insgesamt im Dezember 1985 nur 320 Millionen 
DM vom Bund abgefordert worden. Angesichts der 
enormen Finanzströme, die durch die Kassen der 
Rentenversicherungsträger laufen — z. B. 1985 
rund 165 Milliarden DM allein bei der Arbeiter- und 
der Angestelltenversicherung —, erscheint natür-
lich diese Inanspruchnahme von 320 Millionen zu-
sätzlichen Bundeszuschuß äußerst gering. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, die günstige Finanzlage 
Ende 1985 ist im wesentlichen die Folge der verbes-
serten Beschäftigungslage, aber auch eine Folge 
der gesamten Sozialgesetzgebung. 

Aus all dem resultiert — dies zeigen das Renten-
anpassungsgesetz wie der Rentenanpassungsbe-
richt in gleicher Weise —, daß die Rentner mit Hoff-
nung in die Zukunft schauen können. Die Rentner, 
die durch die Diskussion um Reformpläne und 
durch die Diskussion über die Finanzlage verunsi-
chert sind, können sicher sein, daß das bisher be-
währte Rentensystem auch über das Jahr 2000 hin-
aus funktionsfähig und zahlungsfähig ist. Die CDU/ 
CSU hält am 1957 geschaffenen Rentensystem im 
Kern fest und lehnt Grundrentenpläne einschließ-
lich einer Nivellierung der Renten ab. 

Die Weichen für eine vernünftige Rentenstruk-
turreform im Rahmen des bewährten Rentensy-
stems sind gestellt. Meine Kolleginnen und Kolle-
gen, die Rentner sollten wie in der Vergangenheit 
dem System der Rentenversicherung und unserer 
diesbezüglichen Politik vertrauen. Die Rentnerver-
unsicherungskampagne der SPD mit ihrer Fuchs-
Pumprente ist in sich zusammengebrochen, wie alle 
Angstträume, die Sie der Bevölkerung einflößen 
wollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mit dieser Regierung, meine Kolleginnen und Kol-
legen, und diesem Arbeitsminister geht es auch bei 
den Rentnern aufwärts. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lieber Herr Kollege Günther, sosehr berg-
auf kann es ja mit diesem Arbeitsminister wohl 
nicht gehen. Ich hatte vorübergehend den Eindruck, 
er sei bereits zurückgetreten. Oder können Sie mir, 
Herr Blüm, erklären, warum Sie einen Gesetzent-
wurf der Bundesregierung hier nicht zu Beginn der 
Debatte begründen? 

(Beifall bei der SPD) 

Sie gehören hier zuerst an das Pult, damit die Frak-
tionen in erster Lesung Kritik oder Lob zu Ihrem 
Entwurf aussprechen können, nachdem Sie geredet 
haben. 

(Beifall bei der SPD — Louven [CDU/CSU]: 
Ihr werdet ja immer pingeliger!) 

— Das hat nichts mit Pingeligkeit, sondern mit Par-
lamentarismus etwas zu tun. Es kann j a auch sein, 
lieber Kollege, daß das Selbstvertrauen des Kolle-
gen Blüm noch etwas angekratzt ist und er deswe-
gen etwas Beruhigungszeit benötigt. 

(Louven [CDU/CSU]: An dem beißt ihr 
euch die Zähne aus!) 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, im 
Anschluß an die eben geführte Debatte noch sagen, 
daß natürlich auch die Rentner wissen, was es be-
deutet, wenn die Streikfähigkeit der Gewerkschaf-
ten beschnitten wird; denn eingeengte Streikfähig-
keit bedeutet real niedrigere Löhne, vielleicht sogar 
absolut niedrigere Löhne, und in der Folge auch 
niedrigere Renten. 

(Zustimmung bei der SPD) 
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Wir haben hier einen Entwurf vorliegen, der dem 

geltenden Recht nicht entspricht. Herr Günther hat 
auf § 1272 der Reichsversicherungsordnung hinge-
wiesen; dort ist der Grundsatz einer gleichgewichti-
gen Entwicklung der Renten und der verfügbaren 
Arbeitsentgelte festgeschrieben. Das ist keine un-
verbindliche Floskel. Von dieser Vorschrift kann 
nur abgewichen werden, wenn es einen Rechtferti-
gungsgrund gibt. Dieser liegt aber nicht vor, Herr 
Kollege Günther, insbesondere wenn ich zu Grunde 
lege, was Sie über die mittelfristige Sicherheit der 
Rentenzahlungen ausgesagt haben. Die Bundesre-
gierung macht noch nicht einmal den Versuch, in 
der Begründung zum Gesetzentwurf darzulegen, 
weshalb sie eine Rentenanpassung vorschlägt, die 
hinter der Nettolohnentwicklung zurückbleibt. Der 
Bundesarbeitsminister behauptet einfach das Ge-
genteil, der Wirklichkeit entrückt wie auch in ande-
ren Bereichen, und versucht die Tatsachen auf den 
Kopf zu stellen. Lapidar wird festgestellt, die effek-
tive Rentenerhöhung um 2,34 % zum 1. Juli werde 
ungefähr den durchschnittlichen Anstieg der ver-
fügbaren Arbeitnehmerverdienste in 1985 entspre-
chen. Wenn man aber Abgabequote und Bruttolohn-
erhöhung zueinander in Beziehung setzt, so ergibt 
sich für 1985 eine Nettolohnsteigerung um 2,8 %. Sie 
liegen also mit Ihrer Rentenanpassung um rund 
1 /2% unter dem, was das Gesetz Ihnen eigentlich 
vorschreibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Sozialbeirat ist das diskutiert worden. Aber of-
fenbar hat der Arbeitsminister sich darum nicht 
gekümmert; es hat ihn unberührt gelassen. 

Der Sozialbeirat, Herr Kollege Günther — auch 
darüber sind Sie hinweggegangen —, räumt ein, 
daß das Nettorentenniveau zum zweitenmal hinter-
einander sinken wird; im Jahre 1984 waren es 
65,3%, im Jahre 1985 knapp 65%, und im Jahre 1986 
werden es schätzungsweise 63,5% werden. Das ist 
ein Rückgang auf das Niveau zu Beginn der 80er 
Jahre. Dies ist nicht meine Feststellung, sondern 
die Feststellung der Fachleute im Sozialbeirat. Ein 
Teil dieser Mitglieder des Sozialbeirates hat der 
Anpassung um 2,34% nur unter großen sozialpoliti-
schen Bedenken zugestimmt, Bedenken, die diese 
Regierung nicht teilt. Sie verstößt mit diesem Ent-
wurf gegen das geltende Recht. Die sozialdemokra-
tische Bundestagsfraktion wird in den Ausschußbe-
ratungen diese Frage mit Ihnen gemeinsam prü-
fen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf, meine Damen 
und Herren, kann uns allerdings nicht davon ent-
binden, einen Blick auf die längerfristige Sicherung 
der Rentenfinanzen zu werfen. Diese Bundesregie-
rung bemüht sich zwar, die Probleme unter den 
Teppich zu kehren, die Bürger mit einer gewaltigen 
Optimismuskampagne in die Irre zu führen, aber 
ihre eigenen Zahlen, die machen deutlich, daß die 
Rentenfinanzen nach wie vor nicht in Ordnung 
sind. Vier Rentenreparaturgesetze mit fünf Bei-
tragsanhebungen seit 1983, zahlreiche Opfer der äl-
teren Generation haben lediglich für einige Jahre 

Luft geschaffen. Dies ist eine unseriöse Rentenpoli-
tik, 

(Beifall bei der SPD) 

ebenso unseriös und unbarmherzig wie der Aus-
schluß der älteren Frauen vom Babyjahr. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Für Landwirte, für Berufsoffiziere, zur Senkung der 
Vermögensteuer haben Sie Geld, aber nicht für ein 
Babyjahr für die Frauen, die nach dem Krieg in den 
Trümmern gearbeitet haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie soll das nötige Vertrauen in die Rentenpolitik 
der Bundesregierung hergestellt werden, meine Da-
men und Herren, wenn aus den regierungsamtlich 
veröffentlichten Zahlen hervorgeht, daß sich in den 
Rentenfinanzen im Laufe der nächsten 15 Jahre 
Fehlbeträge bis zu 200 Milliarden DM aufsummie-
ren werden? Wie soll Verläßlichkeit entstehen, 
wenn diese Bundesregierung nicht das mindeste 
unternimmt, um auf längere Sicht eine solide 
Grundlage zu schaffen? 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben hierfür die Vorschläge unterbreitet. 
Wie meinen, daß die mittelfristigen und langfristi-
gen Finanzierungsprobleme der Rentenversiche-
rung so ernst sind, daß man sie nicht beiseite wi-
schen kann. Wir wollen die volle Wiederherstellung 
der Zahlung der Rentenversicherungsbeiträge der 
Arbeitslosen durch die Bundesanstalt für Arbeit. 
Wir wollen eine neue Rentenformel, die zunächst 
den Bund, aber auch Arbeitnehmer und Rentner 
am demographischen Risiko beteiligt. Dazu gehört 
nach unserer Auffassung die Einführung eines 
Wertschöpfungsbeitrags und die Harmonisierung 
unserer Alterssicherungssysteme. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wollen unter dem Motto „Vertrauen in die 
Zukunft" mit Unverbindlichem in die Wahl gehen. 
Wie wir lesen können, sind Sie nicht einmal in der 
Lage, sich in der Bundesregierung auf ein solches 
mittel- und langfristiges Strukturkonzept zu eini-
gen. 

Wir stellen Ihnen Fragen, von denen wir meinen, 
daß der Bürger einen Anspruch auf Antworten hat. 
Wie weit werden die Beiträge in Zukunft noch stei-
gen, Herr Bundesarbeitsminister? Nach welcher 
Rentenformel werden künftig die Renten berech-
net? Wie weit soll der Krankenversicherungsbeitrag 
der Rentner durch Sie noch angehoben werden? 
Wie will sich der Bund, wie will sich Herr Stolten-
berg — Sie sind aus diesem Rennen schon ausge-
schieden — in Zukunft an den Bundeslasten in der 
Rentenversicherung beteiligen? Welche Haltung 
nimmt die Bundesregierung zur Wertschöpfung 
ein? Was versteht die Bundesregierung unter versi-
cherungsfremden Leistungen? Wie sollen die Kin-
dererziehungszeiten über 1990 hinaus finanziert 
werden? Was hat die Bundesregierung zu dem Gut- 
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achten der Kommission zur Harmonisierung der 
Alterssicherungssysteme zu sagen? 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Da wäre ich 
auch einmal gespannt!) 

Ich kann Ihnen, Herr Bundesarbeitsminister, 
dem Bundeskanzler und den Regierungsfraktionen 
am Schluß meiner Rede versprechen, daß wir nicht 
locker lassen werden. Wir wollen, daß Sie Farbe 
bekennen, und zwar noch in diesem Jahr. Wir wer-
den den Bürgern vor Augen führen, daß Sie in den 
wichtigen Fragen der Sozialpolitik für die nächsten 
Jahre keinerlei Konzeption haben. 

Was haben die Rentner denn von diesem Mini-
ster, von dieser Regierung Kohl zu erwarten? — 

(Günther [CDU/CSU]: Eine ganze Menge!) 

Die heutigen Rentner seit 1983 real sinkende Ren-
ten, nach jeder Erhöhung weniger Kaufkraft der 
Rente. 

(Beifall bei der SPD) 

Was haben die künftigen Rentner zu erwarten? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Einundzwanzig

-

stes Rentenanpassungsgesetz!) 

Ein Weiterwursteln wie bisher, ein Arbeiten von der 
Hand in den Mund. Sie werden die bestehende Un-
sicherheit hinsichtlich der Alterssicherung mit die-
ser Politik noch potenzieren. Sie haben Ihre Chance 
nicht genutzt. 

Politik, Herr Blüm — und das gilt auch für den 
Punkt, den wir vorher diskutiert haben — hat etwas 
mit Wahrhaftigkeit gegenüber den Problemen zu 
tun. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Und Politik hat etwas zu tun mit Verantwortung 
gegenüber den Menschen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das war ein Kernsatz 
von Herrn Heyenn!) 

Beiden Ansprüchen, Herr Bundesarbeitsminister, 
werden Sie auch im Bereich der Rentenpolitik nicht 
gerecht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Adam-Schwaetzer. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Heyenn, wenn man sonst wenig zu kritisieren hat, 
verlegt man sich aufs Polemisieren gegen den 
Herrn Bundesarbeitsminister, der seine Position 
hier natürlich noch darstellen wird. 

(Heyenn [SPD]: Zum Schluß, wenn ihn kei

-

ner mehr kritisieren kann! — Feilcke 
[CDU/CSU]: Wollen Sie ihn denn kritisie

-
ren?) 

— Ich wollte mich gerade wundern. Das, was Sie 
hier vorgetragen haben, ist ja nun nicht neu, son

-

dern das haben Sie schon ein paarmal vorgetragen. 

Insofern ist es völlig wurscht, ob Sie es vor dem 
Bundesarbeitsminister oder nachher vortragen. 

(Beifall bei der FDP) 

Das Rentenanpassungsgesetz 1986 und der Ren-
tenanpassungsbericht 1985 der Bundesregierung 
zeigen, meine Damen und Herren, wie erfolgreich 
die Rentenpolitik der Koalition aus CDU/CSU und 
FDP ist und welche positiven sozialen Auswirkun-
gen die Wirtschaftspolitik dieser Regierung hat. 

Erstens. Die Rentner nehmen voll an der positi-
ven wirtschaftlichen Entwicklung teil. 

Zweitens. Die Finanzierung der Renten ist nach 
aller Voraussicht bis in die 90er Jahre gesichert. 

Drittens. Langfristig ist eine Strukturreform not-
wendig, um der veränderten Bevölkerungspyra-
mide Rechnung zu tragen. 

Die Rentenerhöhung wird nach Abzug des Kran-
kenversicherungsbeitrages vom 1. Juli an 2,34 % be-
tragen. Das ist mehr als in den vergangenen Jah-
ren. Das ist vor allen Dingen mehr, als die Teu-
erungsrate aufzehren wird. Das ist doch der ent-
scheidende Punkt für die Rentner. Der Jahreswirt-
schaftsbericht setzt eine Inflationsrate von 1,7 % für 
1986 an. Möglicherweise wird die Teuerungsrate so-
gar darunter liegen, nämlich bei 1,5 %. Bei einer 
Rentenerhöhung von 2,34 % netto bedeutet das: Je-
der Rentner hat nicht nur mehr Geld, in Mark und 
Pfennig, im Portemonnaie, sondern er kann sich 
auch mehr dafür leisten. 

(Heyenn [SPD]: Gleicht das denn das Mi

-

nus der vergangenen Jahre aus?) 

Und das widerspricht nun wirklich all dem, was 
Sie hier als Schwarzmalerei gegeben haben, Herr 
Heyenn. Da kann man schlicht und ergreifend 
nachrechnen, daß 2,34 % Rentenerhöhung netto 
mehr ist als eine Teuerungsrate von 1,5 oder 1,7 %. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wenn man rech

-

nen kann!) 

Meine Damen und Herren, was nützt denn ei-
gentlich einem Rentner eine Rentenerhöhung von 
4 %, wenn die Teuerungsrate 5 % beträgt? Dann hat 
er zwar vielleicht 12 DM mehr im Portemonnaie, 
aber für das gleiche muß er 15 DM mehr ausge-
ben. 

(Heyenn [SPD]: So war es von 1983 bis 
1985!) 

— Herr Heyenn, Sie sollten Ihr selektives Erinne-
rungsvermögen auch etwas verändern; 

(Heyenn [SPD]: Mit Verlaub: Das ist eine 
Frechheit!) 

denn in den 70er Jahren sind von uns gemeinsam 
notwendigerweise ganz andere Einschnitte ge-
macht worden, als das 1982 und 1983 der Fall war. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Frau Kollegin Adam

-

Schwaetzer, verwirren Sie Herrn Heyenn 
nicht mit Argumenten! Er hat sich bereits 

entschieden!) 

1986 werden die Rentner wie schon 1985 voll an 
der wirtschaftlichen Entwicklung teilnehmen, ob- 
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wohl sie einen zusätzlichen Beitrag zu ihrer Kran-
kenversicherung leisten müssen. Wir haben den 
Krankenversicherungsbeitrag der Rentner schon 
seit langer Zeit als einen systemkonformen und 
vertretbaren Schritt bezeichnet. Er ist systemkon-
form; denn es wird damit eine Situation hergestellt, 
wie sie bereits vor 1972 existiert hat. Die Rentner 
werden — auch das halten wir in diesem Punkt für 
durchaus vertretbar — den aktiven Arbeitnehmern 
in etwa gleichgestellt, die ja auch ihren Beitrag zur 
Krankenversicherung leisten müssen. 
Herr Heyenn, wenn Sie hier zum, ich weiß nicht, 

wievielten Mal beklagen, daß bei der Neuordnung 
der Hinterbliebenenrenten die Anrechnung der 
Kindererziehungszeiten auf die Jahrgänge nach 
1921 begrenzt worden ist, kann ich das wirklich nur, 
auch zum soundsovielten Male, als Krokodilstränen 
bezeichnen; denn das, was Sie 1972 vorgeschlagen 
hatten, war nichts anderes als das, was die Koali-
tion jetzt gemacht hat. 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 
Da können Sie, Frau Fuchs, beklagen, daß das vor 
13 Jahren gewesen sei, nur, an der FDP ist das auch 
damals nicht gescheitert. Sie sollten heute nun 
wirklich nicht darüber klagen, wenn andere das 
durchführen, was Sie vor 13 Jahren auch durchfüh-
ren wollten, aber damals nicht durchführen konn-
ten. Dies ist nun wirklich unredlich und unlauter. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Neuhausen  [FDP]: Genau!) 

Vizepräsident Cronenberg: Sind Sie bereit, eine 
Zwischenfrage zu beantworten, Frau Adam

-

Schwaetzer? 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer (FDP): Aber selbstver-
ständlich, wenn Sie das nicht anrechnen. 

Heyenn (SPD): Würden Sie, Frau Kollegin, zuge-
stehen, daß heute drei Viertel aller Rentenbeziehe-
rinnen Kindererziehungszeiten als Bestandteil in 
ihrer Rente hätten, wenn die Einführung von Kin-
dererziehungszeiten für die Zukunft im Jahre 1972 
nicht an der Fraktion der CDU/CSU gescheitert 
wäre? 

(Feilcke [CDU/CSU]: Ach, hatte die CDU/ 
CSU damals die Mehrheit?) 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Heyenn, 
ich stehe hier überhaupt nicht an, zu sagen, daß es 
schön gewesen wäre, wenn das im Jahre 1972 
durchgesetzt worden wäre. Nur, das bringt für die 
Diskussion, die Sie hier immer wieder anzetteln, 
überhaupt nichts. Sie drücken sich davor, einzuge-
stehen, daß Sie vor 13 Jahren aus finanziellen Er-
wägungen exakt das gleiche machen wollten, was 
Sie uns heute vorwerfen, und das nenne ich unred-
lich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Feilcke [CDU/CSU]: Und damals haben sie 

es nicht gemacht!) 
Was die finanzielle Entwicklung der Rentenver-

sicherung anlangt, meine Damen und Herren, so 
haben wir in den letzten Monaten in der Opposition  

eine Menge Schwarzmalerei erlebt. Sie ist leiser 
geworden. Sie hat in der Öffentlichkeit auch nicht 
den Widerhall gefunden, wie sich die Opposition das 
vielleicht ausgerechnet hatte. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Abwarten!) 

Sie ist vor allen Dingen auf den Kern dessen redu-
ziert worden, was sie darstellt, nämlich eine Verun-
sicherungskampagne der Rentner zu Wahlkampf-
zwecken. Wenn es auch zeitweilig so aussah, als 
würde sich mancher Rentner von den Parolen der 
SPD beeindrucken lassen, so ist inzwischen doch 
klar — die Umfragen weisen das aus —: Das Ver-
trauen der Rentner in die Solidität der Rentenversi-
cherung ist ungebrochen, und es ist gerechtfertigt. 
Die Rentenversicherungsträger bestätigen einhel-
lig, daß die Renten auf der bestehenden Grundlage 
bis in die 90er Jahre gesichert sind. Dazu trägt bei, 
daß die Entwicklung am Arbeitsmarkt im vergange-
nen Jahr — trotz der nach wie vor deprimierenden 
Arbeitslosenzahlen — doch einen Nettogewinn an 
Arbeitsplätzen um ca. 200 000 zu verzeichnen hatte, 
und neue Arbeitsplätze, meine Damen und Herren, 
bedeuten mehr Menschen mit Einkommen, von de-
nen auch Sozialversicherungsbeiträge gezahlt wer-
den. 

Die Entwicklung, die wir 1986 erwarten, deutet 
auf einen weiteren Zuwachs an Arbeitsplätzen hin; 
auch davon profitiert die Rentenversicherung: Die 
Liquidität verbessert sich, die Rentenversicherung 
kann wieder Rücklagen ansammeln, und letztlich 
gewinnt sie damit zusätzliche Stabilität. 

Notwendig für die 90er Jahre wird eine Struktur-
reform, die die demographische Entwicklung be-
rücksichtigt. Die notwendigen Entscheidungen, die 
ihre Bedeutung aber erst für die Zeit nach 1995 
erlangen, müssen frühzeitig getroffen werden, da-
mit sich die Menschen darauf einstellen können. 
Denn wer sich heute auf ein bestimmtes Altersein-
kommen einstellt, muß auch die Gewißheit haben, 
daß er in 10, 15 Jahren in etwa damit rechnen kann. 
Das heißt: Wenn sich durch die demographische 
Entwicklung Veränderungen ergeben, muß man 
sich heute schon auf die Situation in 10 bzw. 15 Jah-
ren einstellen können. 

Hinsichtlich dieser Strukturreformen halten wir 
Liberalen an der beitrags- und leistungsbezogenen 
Rente für die Bevölkerung fest. Die aus der demo-
graphischen Entwicklung entstehenden Belastun-
gen müssen auf alle Schultern verteilt werden: Bei-
tragszahler, Steuerzahler und Rentner müssen ih-
ren Beitrag leisten. Und hier, meine Damen und 
Herren von der SPD, mache ich Ihnen wirklich den 
Vorwurf, daß Sie nach wie vor versuchen, den Rent-
nern Sand in die Augen zu streuen, vor allen Din-
gen aber der jetzt aktiven Generation nicht sagen, 
was nach dem Jahr 2000 wirklich auf sie zukommt. 
Sie trauen sich nicht, den Menschen reinen Wein 
einzuschenken, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Die FDP, rich

-

tig!) 
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sondern Sie beklagen nach wie vor die Veränderun-
gen, die sich heute im Rentenniveau ergeben. 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

— Ach, hätten Sie doch zugehört, Frau Kollegin. Ich 
habe hier ausdrücklich gesagt: Natürlich hält die 
FDP an der beitrags- und leistungsbezogenen Rente 
fest. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wie lange? — 
Heyenn [SPD]: Und der Vorsitzende der 

FDP?) 

— Auch der Vorsitzende der FDP hält an der bei-
trags- und leistungsbezogenen Rente fest. Das wird 
er Ihnen in der nächsten Debatte, in der er hier zu 
diesen Fragen Stellung nimmt, selbstverständlich 
bestätigen. 

(Heyenn [SPD]: Ich glaube, das hat er als 
Außenminister gesagt!) 

Nur Sie, meine Damen und Herren, trauen sich 
nicht zu sagen, daß die Voraussage, die heute noch 
im Rentengesetz drinsteht, nämlich daß durch die 
gesetzliche Rentenversicherung allein eine Lebens-
standardsicherung möglich sei, für die Generation 
der heute 40jährigen nicht machbar wird. Sie 
trauen sich nicht! Sie sind in diesem Punkt nicht 
aufrichtig. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ein lockerer 
Umgang mit der Wahrheit!) 

Für uns kommt — ich sage das immer — auch 
nach dem Jahr 1995 neben einer Neugestaltung des 
Bundeszuschusses auch eine Diskussion über die 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit in Frage. Alles 
das darf nicht tabu sein. Klar ist aber auch: wenn 
einer länger arbeitet, muß sich das in seiner Rente 
bemerkbar machen und umgekehrt. 

Wir wollen im übrigen mit der Strukturreform 
auch heute noch sozialpolitisch unbefriedigende 
Tatbestände angehen. Die Angst vor der Armut im 
Alter halten wir für unerträglich, und sie ist weit 
verbreitet; das müssen wir zugeben. Wir wollen sie 
durch systemkonforme Lösungen überwinden. 

Wenn Sie, Herr Heyenn, den Wertschöpfungsbei-
trag immer wieder in dieser Debatte bringen, dann 
sind Sie uns auch heute wieder die Antwort schul-
dig geblieben, wer bei Ihnen denn nun eigentlich 
recht hat, Herr Dreßler oder Herr Apel. Herr Dreß-
ler sagt, wir brauchen den Wertschöpfungsbeitrag 
neben dem jetzt bestehenden Beitragssystem, weil 
er erkannt hat, daß der Wertschöpfungsbeitrag an 
sich weniger Geld in die Kassen bringt als das 
heute bestehende Beitragssystem. Herr Apel dage-
gen sagt, das ginge auf gar keinen Fall; denn eine 
doppelte Belastung der Beitragszahler käme nicht 
in Frage. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kluger Mann, 
der Herr Apel!) 

Hier gibt es nach wie vor innerhalb der SPD unge-
löste Probleme, und kein Mensch weiß, wer sich da 
eigentlich durchsetzen wird. 

Eine solide Wirtschaftspolitik, meine Damen und 
Herren, ist die wichtigste Voraussetzung dafür, daß 
die Perspektiven für eine angemessene und finan-

zierbare Alterssicherung darstellbar und solide 
bleiben. Wir wollen sie auf solidarischer Grundlage 
machen, ergänzt durch individuelle Vorsorge, und 
wir sind sicher, daß wir mit diesem Konzept viel 
Zustimmung finden werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von den GRÜNEN: Von uns nicht!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Müller (Bremen). 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Frau Adam-Schwaetzer, 
das glaube ich Ihnen gern, daß Herr Bangemann an 
seiner beitragsbezogenen Rente festhalten will. 
Das kann ich mir gut vorstellen. Die ist j a auch 
wesentlich höher. Die wird auch wesentlich höher 
sein als die durchschnittlichen Renten, die in die-
sem Lande bezahlt werden. 

Die heute von der Bundesregierung vorgeschla-
gene Rentenanpassung ist allerdings eine Beleidi-
gung für die Rentner oder, wie mein Freund und 
Kollege Schily gerade sagt, ein Alltagsereignis hier 
in Bonn, das heißt ein Skandal. 

(Günther [CDU/CSU]: Donnerwetter! — Dr. 
Langner [CDU/CSU]: Sehr witzig!) 

Die Rentenerhöhung zum 1. Juli 1986 wird, geht es 
nach der Bundesregierung, gerade 1,9% für das 
Jahr 1986 betragen. Ich rechne Ihnen das gern vor. 
Die im Rentenanpassungsgesetz behaupteten 2,3 % 
reduzieren sich nämlich, da noch bis zum 1. Juli die-
ses Jahres die Rentenerhöhung des Vorjahres von 
1,5% weiterläuft. Hinter dieser nüchternen Zahl von 
1,9% effektive Rentenerhöhung verbergen sich tief-
greifende Zusammenhänge. 

(Günther [CDU/CSU]: Das ist aber ein 
ziemliches Durcheinander!) 

— Daß diese Zahlen für Sie ein Durcheinander sind, 
beweist nur eines: daß Sie sich über diese lächerli-
chen 1,9%, die die Rentner zusätzlich bekommen, 
noch nicht ein einziges Mal wirklich Gedanken ge-
macht haben. Sonst wüßten Sie, was eigentlich 1,9% 
auf eine Rente von 750 Mark pro Monat bedeuten, 
nämlich sehr, sehr wenig. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Auf Kosten der sozial Schwachen hat diese Bun-
desregierung immer wieder den Bundeshaushalt 
entlastet, hat dies als Sanierung des Bundeshaus-
halts verkauft und hat sich also auf Kosten von 
Armen und Schwachen saniert. Dies immer noch 
als Erfolg darzustellen, ist nichts anderes als Nebel-
werfen, Nebelwerfen in die Richtung, wo Leute 
wirklich Geld brauchen könnten. Wir sollten uns 
erinnern: 1983 wurde die Rentenanpassung willkür-
lich vom 1. Januar auf den 1. Juli verschoben, und 
seitdem werden die Rentnerinnen und Rentner mit 
einem Betrag zur Krankenversicherung belastet, 
1983 nur mit 1%, dann seit 1. Juli 1984 mit 3 %, seit 
dem vergangenen Jahr mit 4,5%. Mit dem heute vor-
liegenden Gesetzentwurf sollen die Rentner mit 
weiteren 0,7% insgesamt also mit 5,2% ihrer Rente 
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zur Kasse gebeten werden. Hier wird also den Rent-
nern noch zusätzlich etwas für die Krankenversi-
cherung genommen. 

Gleichzeitig fielen allerdings die Nettoanpassun-
gen der Renten höchst dürftig aus: Im vergangenen 
Jahr waren es effektiv 1,5 %, dann knapp 1 %, in die-
sem Jahr werden es nur 1,9% sein. 

Nun verweisen Sie, Herr Blüm, gerne darauf, daß 
die Steigerung der Lebenshaltungskosten in den 
letzten Jahren einigermaßen gering gehalten wer-
den konnte. Das ist natürlich nicht Ihre Leistung, 
aber es ist der Fall. Zuletzt waren es 2 % im Jahre 
1985. Doch wird dabei regelmäßig verschwiegen, 
daß sich die Realeinkommen der verschiedenen So-
zialgruppen in diesem Lande sehr unterschiedlich 
entwickelt haben. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Wie war das 
mit den Diäten?) 

Kaum bekannt ist beispielsweise, daß die realen 
Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit nach dem 
AFG für Erwerbslose zwischen 1981 und 1983 um 
12 % zurückgegangen waren, die Realeinkommen 
der Arbeitnehmer um 3 % und die Einkommen der 
Rentner und anderer nicht erwerbstätiger Haus-
halte um immerhin 4% gesunken sind. 

In demselben Zeitraum, meine Damen und Her-
ren von der CDU, sind aber die Einkommen der 
selbständigen Haushalte immerhin um 3% gestie-
gen. Es macht einen erheblichen Unterschied in die-
ser Welt aus, ob man selbständig oder ob man Rent-
ner ist. Auf diesen Unterschied gilt es in dieser 
Debatte zu verweisen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Wie war das 
denn bei uns Abgeordneten?) 

Sie machen sehr deutlich, auf wessen Seite Ihr 
Herz schlägt: Wer heute über Einkommen aus Un-
ternehmenstätigkeit oder Vermögen verfügt, des-
sen Einkommen werden durch diese Regierung per-
manent verbessert. Auch dazu einige Daten: So stie-
gen beispielsweise die Bruttoeinkommen aus Un-
ternehmertätigkeit und Vermögen in den vergange-
nen Jahren — also von 1983 bis heute — um 12,5%. 
Im kommenden Jahr erwartet die Bundesregierung 
in diesem Bereich einen Zuwachs von 6 bis 7 %. 

Demgegenüber nehmen sich die heute zu behan-
delnden 1,9% Rentenerhöhung wahrlich dürftig aus. 
Das haben Sie natürlich gut gemacht. Sie haben das 
gut hingekriegt: Heute morgen die große Debatte, 
viel Aufmerksamkeit, und hinterhergeschoben eine 
sehr sehr dürftige Rentenanpassung, über die kei-
ner reden wird. Die Rentner aber werden das in der 
Kasse zu spüren haben. Sie werden spüren, in wel-
cher Art und Weise Sie den Armen nichts Zusätzli-
ches mehr geben und wie dies auch noch durch die 
Inflation aufgefressen wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Quatsch!) 

Die lächerliche Rentenerhöhung, die Sie heute 
vorgeschlagen haben, bekommt weitere Brisanz 
durch das, was Sie ebenfalls nicht hören mögen,  

meine Damen und Herren von der CDU, nämlich 
durch das Problem der Altersarmut. 

(Bohl [CDU/CSU]: Legen Sie doch einmal 
eine andere Platte auf! 

Wir wissen: Von vier Millionen Rentnern mußten 
sich 1982 rund 1,2 Millionen mit einem Altengeld 
von unter 1 000 DM im Monat begnügen. Versuchen 
Sie einmal, mit 1 000 DM im Monat auszukommen. 

Von allen Problemen ist das größte Problem die 
Altersarmut bei Frauen. Jede zweite Witwe — also 
insgesamt 1,9 Millionen Frauen — erhielt 1982 we-
niger als 750 DM Rente. Mehr als 600 000 alte 
Frauen — also jede sechste Rentnerin — mußte von 
einem Gesamtnettoeinkommen von unter 800 DM 
im Monat leben. Diese Daten zeigen: Altersarmut 
ist kein Problem unbedeutender Minderheiten; Al-
tersarmut nimmt zu. Die Art der Rentenanpas-
sungspolitik, wie Sie sie betreiben, verschärft das 
Problem der Altersarmut. 
Gleichzeitig — daran möchte ich Sie gerne erin-

nern — waren Sie bereit, für die Frühpensionie-
rung von 1500 Offizieren, wie Sie es genannt haben, 
insgesamt 1,2 Milliarden DM auszugeben, und, so-
weit wir informiert worden sind, reichen diese 1,2 
Milliarden DM noch nicht einmal. Dafür hatten Sie 
genügend Geld. Für die Renten der kleinen Leute 
haben Sie es nicht. 

Gleichzeitig wissen wir, daß immerhin fast 80 % 
aller Beamtenpensionen — das könnte man ja ein-
mal zum Maßstab nehmen — oberhalb von 2 000 
DM angesiedelt sind. 

Ich möchte zum Schluß kommen. Das wichtigste 
Problem, das wir zu debattieren haben, ist das Pro-
blem der Altersarmut. Es ist an der Zeit, ganz dra-
stische Erhöhungen im Bereich der unteren Renten 
vorzunehmen und dafür Sorge zu tragen, daß es in 
Deutschland nicht Menschen gibt, die mit einem 
Einkommen auszukommen haben, das unterhalb 
von 1 000 DM liegt. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Blüm , Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Verehrter Herr Kollege Heyenn, ich kann Sie 
beruhigen: Mein Selbstvertrauen ist ungebrochen. 
Daß ich jetzt ans Rednerpult gehe, beruht auf der 
Rücksicht darauf, daß ich heute morgen die Debatte 
eingeleitet habe. Ich dachte, das sei ein Zeichen 
recht verstandener Kollegialität. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Das ist nicht in Ord

-

nung, daß Sie jetzt das letzte Wort haben!) 

— Bitte, ich habe nichts dagegen einzuwenden, 
wenn Sie auf das antworten, was ich jetzt sage. 

Lassen Sie mich zur Sache selber kommen. Ich 
habe drei Nachrichten, die nichts mit einer Optimis-
muskampagne zu tun haben, sondern mit einer 
Realismusinformation. Erstens: Die Renten steigen. 
Zweitens: Die Preise sind stabiler als je zuvor. Drit- 
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tens: Die Rücklagen in der Rentenkasse füllen sich 
wieder. Das sind drei gute Nachrichten für die 
Rentner. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich finde, das Wichtig-
ste in der Rentenpolitik — ich bin mir sicher, daß 
viele Rentner genauso denken — sind sichere Ren-
ten. Der Maßstab dafür sind nicht zuletzt die Rück-
lagen. Nach Jahren der Abwärtsbewegung — da 
waren Sie j a unnachahmlich — füllen sich die 
Rücklagen jetzt wieder. 

Wie ich schon sagte: Die zweite wichtige Nach-
richt für die Rentner sind die stabilen Preise. Ver-
ehrter Herr Kollege Müller, nicht nur die Rentener-
höhung spielt eine Rolle, sondern auch die Preissta-
bilität. 

(Zuruf des Abg. Dr. Müller [Bremen] 
[GRÜNE]) 

— Ich will ein Beispiel nennen. Bei einer Rentener-
höhung um 4 % könnte man in Gefahr sein zu sa-
gen: hervorragend, viel mehr als jetzt. 1981 betrug 
die Preissteigerungsrate aber 6,1 %. Das waren 2 % 
mehr als die Rentenerhöhung. 1980 betrug die Ren-
tenerhöhung 4 %, aber die Preissteigerungsrate lag 
bei 5,4 %. Jetzt liegt die Preissteigerungsrate unter 
der Rentenerhöhung. 

Meine Damen und Herren, die realen Einkom-
men der Rentner haben sich besser entwickelt als 
die der Arbeitnehmer. Zur Rentensteigerung 
möchte ich auch noch folgenden Hinweis geben: 
Keine Lohnerhöhung geht an den Rentnern vorbei. 
Der Rentensteigerungssatz ist das Ergebnis der 
Lohnerhöhungen des Vorjahres. Kein Rentner 
braucht sich also zu sorgen, er würde abgehängt. Er 
folgt der Lohnerhöhung mit einem einjährigen Ab-
stand. 

3,1 % betrugen die Lohnerhöhungen im Durch-
schnitt. Die Rentner bezahlen 0,7 % Krankenversi-
cherungsbeitrag. Das ist auch ein Solidaritätsbei-
trag der älteren Generation für die Jungen, damit 
die Beitragslast der Jungen nicht über jenes Maß 
steigt, das zumutbar ist. 

Ich will auch darauf hinweisen, daß die Lohnstei-
gerung um 3,1 % eine Bruttosteigerung ist. Auch die 
Arbeitnehmer leben nicht von der Bruttosteigerung 
um 3,1 %, sondern von dem, was nach Abzug von 
Steuern, Arbeitslosenversicherung, Rentenversi-
cherung und Krankenversicherung übrig bleibt. Bei 
den Rentnern ziehen wir die Krankenversicherung 
ab. Insofern stehen sich die Rentner netto gesehen 
nicht schlechter als die Arbeitnehmer, auch wenn 
die Rentenerhöhung nur 2,34 % ausmacht. 

(Günther [CDU/CSU]: Das ist richtig!) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß wir 
das Thema außerhalb der Zahlen darstellen sollten. 
Deshalb komme ich noch einmal auf die Preisstabi-
lität zurück. Wissen Sie, was es bedeutet, wenn die 
Preise nicht so steigen, wie wir es gewohnt waren? 
3 % weniger Preissteigerung bedeuten einen Kauf-
kraftgewinn von 6 Milliarden DM für die Rentner. 
Das ist immer noch Zahlenspielerei. Außerhalb der 
Zahlenspielerei gesagt: Das sind durchschnittlich  

zwei Monatsmieten. Stellen Sie sich einmal vor, die 
Bundesregierung hätte beschlossen: Wir zahlen den 
Rentnern zwei Monatsmieten im Jahre 1986. Wie 
groß wäre dann die Zustimmung! 

Nur: Was wir politisch erreicht haben, ist bei 
Licht betrachtet das gleiche. Das geht leider etwas 
leise vor sich — deshalb muß ich etwas lauter dar-
über reden —, weil die Politik der Preisstabilität 
eine soziale Verteilungspolitik ohne große Worte ist. 
Aber wir betreiben eine Sozialpolitik des Realis-
mus, nicht eine Sozialpolitik der großen Worte. Wir 
haben die Rente konsolidieren müssen. 60 Milliar-
den Mark sind mehr in der Rentenkasse, als es 
ohne unsere Maßnahmen der Fall wäre. Dabei sind 
alle beteiligt worden — die Beitragszahler durch 
geringe Beitragserhöhungen, die Rentner durch Op-
fer und der Bund. Meine Damen und Herren, wir 
sind die Bundesregierung, die zum erstenmal den 
Bundeszuschuß erhöht hat, höher als es der gesetz-
lichen Pflicht entsprach. Sie waren immer ein ab-
schreckendes Beispiel für Bundeszuschußkürzun-
gen. Wir sind die erste Bundesregierung, die den 
Bundeszuschuß erhöht hat. Ich glaube, wir können, 
auch wenn die Legislaturperiode noch nicht zu 
Ende ist, auch in der Rentenpolitik auf ein gutes 
Tagwerk zurückblicken. 

Die Hinterbliebenenrentenreform, für die Sie sie-
ben Jahre Zeit hatten, haben wir in zwei Jahren 
durchgeführt, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

und zwar eine Hinterbliebenenrentenreform — ich 
muß es immer wiederholen — mit Zustimmung der 
Gewerkschaften, mit Zustimmung vieler Sozialver-
bände, mit Zustimmung des Deutschen Frauenra-
tes. Sie hatten die Zustimmung des Bundesverban-
des der deutschen Arbeitgeberverbände, was auch 
nichts Ehrenrühriges ist, was nur etwas das 
Schema verdirbt, Sie seien die Partei der Arbeit-
nehmer, und wir seien die Kapitalistenpartei. In 
Märchenbüchern für politische Kleinkinder mag 
das stimmen, in der Wirklichkeit hat sich auch an 
diesem Punkt gezeigt, daß das nicht stimmt. 

Kindererziehungszeiten — Sie hätten es machen 
können! Suchen Sie jetzt nicht Mehrheitsverhält-
nisse und Ausreden. Selbst wenn Sie das gemacht 
hätten, was Sie vorhatten — in Planankündigungen 
waren Sie immer groß —, hätten es gar nicht alle 
Frauen bekommen, sondern nur diejenigen, die ren-
tenversichert waren. Sie haben Ihr Babyjahr nicht 
rentenbegründend, sondern nur rentensteigernd 
und — jetzt für die Fachleute — als Ausfallzeit 
gewollt. Das bedeutet: große Rente — großes Baby; 
kleine Rente — kleines Baby. Je nach Rentenhöhe 
war Ihr Babyjahr konstruiert zwischen 2,50 DM 
und 50 DM. Für mich ist Kind gleich Kind, und des-
halb sind bei uns die Kindererziehungsjahre für 
alle gleich, und sie wirken nicht nur rentenstei-
gernd, sondern auch rentenbegründend. 

Und was wir auch weitererzählen sollten, weil es 
vielen und gerade Frauen Vorteile bringt, wir haben 
die Mindestbeitragszeiten gesenkt. Früher waren 
15 Jahre nötig, um überhaupt einen Anspruch auf 
Rente zu erhalten. Viele Frauen sind nicht über 
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diese Hürde gekommen. Indem wir diese Zeit auf 
fünf Jahre gesenkt haben, haben wir vielen Frauen 
zum erstenmal überhaupt einen Anspruch auf Al-
tersrente verschafft, oder einen Anspruch, ihre In-
validitätsrente, ihre Berufsunfähigkeitsrente in 
eine ordentliche Altersrente umzuwandeln, was 
eine Rentensteigerung von im Monat durchschnitt-
lich 80 DM ausmacht. Das ist alles kein Renten-
chinesisch.  

Vizepräsident Cronenberg: Herr Bundesminister, 
der Abgeordnete Heyenn möchte gern eine Zwi-
schenfrage stellen. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Bitte schön. 

Heyenn (SPD): Herr Bundesminister, würden Sie 
zugeben, daß die Hunderttausende oder gar Millio-
nen von Frauen, denen Sie jetzt gnädigerweise mit 
einer Wartezeit von fünf Jahren mit dem 65. Le-
bensjahr ein Altersruhegeld zugestehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was heißt: „gnä

-

digerweise?") 

zu mehr als 70 % nach dem Recht, das Sie beseitigt 
haben, bereits weit vor dem 65. Lebensjahr einen 
Anspruch auf Rente wegen Berufs- oder Erwerbs-
unfähigkeit gehabt hätten? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Heyenn, ich darf Ihnen gleich etwas 
in Zahlen darauf antworten und aus dem Gedächt-
nis sagen: Es sind in einem Jahr ungefähr 100 000 
Frauen, die einen Anspruch erworben haben. Da-
von bekommen diejenigen, die eine normale Alters-
rente bekommen, die sie vorher nicht hatten, 
224 DM. Sie können sagen, das ist sehr wenig. Das 
sind 224 DM mehr, als sie bei Ihnen bekommen hät-
ten, bei Ihnen hätten sie nämlich überhaupt nichts 
bekommen. Die hätten überhaupt keine Altersrente 
bekommen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sie haben die 
Frage nicht beantwortet!) 

Die zweite Frage betrifft die Berufsunfähigkeits-
rente. Dort hat sich die Rente um 80 DM im Durch-
schnitt erhöht. Ich halte das beides für die Frauen, 
für die Rentner, für gute Nachrichten. 

Was die Neuordnung der Beruf sunfähigkeits-
rente anbelangt, so denke ich, es liegt im Sinne 
unseres Rentensystems, daß man Berufsunfähig-
keitsrente nur erhalten kann, wenn man berufstätig 
ist. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Ist eine Haus

-

frau nicht berufstätig?) 

— Im Sinne der Rentenversicherung war eine 
Hausfrau nicht pflichtversichert. Das war bei Ihnen 
nicht so und ist bei uns nicht so. Aber wir verschaf-
fen dieser Hausfrau beispielsweise durch Kinderer-
ziehungszeiten überhaupt erst einen Anspruch, in 
die Rentenversicherung reinzukommen. Wir könn-
ten heute nachmittag eine ausführliche Rentende-
batte führen. — Bitte schön. 

Vizepräsident Cronenberg: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Heyenn? 

Heyenn (SPD): Herr Kollege Blüm, ich möchte Sie 
nur fragen, ob Sie bereit sind, nach Schluß dieser 
Debatte oder heute abend einmal darüber nachzu-
denken, daß Sie sich nicht selbst vergegenwärtigen 
können, daß sie wieder einmal, wie so oft, an der 
Frage total vorbeigeredet haben. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ich habe Ihnen die Zahlen genannt, die 
für das Thema „Senkung der Mindestbeitragszei-
ten" wichtig sind, und habe erläutert, wie sich im 
Durchschnitt die Renten dadurch erhöhen. Ich fin-
de, die Frage ist sowohl für die Zuhörer als auch für 
Sie sehr wichtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber überlassen Sie es den Zuhörern, ob sie meine 
Antwort als befriedigend empfinden. Ich muß ja 
nicht unbedingt Sie befriedigen; 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Dieses ist Ihnen 
unmöglich!) 

ich weiß, daß Sie nicht die CDU wählen. 

Nun, meine Damen und Herren, will ich doch 
noch ein paar Worte zu den Kindererziehungszeiten 
sagen. Es schmerzt mich wie Sie, daß wir nicht die 
Vergangenheit einholen können. Aber nach alter 
sozialpolitischer Erfahrung haben die Sozialpoliti-
ker nie die Wahl „Alles oder Nichts" akzeptiert, son-
dern gesagt: Laßt uns den Schritt machen, der 
heute möglich ist. Und es war der Schritt, zum 
erstenmal in der Geschichte der Rentenversiche-
rung Kindererziehungszeiten einzuführen. 

Ich möchte meinen Beitrag schließen. Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren, lassen Sie uns das 
Thema der Alten nicht nur auf die Renten be-
schränken. Denken wir daran, daß die alte Genera-
tion nicht nur Anspruch auf sichere Rente hat, son-
dern auch darauf, in unserer Gesellschaft aufgeho-
ben zu sein, eingebunden zu sein in die Solidarität 
der Generationen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Da mir weitere Wort-
meldungen nicht vorliegen, kann ich die Ausspra-
che schließen. 
Es wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf der 

Bundesregierung auf Drucksache 10/4990 zu über-
weisen, und zwar zur federführenden Beratung an 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, zur 
Mitberatung an den Ausschuß für Wirtschaft sowie 
zur Mitberatung und Beratung gemäß § 96 unserer 
Geschäftsordnung an den Haushaltsausschuß. An-
dere Vorschläge werden offensichtlich nicht ge-
macht; dann ist dies so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich kann nunmehr 
den Tagesordnungspunkt 3 sowie die Zusatztages-
ordnungspunkte aufrufen: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurfs 
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eines Gesetzes zur Änderung wirtschafts- 
und verbraucherrechtlicher Vorschriften 
— Drucksache 10/4741 — 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Roth, Rapp (Göppingen), Ranker, Ooster-
getelo, Stiegler, Dr. Schwenk (Stade), Bach-
maier, Curdt, Fischer (Homburg), Huonker, 
Meininghaus, Müller (Schweinfurt), Pfuhl, 
Reschke, Stahl (Kempen), Vosen, Frau Weyel, 
Wolfram (Recklinghausen), Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD 
Wettbewerb und Verbraucherschutz im Ein-
zelhandel 
— Drucksache 10/5002 — 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Ladenschluß im Einzelhandel 
— Drucksache 10/5003 — 

Nach einer interfraktionellen Absprache ist ein 
Beitrag von je zehn Minuten für jede Fraktion vor-
gesehen. 

Das Wort zur Berichterstattung wird nicht ge-
wünscht. So kann ich die allgemeine Aussprache 
eröffnen. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Sauter (Ichen-
hausen). 

Sauter (Ichenhausen) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Schwerpunkt des von uns eingebrachten Gesetzent-
wurfes liegt fraglos in der längst überfälligen No-
vellierung des Gesetzes gegen den unlauteren Wett-
bewerb. 

Seit der letzten UWG-Novelle im Juni 1969 wur-
den sieben Anläufe zu einer weiteren Anpassung 
unternommen. Nicht weniger als fünf Gesetzent-
würfe sind in der Zeit von 1974 bis 1982 durch die 
von der SPD-geführten Regierungen beerdigt wor-
den. 

Aus all dem wird ersichtlich, daß wertvolle Zeit 
vertan worden ist, daß in diesem wichtigen Bereich 
längst etwas hätte geschehen müssen und daß lei-
der Unfähigkeit, mangelnde Kompromißfähigkeit 
und die altbekannte Tatsache, daß bei der SPD mei-
stens großen Worten keine Taten folgen, dafür aus-
schlaggebend waren, daß nichts — leider nichts — 
geschehen ist. 

Primäres Anliegen des UWG und damit auch ei-
ner UWG-Novelle ist der Schutz der Institution 
Wettbewerb, namentlich der Schutz des lauteren 
und leistungsgerechten Wettbewerbs; dies auch un-
ter dem Gesichtspunkt des Verbraucherschutzes, 
denn nur ein guter Wettbewerbsschutz kann dazu 
beitragen, daß ein sinnvoller Verbraucherschutz 
herrscht. 

Der Schutz des Leistungswettbewerbs dient vor 
allem aber auch der Erhaltung mittelständisch ge-
prägter Marktstrukturen und damit einer breiten 
Angebotsvielfalt. Daß diesem Aspekt ein entschei-
dendes Gewicht zukommt, wird gerade in einer Zeit 
deutlich, in der ein fortschreitender Konzentra-
tionsprozeß und ein ausufernder Verdrängungs-

wettbewerb für den mittelständischen Handel exi-
stenzbedrohend werden. 

Ich weiß, daß wir die angesprochenen Probleme 
nicht allein mit einer Novellierung des UWG wer-
den lösen können. Wir haben uns in der letzten 
Woche über mögliche Änderungen des GWB unter-
halten. Sie wissen, daß die Position der Union ist, 
dies in der nächsten Legislaturperiode anzugehen. 

Das UWG deckt nur einen Teil des Komplexes 
Leistungswettbewerb ab, nämlich denjenigen mit 
typischem Unlauterkeitsbezug. Aber es ist wichtig, 
daß wir hier mit der Verbesserung der wettbe-
werbsrechtlichen Rahmenbedingungen beginnen 
und in einem Bereich ansetzen, der vorwiegend den 
kleinen und mittleren Betrieben zugute kommt. 

Der vorliegende Gesetzentwurf tut dies, indem er 
seinen Schwerpunkt im Gegensatz zu den Vorschlä-
gen der SPD auf den Schutz des Wettbewerbs legt. 
Ich räume ein, daß nicht alles geworden ist, wie es 
sich insbesondere die CSU gewünscht hat. In jedem 
Fall aber enthält dieser Entwurf wesentlich mehr 
als sämtliche früheren Gesetzesvorschläge der 
SPD. Er kann daher nur begrüßt werden. Nicht 
ganz klar bin ich mir über die von der SPD jetzt 
noch flugs nachgereichten Anträge bzw. Gesetzes-
initiativen, die, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, in 
sich nicht schlüssig sind und sich eigentlich nicht 
mit dem vereinbaren lassen, was in Schwerpunkt-
bereichen von Ihnen bisher vertreten worden ist. 

Im materiellen Teil des Gesetzentwurfes werden 
vor allem unlautere Praktiken aufgegriffen, die sich 
in der Praxis als besonders verbreitet und wettbe-
werbsschädlich herausgestellt haben. Ich darf hier 
zunächst das Verbot der blickfangmäßigen Preisge-
genüberstellung anführen. Das ist ein Unfug, der 
insbesondere deshalb abgeschafft werden muß, weil 
meistens nicht nachgeprüft werden kann, ob der 
Preis, dem ein anderer gegenübergestellt wird, vor-
her überhaupt verlangt worden ist. 

Ich darf des weiteren das Verbot der Werbung 
mit Mengenbegrenzungen, die typischen Lockvo-
gelcharakter hat, erwähnen. Auch damit, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, soll dem Ver-
braucher ein besonders günstiges, aus dem Rah-
men fallendes Angebot vorgegaukelt werden, um 
ihn ohne weitere Prüfung ins Geschäft zu locken in 
der Hoffnung, daß er seinen Bedarf auch mit ande-
ren, teureren Waren deckt, so daß im Zuge der 
Mischkalkulation wieder alles stimmt. 

Wir hätten es lieber gesehen, wenn nicht nur ein 
Werbeverbot ausgesprochen worden wäre, sondern 
wenn generell die mengenmäßige Beschränkung 
bei Lockvogelangeboten hätte untersagt werden 
können. Wir hätten darin keinen möglichen Kontra-
hierungszwang gesehen, wir sind aber der Mei-
nung, daß man mit dem, was im Gesetz jetzt vorge-
schlagen worden ist, ebenfalls leben kann. 

Die entscheidensten Änderungen sind zweifels-
ohne im Sonderveranstaltungsrecht vorgeschlagen 
worden. In diesem Bereich haben wir in den letzen 
Jahren die eklatantesten Mißbräuche feststellen 
müssen, die vor allem den kleinen Betrieben 
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schwer zu schaffen gemacht haben. Auch die Voll-
zugsbehörden und die Kammern hatten hier in der 
letzten Zeit ihre liebe Not. Ich bin davon überzeugt, 
daß sie unzählige Male — allerdings unbemerkt — 
getäuscht worden sind. 

Den Sonderveranstaltungsrummel schränkt un-
ser Entwurf drastisch ein. Vor allem das bisher viel 
zu weit gefaßte und daher besonders mißbrauchs-
anfällige Aus- und Räumungsverkaufsrecht ist auf 
diejenigen Fälle zurechtgestutzt worden, in denen 
diese enorme Beeinträchtigung der Mitbewerber 
wirklich vertretbar erscheint. 

Eines, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wird es in Zukunft weiter geben, nämlich den Win-
ter- und den Sommerschlußverkauf für die Bran-
chen Textilien, Bekleidung, Schuhwaren, Lederwa-
ren und Sportartikel. Ein anderes wird es nicht 
mehr geben, nämlich den Ausverkauf wegen angeb-
lichen Umbaus, auch dann, wenn nur eine Papp-
wand versetzt wird oder Regale verstellt werden. 
Dem werden wir in Zukunft Einhalt gebieten. Das 
wird in Zukunft nicht mehr möglich sein. 

Räumungsverkäufe wegen Geschäftsaufgabe 
sind nur noch dann möglich, wenn der gesamte Ge-
schäftsbetrieb und nicht nur eine Filiale oder ein 
Teil des Geschäftsbetriebs aufgegeben wird. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Eine gute Re

-

gelung!) 

Wir haben auch Sperren gegen die professionel-
len Ausverkaufshändler eingeführt. Wir werden 
auch dafür sorgen, daß die Verfahrensregelungen 
entbürokratisiert werden und dem sonst für das 
UWG geltenden zivilrechtlichen Sanktionssystem 
angepaßt werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
von der Union kämpfen noch um eine Regelung zur 
Beweislastumkehr, die der Rechtsprechung ent-
spricht. Es gibt hier unter den Koalitionsparteien 
Absichtserklärungen, die es aus meiner Sicht mög-
lich erscheinen lassen, daß dies auch in das Gesetz 
noch Eingang finden wird. 

Der Verbraucherschutz ist nicht zuletzt dadurch 
berücksichtigt, daß in Zukunft bei unwahrer Wer-
bung ein Rücktrittsrecht eingeräumt wird. Das ist 
aus meiner Sicht überhaupt das Sinnvollste und 
Praktikabelste. Ein Schadensersatzanspruch wegen 
Beträgen zwischen 3 und 5 DM, wie es meistens der 
Fall wäre, würde nach unserer Überzeugung so-
wieso nicht greifen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
wissen, daß wir auch hinsichtlich der unseriösen 
Abmahn- und Gebührenvereine eine Regelung ge-
troffen haben. Hier sind wir uns seit Jahren einig: 
Es gibt künftig bei der ersten Abmahnung keine 
Kostenerstattung mehr. Das gilt auch für diejeni-
gen, die ihre Tätigkeit jetzt mit Rechtsanwaltskanz-
leien betreiben. Auch dort werden die Gebühren bei 
der ersten Abmahnung in Zukunft nicht mehr er-
setzt werden. 

Der eingebrachte Gesetzentwurf bringt neben 
den Änderungsvorstellungen zum UWG auch an-
dere bedeutsame Änderungen des geltenden 

Rechts. Als wesentliche Verbesserung, nicht nur für 
den Verbraucher, sehen wir den neuen § 609 a BGB 
an. Der bisherige § 247 BGB, den die neue Vor-
schrift ablösen soll, ist nach unserer Überzeugung 
nicht mehr zeitgemäß. Der in der alten Bestimmung 
enthaltene Grenzzinssatz von 6 % paßt nicht mehr 
zu den völlig veränderten Zinsstrukturen am Kapi-
talmarkt. Außerdem ist die Kündigungsmöglichkeit 
nach § 247 BGB durch die Rechtsprechung derma-
ßen eingeschränkt worden, daß die Vorschrift kein 
wirksames Instrument zum Schutz des Verbrau-
chers mehr ist. Die veraltete Bestimmung wird des-
halb durch eine Regelung ersetzt, die bei variabel 
verzinslichen Krediten eine jederzeitige Kündi-
gungsmöglichkeit vorsieht und bei festverzinsli-
chen Krediten dem Verbraucher eine Kündigung 
nach sechs Monaten ermöglicht. Im übrigen besteht 
bei festverzinslichen Krediten eine Kündigungs-
möglichkeit bei Auslaufen der beiderseitigen Zins-
bindung und auf jeden Fall nach zehn Jahren. 
Durch diese Regelung sind nach unserer Überzeu-
gung die Belange des Verbrauchers ebenso wie die 
des Kreditgewerbes in gleicher Weise angemessen 
gewahrt. 

(Zuruf des Abg. Conradi [SPD]) 

— Herr Kollege, es freut mich, daß Sie mal da 
sind. 

Abschließend darf ich noch darauf hinweisen, daß 
es auch zu einer geringfügigen Änderung des La-
denschlußgesetzes kommen wird, die in wenigen 
Fällen eine Verlängerung der Ladenöffnungszeiten 
bis 22 Uhr ermöglicht. Die letzte Entscheidung tref-
fen hierbei im übrigen die Landesbehörden; der 
Bund schafft lediglich die Möglichkeiten. 

Alles in allem wird der Gesetzentwurf von uns 
begrüßt. Es kann durchaus sein, daß in den Aus-
schußberatungen und nach der Anhörung noch ei-
niges verfeinert wird; unabhängig davon haben wir 
den festen Willen, dieses Gesetz in etwa so zu ver-
abschieden, wie wir es heute eingebracht haben. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Schwenk. 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Sauter, der soeben vor mir gesprochen hat, hat erst 
mal einen Pappkameraden aufgebaut, als er gesagt 
hat, die SPD habe eine ganze Anzahl Anläufe ge-
macht, um den unlauteren Wettbewerb besser zu 
bekämpfen, habe aber nichts fertiggebracht. Dabei 
weiß er ganz genau — wir haben uns hier schon 
einige Male gegenübergestanden — , daß die Libera-
len in der sozialliberalen Zeit geblockt haben und 
zahlreiche Anläufe deswegen eben nicht weiterge-
führt haben. 

(Beifall bei der SPD) 
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Sie werden sich auch daran erinnern, daß wir am 
16. Juni 1983, also vor zweieinhalb Jahren, die erste 
Lesung unseres Entwurfs hatten, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr richtig!) 

der wesentlich weiter als das geht, was Sie jetzt vor-
gelegt haben. Dann ist das versackt, weil Sie auch 
nicht konnten. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun will ich Ihnen sagen, warum Sie jetzt kön-
nen: Sie haben den Handel abgeschlossen: Aufwei-
chung des Ladenschlußgesetzes gegen einige Be-
stimmungen zur Bekämpfung des unlauteren Wett-
bewerbs. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Kuhhandel!) 

Vizepräsident Cronenberg: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Sauter? 

Dr. Schenk (Stade) (SPD): Ja, gerne. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte schön. 

Sauter (Ichenhausen) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Schwenk, sind Sie mit mir der Ansicht, daß es auch 
aus diesem Grunde sinnvoll war, daß es einen 
Wechsel in der Koalition gegeben hat? 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Diese Begründung 
reicht weiß Gott nicht aus, Herr Sauter! 

(Zustimmung bei der SPD) 

Sie haben jetzt einen Handel abgeschlossen: Auf-
weichung des Ladenschlußgesetzes gegen einige 
Vorschriften zur Verbesserung des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Ein mie

-

ser Kuhhandel!) 

Wir wissen, daß es erklärtes Ziel des FDP-Wirt-
schaftsministers Bangemann ist, das Ladenschluß-
gesetz peu à peu weiter aufzuweichen, weil er es im 
ersten Anlauf nicht geschafft hat. Dies ist ein Mark-
stein; sonst hätte er den Kaufpreis auch nicht be-
zahlt. Unsere Sorge ist, daß das so weitergehen 
wird. Es geht j a nicht nur um die Klett-Passage. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr richtig!) 

Deshalb muß j a hier in diesem unwürdigen Eilver-
fahren so ein Gesetz in einer Sondersitzung behan-
delt werden, 

(Beifall bei der SPD) 

und deshalb soll nachher der Rechtsausschuß zu 
einer Sondersitzung zusammentreten, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Der gar nicht 
zuständig ist!) 

obwohl er sonst genug Zeit hat, das zu machen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— Ihre Kollegen haben ja im Rechtsausschuß Zeit 
verschenkt. Das können wir belegen, Herr Bohl. 
Schauen Sie einmal nach! 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Die haben jahre

-

lang die Zeit verplempert!) 

Mit dem Gesetz wollen Sie in der sozialen Aufwei-
chung weiterkommen; das ist völlig klar. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vor einem Jahr habe ich eine parlamentarische 
Anfrage gestellt: Wie sieht es mit dem Ladenschluß-
gesetz aus? Da hat Ihr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Vogt aus dem Arbeitsministerium heilige 
Eide geschworen: Das wird nicht geändert. Ein Jahr 
ist vergangen, jetzt haben wir die Änderungen, und 
das soll ja wohl so weitergehen. 

Aufweichung das Ladenschlußgesetzes heißt: 
Verschlechterungen der Konkurrenzsituation für 
die kleinen Gewerbetreibenden und Verschlechte-
rungen der Arbeitsbedingungen der Beschäftigten, 
die im Einzelhandel zumeist Frauen sind. Sie be-
kommen jetzt Teilzeitarbeitsplätze, teilweise ohne 
Versicherung, und dürfen für ein paar Stunden 
kommen und im Laden stehen. Draufzahlen werden 
diejenigen, die in den Außenbereichen sitzen; abge-
sahnt wird in der Innenstadt. Und das wird so wei-
tergehen! Herr Sauter, ich sage Ihnen jetzt schon: 
Die FDP wird ihre weiteren Forderungen schon er-
heben, und wenn Sie sagen, das könne auf Landes-
ebene entschieden werden, wird eben dort weiter 
aufgeweicht. 

Dafür gibt es dann einige Verbesserungen im 
UWG. Die Verbesserungen, die Sie vorgeschlagen 
haben, werden von uns zum Teil mitgetragen; sie 
gehen uns aber nicht weit genug. Ich darf daran 
erinnern, daß Sie für den Fall, daß auf Grund unlau-
teren Wettbewerbs ein Vertrag abgeschlossen wor-
den ist, zwar das Rücktrittsrecht einführen, aber 
keinen Schadenersatz. Darum machen Sie einen 
Bogen, und deshalb reicht Ihr Vorschlag nicht aus. 

Es gibt andere Gebiete, die von Ihnen ebenfalls 
nicht berücksichtigt worden sind. Zum Beispiel 
finde ich bei Ihnen kein Wort über das Verbot dis-
kriminierender Vertragsbedingungen, 

(Zustimmung der Abg. Frau Fuchs [Köln] 
[SPD]) 

etwa der Erscheinung, daß große Sortimenter Re-
gale vermieten und die Zulieferer zu erdrückenden 
Bedingungen abschließen müssen, um dort ihre 
Ware anbieten zu können. 

Auch gibt es kein Verbot des Verkaufs durch 
Großhändler an Letztverbraucher. Wir alle wissen: 
Nicht diejenigen, die schmal bei Kasse sind, können 
dort günstig einkaufen, sondern diejenigen, die gute 
Beziehungen haben und die sehr wohl zum norma-
len Preis im normalen Handel einkaufen könnten. 
Gerade Sie müßten ja ein Interesse daran haben, 
hier schärfer vorzugehen, tun es aber nicht. 

Ihre Regelungen zum Verbot der Preisgegen-
überstellung sind sehr abgestuft. Wir werden uns 
das noch einmal daraufhin ansehen müssen, ob 
wirklich eine Verbesserung erreicht wird oder ob 
Sie auf halbem Wege stehenbleiben. 

Wir finden es auch richtig, daß Sie die Streitwert

-
grenzen bei den Klagen zur Abmahnung und bei 
Unterlassungsklagen herabsetzen wollen. Leider 
sind Sie nicht konkret und nennen keine Obergren-
ze, sondern setzen das in das Ermessen der Gerich- 
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te. Dann wird sich das aber erst durch eine langjäh-
rige Gerichtspraxis einpendeln müssen. Wir hatten 
vorgeschlagen: 50 000 DM als absolute Streitwert-
obergrenze und 5 000 DM für Verbraucherverbände, 
die überwiegend aus öffentlichen Kassen bezu-
schußt werden. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Aber doch 
nicht zu dem Zweck, Prozesse zu verlie

-

ren!) 

Diesen Mut haben Sie nun leider nicht aufgebracht. 
Wir werden aber in den Ausschußsitzungen und 
auch in der letzten Lesung darauf bestehen und 
werden das noch einmal zur Sprache bringen. 

Sie verzichten auch auf Strafvorschriften, Sie be-
lassen es lediglich bei Unterlassungsklagen. Wir ha-
ben Zweifel, ob das ausreichen wird, um wirklich 
durchgreifende Verbesserungen zu erzielen. 

Wir hatten in unserem Entwurf, den Sie teilweise 
übernommen haben — und das finde ich auch gut, 
es waren gute Gedanken drin — das Verbot der 
unwahren Werbung fortgelassen. Wir hatten es so-
gar strafbewehrt. Die progressive Kundenwerbung 
hatten wir ebenfalls strafbewehrt; bei Ihnen ist le-
diglich die Unterlassung drin. 

(Sauter [Ichenhausen] [CDU/CSU]: Das 
steht doch gar nicht mehr drin!) 

— Das werden wir im Ausschuß prüfen. Wir mei-
nen, das sollte auch hier enthalten sein. 

Wir gehen mit Ihnen den gleichen Weg, daß die 
Abmahnungen durch die Abmahnvereine bei der 
ersten Abmahnung kostenfrei sein sollen, und auch 
beim Räumungs- und Schlußverkauf finden Sie bei 
den künftigen Vorschriften unsere Unterstützung. 
Allerdings hätten wir auch gern — und das ersehen 
Sie aus unserem Antrag, den wir vorgelegt haben — 
weitergehende Vorschriften zum Schutz kleiner Ge-
werbetreibender. Wir sehen mit Erschrecken, daß 
kleine Gewerbetreibende aus den Innenstädten 
herausgedrängt, herausprozessiert werden, weil sie 
gegen die kapitalkräftigen Ketten nicht ankommen 
können. Das können Sie in jeder Großstadt, das 
können Sie in jeder Mittelstadt sehen. Hier ist ein 
besserer Mieterschutz für die kleinen Gewerbetrei-
benden erforderlich. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Das ist doch 
keine UWG-Problematik!) 

— Es ist ein Omnibusgesetz, wie Sie wissen sollten, 
in dem viele Regelungen zusammengefaßt sind. Da 
kann man auch eine solche Regelung unterbringen, 
die kleine Gewerbetreibende, ob es Einzelhändler 
oder Handwerker sind, davor schützt, aus der In-
nenstadt herausgebracht zu werden, was übrigens 
nicht nur für die Geschäftslage wichtig ist, sondern 
auch für das Bild, das eine Innenstadt bieten kann. 

Es ist erforderlich, die Baunutzungsordnung wei-
ter zu verbessern, damit auch die Gemeinderäte 
mehr dazu beitragen können, das weitere Auswu-
chern von Verbrauchermärkten zu stoppen. Wir 
brauchen die kleineren Betriebe in den Innenstäd-
ten. Wir wollen keine Verödung der Innenstädte. 
Wir wollen, daß die mittelständische Wirtschaft wei-

terhin konkurrieren, mitmachen kann und nicht 
beiseite gedrängt wird. 

Die Redezeit ist abgelaufen. Wir haben noch aus-
reichend Gelegenheit — wir werden sie uns ver-
schaffen —, im Rechtsausschuß und im Ausschuß 
Arbeit und Soziales nachzufassen. Wir wollen einen 
besseren Schutz und wir halten nichts davon, Ange-
bot gegen Angebot, Ladenschlußgesetz gegen UWG 
zu verabschieden, sondern wir wollen, daß die Mate-
rien einzeln geprüft und zum Wohle unserer Bürger 
erarbeitet und dann verabschiedet werden, aber 
nicht als Handel. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das müssen Sie mal der SPD sa

-

gen!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Wir wollen 
mit diesem Artikelgesetz die gesetzlichen Rahmen-
bedingungen des Wettbewerbs, insbesondere im 
Einzelhandel, in einigen wenigen Punkten verbes-
sern; denn vor allem hier sind Mißstände aufgetre-
ten, die einer gesetzlichen Korrektur bedürfen. 

Der Handel ist wohl diejenige Branche in der 
Bundesrepublik, die seit dem Ende der 60er Jahre 
den tiefgreifendsten Strukturwandel überhaupt hat 
durchmachen müssen. Dieser Strukturwandel ging 
einher mit einer sehr hohen Zahl von Zusammen-
brüchen kleiner und mittlerer Unternehmen. Auf 
der anderen Seite bildete sich eine Reihe von gro-
ßen Unternehmenseinheiten heraus, die einen zu-
nehmenden Anteil des Handelsvolumens auf sich 
vereinigen. 

Bisher hat der verschärfte Preiswettbewerb im 
Handel dem Verbraucher nur genützt. Die Preis-
steigerungsraten vor allem im Lebensmittelhandel 
waren in den letzten Jahren immer unterdurch-
schnittlich. Der Strukturwandel im Einzelhandel 
hat sich sicherlich nicht gegen den Willen des Kon-
sumenten vollzogen, sondern er wurde im Gegenteil 
von breiten Verbraucherschichten getragen. 

Auf der anderen Seite ist uns das Schicksal der 
kleinen und mittleren Einzelhändler, die durch die 
Konzentration in Bedrängnis geraten sind, nicht 
gleichgültig. Konzentration ist ein Vorgang, der Li-
berale immer und überall mit Besorgnis erfüllt. 
Deshalb haben wir von Anfang an unsere Ent-
schlossenheit bekräftigt, im Rahmen der markt-
wirtschaftlichen Ordnung die Erhaltung einer ge-
sunden, mittelständisch geprägten Struktur des 
Einzelhandels zu fördern. 

Wir legen großen Wert darauf: Die gesetzlichen 
Vorschriften dürfen kleine und mittlere Unterneh-
men im Wettbewerb nicht benachteiligen. Von den 
gesetzlichen Rahmenbedingungen dürfen keine An-
stoßeffekte in Richtung auf Konzentration ausge-
hen. Deshalb wollen wir das Gesetz gegen den un-
lauteren Wettbewerb um eine Reihe von neuen Tat-
beständen ergänzen, die insbesondere verbreiteten 
Mißständen bei der Werbung entgegenwirken sol-
len. 
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Wir schlagen ein Verbot der öffentlichen Wer-

bung mit Preisgegenüberstellungen vor. Durchge-
strichene Preise und reißerisch aufgemachte Preis-
senkungen sollen unzulässig sein. Auch die Wer-
bung mit mengenmäßiger Begrenzung soll unter-
sagt werden, ebenso aber auch jede Art der Wer-
bung für Waren, die im Laden nicht unbeschränkt 
angeboten werden. 

(Abg. Dr. Emmerlich [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Cronenberg: Wären Sie bereit, eine 
Zwischenfrage zu beantworten? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Bitte sehr. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Graf Lambsdorff, rich-
tig ist, daß es einen Verdrängungswettbewerb gege-
ben hat, der besorgniserregend ist. Sind Sie aber 
nicht mit mir der Meinung, daß diesem Phänomen 
in erster Linie durch eine Veränderung des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen zu Leibe 
gerückt werden müßte und nicht durch eine Verän-
derung der UWG? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Nein. Sie können, was 
die Wettbewerbsform und die Art des Wettbewerbs 
anlangt, nur mit dem UWG operieren. Sie können, 
was die Konzentrationsbewegung und die Fusions-
tendenzen anlangt, mit dem Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen operieren. Das ist ein 
Thema der nächsten Legislaturperiode. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Dazu sind Sie zur 
Zeit offenbar nicht in der Lage!) 

Im übrigen, Herr Kollege Emmerlich, rührt mich 
ganz außerordentlich, daß die SPD ihr Herz für den 
Einzelhandel entdeckt hat. Vor wenigen Jahren gab 
es noch die Gelbe-Punkt-Aktion, die Herr Börner 
losgelassen hatte. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Damals beschäftigte sich Herr Börner mit gelb, 
heute beschäftigt er sich mit grün. Auch das ist 
wahrscheinlich für den Einzelhandel nicht beson-
ders förderlich. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Es gehört zu Ihren 
Methoden, daß Sie Sachfragen mit Ausfäl

-

len beantworten!) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 

haben auch den Versuch unternommen, das Son-
derveranstaltungsrecht im UWG neu zu gestalten. 
Der von uns vorgelegte Gesetzentwurf enthält ei-
nige spürbare Verschärfungen, ohne jedoch das Ziel 
der Deregulierung aus den Augen zu verlieren. Ins-
besondere die Voraussetzungen für Aus- und Räu-
mungsverkäufe werden künftig klar geregelt. Des-
halb können Verstöße und Umgehungen künftig 
wirksamer bekämpft werden. Dazu wird auch bei-
tragen, daß die Kontrolle künftig nicht mehr in der 
Hand von Behörden liegen wird. Dieses System hat 
sich letztlich nicht als effektiv erwiesen. Das zivil-
rechtliche Sanktionssystem des UWG hat sich ins-
gesamt bewährt. 
In der Öffentlichkeit werden mit dieser UWG

-

Novelle teilweise bestimmte weitergehende Hoff-

nungen, teilweise auch Befürchtungen verbunden. 
Deshalb scheint mir eine Klarstellung nötig. 

Diese UWG-Novelle soll und kann den Struktur-
wandel im Einzelhandel nicht aufhalten oder ihn 
nachhaltig beeinflussen. Seit es Handel gibt, gibt es 
auch Strukturveränderungen. 

Diese UWG-Novelle ist deshalb keine Überlebens-
garantie für einzelne Vertriebsformen oder be-
stimmte Unternehmensgrößen. Ein Schutzzaun, der 
die Unternehmen vor der Brise des Wettbewerbs 
bewahrt, kann das UWG nicht sein. Der Mittelstand 
bedarf eines solchen Reservats auch nicht. Die hohe 
Zahl von erfolgreichen Neugründungen auch im 
Einzelhandel beweist sehr wohl, daß kleine und 
mittlere Unternehmen heute wie früher Zukunfts-
chancen in einer freiheitlichen Wirtschaftsordnung 
besitzen. 

Der Staat darf nicht gezielt in den Wettbewerbs-
prozeß eingreifen und den Strukturwandel in eine 
bestimmte Richtung lenken wollen. Deshalb lehnt 
die FDP die Versuche ab, ein Verbot des Verkaufs 
unter Einstandspreis im UWG zu verankern. Des-
halb wenden wir uns gegen ein Verbot der Rabatt- 
und Konditionsspreizung und halten auch nichts 
von einem allgemeinen Diskriminierungsverbot. 
All dies sind nämlich Maßnahmen, die einen ersten 
Schritt in Richtung staatlicher Preisreglementie-
rung und behördlicher Kontrolle darstellen. Sie 
sind mit unserer Ordnung nicht vereinbar. 

Mit der Novellierung des Ladenschlußgesetzes, 
dem zweiten wichtigen Teilstück dieses Artikelge-
setzes, wollen wir einen Schritt zu mehr Wettbe-
werb im Einzelhandel wagen. Mittelständische Ein-
zelhändler sind keineswegs von vornherein gegen-
über Großunternehmen benachteiligt. Dieses Vor-
urteil wird in der Praxis vielfach widerlegt, voraus-
gesetzt — und das ist in vielen Fällen der Fall —, 
die Einzelhändler verfügen über die nötige Anpas-
sungsfähigkeit, Kreativität und Leistungsbereit-
schaft. 

(Tatge [GRÜNE]: Und wenn nicht?) 

Aber wie schon das Ifo-Institut in München zu 
Recht festgestellt hat, ist die vielgerühmte Flexibili-
tät mittelständischer Unternehmen nur dann eine 
scharfe und wirksame Waffe gegenüber Großunter-
nehmen, wenn sie konsequent und zielstrebig ein-
gesetzt wird und werden kann. 

Die starren Ladenschlußzeiten sind ein bürokra-
tisches Hemmnis, das den Strukturwandel im Ein-
zelhandel behindert und die flexible Anpassung an 
geänderte Konsumentengewohnheiten erschwert. 
Dies wirkt sich nach meiner Überzeugung nachtei-
lig vor allem für kleinere und mittlere Einzelhänd-
ler aus, deren Entfaltungsmöglichkeiten im Wettbe-
werb durch die Ladenschlußregelung unnötig ein-
gegrenzt werden. Deshalb setzt sich die FDP seit 
langem mit Nachdruck für eine Flexibilisierung der 
Ladenschlußzeiten ein. Das geltende Ladenschluß

- recht ist längst überholt. Es wird den heutigen Be-
dürfnissen der Verbraucher, der Einzelhändler und 
der Arbeitnehmer im Einzelhandel nicht mehr ge-
recht. 
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Dr. Graf Lambsdorff 
Dieser Gesetzentwurf beschränkt sich auf eine 

begrenzte Liberalisierung der Ladenschlußzeiten 
an Bahnhofspassagen, Flughäfen und Fährhäfen. 
Wir begrüßen die beabsichtigte Gesetzesänderung, 
weil wir damit erstmals seit vielen Jahren bei unse-
rem Bemühen um mehr Freizügigkeit einen Durch-
bruch erreicht haben. 

Der Vorwurf, hier würde ein Gesetz speziell zur 
Besitzstandswahrung einer Handvoll Kaufleute in 
der Stuttgarter Klett-Passage geschaffen, geht fehl, 
wenngleich die sozialdemokratischen Kollegen aus 
Stuttgart die Dinge etwas anders beurteilen und 
darüber reden, als Sie das hier getan haben. Natür-
lich gehört es mit zu den Zielen dieser Novelle, daß 
die bewährte Sonderregelung in Stuttgart fortge-
führt werden kann. 

Das Gesetz geht aber darüber hinaus. Uns geht es 
in erster Linie um die Tausenden von Kunden, die 
die Vorteile der Abendeinkaufszeiten gern nutzen. 
Wir wollen möglichst vielen Verbrauchern in der 
ganzen Bundesrepublik ähnlich vorteilhafte Ein-
kaufszeiten ermöglichen. 

Das Thema Ladenschluß ist in dieser Legislatur-
periode damit abgeschlossen. In der nächsten Le-
gislaturperiode werden wir erneut für eine grund-
sätzliche Reform eintreten. Dazu mache ich drei, 
wie wir glauben, wichtige Bemerkungen. 

Erstens. Die FDP will keine generelle Aufhebung 
der Ladenschlußregelung. Wir wollen die wöchentli-
chen Öffnungszeiten nicht verlängern. Wir wollen 
aber den Einzelhändler selbst entscheiden lassen, 
wann er seinen Laden innerhalb dieses Gesamtrah-
mens öffnet. Niemand soll gezwungen werden, ins-
gesamt mehr Stunden hinter der Ladentheke zu 
arbeiten als bisher. 

Zweitens. Wir sind der Überzeugung, daß mehr 
Flexibilität gerade dem selbständigen mittelständi-
schen Einzelhändler im Wettbewerb hilft. Der Ver-
sandhandel hat sich vorbei am stationären Handel 
und zu dessen Lasten entwickelt. Btx wird eine 
neue Herausforderung. Ein in das Korsett starrer 
Ladenschlußregelung gezwängter Einzelhandel 
wird dieser Entwicklung nicht erfolgreich begegnen 
können. 

Drittens. Der oft gehörte Hinweis, der Anteil des 
Einzelhandels an den Ausgaben der Konsumenten 
bleibe immer gleich groß, ist falsch. Um das verfüg-
bare Einkommen des Verbrauchers konkurrieren 
viele Gruppen neben dem Einzelhändler. Ich er-
wähne als Beispiel nur Reiseveranstalter und die 
Gastronomie. Sie könnten die Reihe fortsetzen. Die 
Darbietungsform und Anbietungsmöglichkeit ha-
ben entscheidenden Einfluß darauf, wo und wofür 
der Verbraucher sein Geld ausgibt. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, dieses Artikelgesetz 
ist alles in allem ein ausgewogener Kompromiß, der 
jedem etwas gibt und keinem alles. Er wird daher in 
der Öffentlichkeit je nach Interessenlage auf Zu-
stimmung und Ablehnung zugleich stoßen. Wir 
Freien Demokraten sind davon überzeugt, daß wir 
mit diesem Gesetz nach langem und hartem Ringen 
und schwierigen Verhandlungen eine gute Lösung  

für viele schwierige Probleme gefunden haben. Wir 
werden uns deshalb dafür einsetzen, daß der Ent-
wurf noch in dieser Legislaturperiode verabschie-
det werden und möglichst bald in Kraft treten 
kann. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Auhagen. 

Auhagen (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Neuregelung der Krankenver-
sicherung für Hebammen ist zwar erfreulich. 
Warum zu diesem Punkt aber wie überhaupt zu die-
sem ganzen Sammelsurium von Anträgen eine 
Sondersitzung des Bundestages erforderlich ist, 
müßten Sie, bitte schön, einmal begründen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Anscheinend will die Regierung alle innerhalb 
der Koalition kontroversen Themen vom Tisch krie-
gen, um dann harmonisch in den Wahlkampf einzu-
treten. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie sind ja ein Schlau

-

meier! — Tatge [GRÜNE]: Das ist er 
auch!) 

Ein solches unangenehmes Thema ist die Ände-
rung des Kündigungsrechtes des Schuldners bei 
Wucherzinsen. Hier leisten Sie der Versicherungs-
wirtschaft Tribut, der Sie seit langem durch finan-
zielle Zuwendungen verbunden sind. 

Kommen wir zum Kern dieses Koalitionsstreitig-
keitenbereinigungsgesetzes — denn darum handelt 
es sich hier —, also zum Ladenschluß, der auch 
innerhalb der CDU-Fraktion sehr umstritten ist. 
Der konkrete Gegenstand, nämlich erweiterte Öff-
nungszeiten in Verbindungsetagen zwischen öffent-
lichem Nah- und Fernverkehr, scheint eher gering-
fügig. Auch heute schon gelten auf Bahnhöfen und 
Flughäfen Ausnahmeregelungen. Der Anlaß — ich 
betone: der Anlaß — der Novellierung ist bekannt: 
der Fall Klett-Passage. Der Gedanke, Unsicher-
heitsgefühlen von Passanten und Kriminalitätsge-
fahren statt durch ein extremes Mehr an Polizei-
streifen, Hunden und Überwachungskameras durch 
soziale Belebung zu begegnen, ist uns GRÜNEN zu-
nächst einmal sympathisch. Verdächtig ist es aller-
dings, wenn dieses Argument erst da laut wird, wo 
es geschäftlichen Interessen und zweifelhaften 
wirtschaftspolitischen Strategien dient. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Sauter [Ichen

-

hausen] [CDU/CSU]: Wieso „zweifelhaf

-

ten"?) 

Wir werden uns gegen Veränderungen in ganz be-
stimmten Sonderbereichen nicht dogmatisch weh-
ren, allerdings sehr genau prüfen, inwiefern diese 
konkreten Ausnahmefälle Auswirkungen auf die 
Beschäftigung haben. 

(Sauer [Stuttgart] [CDU/CSU]: Zusätzliche 
Teilzeitarbeitsplätze!) 

— Das ist die Frage. Wie die in der Regel teilzeitar

-

beitenden Frauen zu den erweiterten Ausnahmere- 
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gelungen stehen, wird für uns eine entscheidende 
Rolle dabei spielen, wie wir uns zu dieser Frage ver-
halten. 

Allerdings gibt es im Fall der Klett-Passage einen 
weiteren Punkt, der uns skeptisch macht. Es wird 
nämlich nicht nur der gegenwärtige Stand festge-
schrieben, sondern es wird auch ermöglicht, daß 
sich neue Geschäfte ansiedeln, und zwar nicht nur 
in der Klett-Passage, sondern auch an anderen Or-
ten. Damit wird deutlich, worum es bei dieser Aus-
nahmeregelung wirklich geht — der Kollege 
Lambsdorff hat es ja auch ganz offen gesagt —, 
nämlich darum, daß die FDP in dieser Legislaturpe-
riode den Einstieg bei den Ladenschlußzeiten 
durchgesetzt hat, um dann in der nächsten Legisla-
turperiode die völlige Liberalisierung durchzuset-
zen. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Das hat er 
nun wieder nicht gesagt! — Weitere Zurufe 

von der FDP) 

— Jedenfalls eine generelle Liberalisierung für 
alle — — 

(Erneute Zurufe von der FDP und der 
CDU/CSU) 

Um Ihnen, den Vertretern des CDU-Mittelstandes, 
die ich heute kaum sehe — im Ausschuß war die 
Debatte sehr lebhaft — und die gegen diese Überle-
gung sind, diesen Einstieg zu versüßen, wird gleich-
zeitig noch — der Kollege Schwenk von der SPD 
hat es schon gesagt — eine Novellierung des UWG 
nachgeschoben, damit Sie vor Ihrer Klientel nicht 
allzu nackt dastehen müssen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Wer steht schon 
gern nackt da!) 

Was spricht aber nun gegen die generelle Libera-
lisierung der Ladenschlußzeiten? Zunächst einmal 
klingt Liberalisierung nach Befreiung. Aber auf 
dem Hintergrund der brutalen Arbeits- und Kon-
kurrenzbedingungen im Einzelhandel, insbeson-
dere im Lebensmitteleinzelhandel, bekommt der 
Begriff Liberalisierung einen ganz anderen Klang. 
Zehntausende von kleinen Einzelhändlerinnen und 
Einzelhändlern kämpfen in einem fast aussichtslo-
sen Wettbewerb mit Billiganbietern um ihr Überle-
ben 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Sie sind durch 
den Ladenschluß zur Strecke gebracht 

worden!) 

— ich komme gleich darauf zu sprechen —, 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das ist der übliche 
Trick!) 

mit Billiganbietern, die sich auf Grund ihrer Größe 
und Marktmacht Dumpingpreise erlauben können, 
zu denen der kleine Einzelhändler nicht einmal bei 
seinem Großhändler einkaufen kann. Daß Sie, Herr 
Kollege Lambsdorff, so etwas als Marktwirtschaft 
bezeichnen 

(Tatge [GRÜNE]: Ein Gesetz der Wölfe ist 
das! — Zurufe von der FDP und der CDU/ 

CSU) 

— Entschuldigung, ich habe jetzt die Adelstitel in 
dieser Republik vergessen —, daß Sie, Herr Kollege 
Graf Lambsdorff das als etwas Naturwüchsiges für 
die Marktwirtschaft ansehen, zeigt, daß Sie unter 
Marktwirtschaft eine Raubfischwirtschaft verste-
hen. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Raubfisch

-

wirtschaft?) 

— Raubfischwirtschaft. — Daher ist es kein Wun-
der, daß jährlich mehr als 3 000 kleine Lebensmit-
telgeschäfte verschwinden und ein einziges Ein-
kaufszentrum auf der grünen Wiese übrigbleibt. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Weil die GRÜNEN 
keine Seife kaufen!) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, Sie 
gestatten eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Kleinert? 

Auhagen (GRÜNE): Ja, bitte schön. 

Kleinert (Hannover) (FDP): Herr Kollege, macht 
Sie in diesem Zusammenhang nicht das Phänomen 
nachdenklich, daß der kleine Einzelhandel in unse-
ren sämtlichen europäischen Nachbarländern, in 
denen es keine Ladenschlußregelung vergleichbar 
der unsrigen gibt, bedeutend besser überlebt hat als 
ausgerechnet hier, wo er diese Segnungen von Ver-
bandsseite erfahren hat? 

(Beifall bei der FDP — Zuruf von der SPD: 
Quatsch, Unfug!) 

Auhagen (GRÜNE): Ich will das nicht generalisie-
ren. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

— Moment! — Man muß mehrere Sachen unter-
scheiden. Das erste ist: Wenn Sie Südeuropa anse-
hen, wo es ja viel mehr kleine Geschäfte gibt, dann 
stellen Sie fest, daß die auf einem ganz geringen 
Level nahe dem Existenzminimum leben. Das 
zweite ist — jetzt komme ich auf den Kern Ihrer 
Frage —: Was die kleinen Geschäfte angeht, so sehe 
ich das durchaus nicht völlig anders als Sie. Nur, 
diese generelle Liberalisierung in dem Sinne, daß 
die Öffnungszeiten unabhängig von der Betriebs-
form geändert werden können, bedeutet einen 
Druck auf die kleinen Händler. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Sauter [Ichen- 
hausen] [CDU/CSU]: Wofür sind Sie 

denn?) 

— Ich glaube, es wird deutlich, wenn Sie einen Au-
genblick warten. 
Dort, wo die kleinen Geschäfte verschwunden 

sind, allein ein einziges Einkaufszentrum auf der 
grünen Wiese übriggeblieben ist, wird die Einkaufs-
situation insbesondere für alte Menschen brutal. 
Der gesteigerte Autoverkehr geht auf Kosten der 
Gemeinden — die müssen die Infrastrukturausga-
ben aufbringen — und auf die Nerven der Anwoh-
ner. 
Noch brutaler ist aber der Druck auf die Beschäf-

tigten: drastische Wegrationalisierung von Arbeits-
plätzen, ständige Angst, bei der nächsten Rationali- 
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Auhagen 
sierungswelle dabei zu sein oder nicht mehr dabei 
zu sein; ständige Angst, die Situation von Teilzeitar-
beitnehmerinnen, die mit nur geringen Schutzrech-
ten oder gar keinen Schutzrechten ausgestattet 
sind. Angesichts solcher Verhältnisse wird sich 
kaum ein Angestellter in einer solchen Situation 
der verlängerten Öffnungszeiten dagegen wehren 
können, solche Öffnungszeiten wahrzunehmen. 

(Abg. Dr. Graf Lambsdorff [FDP] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Präsident, ich lasse die Frage zu, wenn mir 
die Zeit nicht angerechnet wird. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte schön — Herr Au-
hagen, es wird Ihnen nicht angerechnet —, Herr 
Abgeordneter Graf Lambsdorff, zu einer Frage. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. 

Herr Kollege, sind Sie sich darüber im klaren, 
daß trotz der Konzentrationswelle gerade im Le-
bensmitteleinzelhandel, die auch wir kritisch sehen, 
die Zahl der Beschäftigten im Lebensmitteleinzel-
handel nicht gesunken, sondern gestiegen ist? 

Auhagen (GRÜNE): Das bezweifle ich. Wenn Sie 
das auf Teilzeitstellen beziehen, dann kann das 
durchaus sein. Aber die Basis müssen die Vollzeit-
stellen sein. 

Und, Herr Kollege Lambsdorff, wenn Rationali-
sierung einen Sinn hat, dann besteht er doch darin, 
daß Arbeitsplätze wegrationalisiert werden. Denn 
keiner wird bei dem gleichen Umsatz und dem 
gleichen Einsatz von Arbeitskräften deswegen 
große Rationalisierungsmaßnahmen unternehmen. 

Ebenso wird durch die allgemeine Liberalisie-
rung der Ladenschlußzeiten der Druck auf die klei-
nen Ladenbesitzer noch drastisch verschärft. Be-
zeichnend ist, wer sich für die generelle Liberalisie-
rung der Ladenschlußzeiten ausspricht. Das ist 
nämlich der Verband der Selbstbedienungswaren-
häuser, also die Einkaufszentren auf der grünen 
Wiese, die mit einem hohen Kapitaleinsatz und ei-
nem geringen Arbeitseinsatz aggressiv expandie-
ren. Vor diesem Hintergrund lehnen wir eine gene-
relle Liberalisierung der Ladenschlußzeiten ab. 
Darunter verstehen wir auch, was Sie gesagt haben: 
daß es unabhängig von der Betriebsform eine Ver-
änderung der Ladenschlußzeiten gibt. Das heißt 
aber nicht, daß nicht in weiten Teilen der Bevölke-
rung das Bedürfnis nach erweiterten Einkaufszei-
ten besteht, insbesondere unter den Berufstätigen, 
die für ihren Haushalt allein zu sorgen haben. 

Auch der Vergleich von Nettoarbeitszeiten von ca. 
40 Wochenstunden und theoretischen Ladenöff-
nungszeiten von ca. 64 Stunden hinkt in der Praxis. 
Man muß sich nur ansehen, wie die Bruttoarbeits-
zeiten aussehen. Die bestehen auch aus einer Pause 
und aus Anfahrtszeiten, und wenn man das zusam-
menrechnet, auch liebe Kollegen von der SPD, dann 
kommen Sie faktisch zu dem Ergebnis — was auch 
die Praxis beweist —, daß ein großer Teil der Be-
schäftigten Probleme hat, die Einkäufe zu erledi-
gen. 

Hier sollten weder der Einzelhandelsverband 
noch die Gewerkschaften über reale Bedürfnisse in 
der Bevölkerung hinwegreden, weil das Ergebnis 
nicht ins althergebrachte Konzept paßt. Statt des-
sen sollte der Herausforderung der FDP-Konzen-
trationslobby offensiv begegnet werden, nämlich 
durch die Suche nach Lösungen, die erstens nicht 
zu zusätzlichem Konkurrenzdruck für die kleinen 
Einzelhändler führen und zweitens vor allen Din-
gen nicht die Rechte und Interessen der Lohnab-
hängigen im Einzelhandel antasten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Erhard. 

Erhard, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wir beraten einen Gesetzent-
wurf, den die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und 
FDP förmlich an der Regierung vorbei eingebracht 
haben, aber dennoch nicht zur größten Überra-
schung der Regierung. Die Regierung hat den Sach-
verstand ihrer Mitarbeiter und den eigenen den 
Fraktionen nicht vorenthalten, und wir freuen uns, 
daß eine so umfangreiche Arbeit mit so vielen Bera-
tungen auf der Abgeordnetenebene zu einem so do-
kumentarstarken Gesetzentwurf geführt hat. Das 
beweist die Handlungsfähigkeit des Parlaments 
und der Mehrheitsfraktionen, das beweist die Ko-
operationsfähigkeit von drei Fraktionen, wobei ich 
also die SPD einbeziehen kann. Daß die GRÜNEN 
das tun werden, halte ich für ausgeschlossen; dar-
auf ist die Regierung aber auch gar nicht erpicht. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Wir auch 
nicht!) 

Wir freuen uns, daß das Recht des unlauteren 
Wettbewerbs auf Ebenen gestellt wird, die den mo-
dernen Verhältnissen angepaßt sind. Der Rechts-
ausschuß hat Strafvorschriften im Rahmen der Be-
kämpfung der Wirtschaftskriminalität bereits ver-
abschiedet, die ja hier von der materiellen Seite her 
ihren Quellpunkt haben. 

Wir denken, daß die sonstigen Vorschriften der 
Reichsversicherungsordnung, des Ladenschluß- 
und Arbeitsförderungsgesetzes sinnvoll sind und 
bald abschließend beraten werden können. 

Wir wünschen dem Parlament und den beteilig-
ten Ausschüssen eine möglichst zügige Beratung, 
damit das, was eine recht ordentliche Gesetzgebung 
zu sein verspricht, auch in das Gesetzblatt hinein-
kommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Die Aussprache kann geschlos-
sen werden. 

Es ist beantragt, die Vorlagen auf Drucksachen 
10/4741, 10/5002 und 10/5003 zur federführenden Be-
ratung an den Rechtsausschuß, zur Mitberatung an 
den Ausschuß für Wirtschaft, den Finanzausschuß 
und den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zu 
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Vizepräsident Cronenberg 
überweisen, zusätzlich - das ist aus dem Plenum 
mit Zustimmung aller Fraktionen beantragt worden 
- an den Ausschuß für Jugend, Familie und Ge-
sundheit. - Weitere Vorschläge sind offensichtlich 
nicht gemacht. Dann sind die Überweisungen so 
beschlossen. 

Bevor ich die Sitzung schließe, gebe ich dem Ab-
geordneten Senfft zu einer Erklärung nach § 32 un-
serer Geschäftsordnung das Wort. 

Senfft (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Präsident. 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der 

194. Sitzung des Deutschen Bundestages am 30. Ja-
nuar dieses Jahres wurde während der Aussprache 
zu Tagesordnungspunkt 2 - zweite und dritte Be-
ratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfes eines dritten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über den Ausbau der Bundesfernstraßen 
- unter anderem von den Abgeordneten Dauberts-
häuser und Karsten Voigt unterstellt, die GRÜNEN 
befürworteten offensichtlich den umstrittenen Al-
leen-Tunnel in Frankfurt - so z. B. Plenarproto-
koll, Seite 14640 -, da die GRÜNEN in keinem ein-
zigen Änderungsantrag die Streichung des Frank-
furter 500-Millionen-DM-Projekts gefordert hätten. 

Der Abgeordnete Karsten Voigt wiederholte diese 
Unterstellung in einer von der südhessischen SPD 
verbreiteten Pressemitteilung, deren Inhalt unter 
anderem am 3. Februar dieses Jahres in der 
„Frankfurter Stadtrundschau" veröffentlicht wurde. 
Diese Unterstellungen sind jedoch falsch. 

Anlage zum Stenographischen Bericht 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 
Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Abelein 5. 2. 
Dr. Apel 5. 2. 
Becker (Nienberge) 5. 2. 
Brück 5. 2. 
Büchner (Speyer) 5. 2. 
Dr. Dollinger 5. 2. 
Dreßler 5. 2. 
Eickmeyer 5. 2. 
Dr. Enders * 5. 2. 
Ertl 5. 2. 
Frau Fuchs (Verl) 5. 2. 
Genscher 5. 2. 
Grünbeck 5. 2. 
Haase (Fürth) * 5. 2. 
Frau Dr. Hamm-Brücher 5. 2. 
Hedrich 5. 2. 
Höffkes 5. 2. 
Frau Huber 5. 2. 
Ibrügger ** 5. 2. 
Jahn (Marburg) 5. 2. 
Junghans 5. 2. 
Kastning 5. 2. 
Dr.-Ing. Laermann 5. 2. 
Lamers 5. 2. 
Lange 5. 2. 
Lohmann (Witten) 5. 2. 

Richtig ist demgegenüber, daß ich einen Ände-
rungsantrag auf Streichung des Alleen-Tunnels ge-
stellt habe, der außer von mir auch von meinem 
Kollegen Stefan Schulte und der Fraktion DIE 
GRÜNEN unterzeichnet war und als Drucksache 
10/4868 in namentlicher Abstimmung Nr. 117 allein 
gegen die Stimmen der GRÜNEN von den anderen 
Fraktionen abgelehnt wurde. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: So war das!) 

Deshalb bitte ich insbesondere die Abgeordneten 
Daubertshäuser und Karsten Voigt, künftig nicht 
weiter fälschlich zu behaupten, die GRÜNEN befür-
worteten offensichtlich den umstrittenen Alleen

-

Tunnel in Frankfurt bzw. die GRÜNEN hätten kei-
nen Antrag auf Streichung des Frankfurter Alleen

-

Tunnels gestellt. 

Ich fordere Sie gleichzeitig auf, in Zukunft die 
Wahrheit zu sagen und den Anstand zu wahren. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Vogel [Mün

-

chen] [GRÜNE]: Jawohl!) 

Vizepräsident Cronenberg: Nach dieser Erklärung 
nach § 32 sind wir am Schluß unserer Tagesord-
nung. 

Ich kann die Sitzung schließen und die nächste 
Sitzung für den 19. Februar 1986, 13 Uhr einberu-
fen. 

Ich wünsche allseits eine angenehme Heimfahrt. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.45 Uhr) 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Frau Dr. Martiny-Glotz 5. 2. 
Müller (Schweinfurt) 5. 2. 
Frau Pack * 5. 2. 
Pauli 5. 2. 
Rappe (Hildesheim) 5. 2. 
Reimann 5. 2. 
Roth (Gießen) 5. 2. 
Schäfer (Mainz) 5. 2. 
Schmidt (Hamburg) 5. 2. 
Schreiner 5. 2. 
Schröder (Hannover) 5. 2. 
Sielaff 5. 2. 
Stobbe 5. 2. 
Stücklen 5. 2. 
Frau Dr. Timm 5. 2. 
Verheugen 5. 2. 
Voigt (Frankfurt) 5. 2. 
Voigt (Sonthofen) 5. 2. 
Dr. Warnke 5. 2. 
Frau Dr. Wilms 5. 2. 
Wischnewski 5. 2. 
Frau Dr. Wisniewski 5. 2. 
Dr. de With 5. 2. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 
** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Ver-

sammlung 
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